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Does Religion Matter?
Zum Verhältnis von Religion und
sozialer Bewegung

aktiven Mitglieder ist längst zur Minderheit ge-
worden. In der Politik spielt Religion keine ent-
scheidende Rolle mehr. Selbst in den Program-
men und der Regierungspraxis der europäischen
Parteien, die nach wie vor das große ‚C‘ im
Namen führen oder sich explizit als christliche
Parteien verstehen, wird die religiöse Dimensi-
on zunehmend an den Rand gedrängt. Die christ-
lichen Kirchen sind z.B. in der Bundesrepublik
zwar eine deutlich vernehmbare Stimme der
politischen Öffentlichkeit. Ihr politisches En-
gagement wird jedoch – anders als noch in den
1950er und 1960er Jahren, als der Politikwis-
senschaftler Thomas Ellwein den ‚Klerikalis-
mus in der deutschen Politik‘ anprangerte, ‚Hir-
tenworte‘ zur Wahl an der Tagesordnung waren
und heftige kulturpolitische Kämpfe um die
konfessionelle Prägung der Schule ausgefoch-
ten wurden – nicht mehr als Bedrohung der
Freiheit wahrgenommen. Gesellschaftliche Be-
deutung haben sie allenfalls noch durch die
Übernahme sozialer Aufgaben. Dementspre-
chend sind auch immer seltener Forderungen
nach einer radikalen Trennung von Staat und
Kirche zu vernehmen.

Blickt man jedoch über den Tellerrand Euro-
pas, dann zeigt sich schnell, dass Europa alles
anders als die Regel, sondern vielmehr selbst
eher die Ausnahme darstellt. Der Islam breitet
sich höchst erfolgreich im arabischen Raum, in
Afrika und in Zentral- und Südasien aus. Christ-
liche Kirchen und Bewegungen verzeichnen in
Afrika, Lateinamerika und in Asien erhebliche
Wachstumsraten. Religion scheint auch nicht
mehr nur etwas für arme Leute zu sein, wie dies
jüngst noch einmal Ronald Inglehart behaupte-
te. Dies wird deutlich, wenn man auf die religi-
öse Vitalität moderner und sich rapide moderni-
sierender Gesellschaften im asiatischen Raum
blickt, um von Amerika zu schweigen.

Aber auch in Europa meldet sich die Religi-
on zurück. Allerdings in Form von Konflikten,
und daher wird diese Rückkehr auch als Bedro-
hung empfunden. Es handelt sich zum einen um

Die Renaissance der Religion
in der Politik
Am Morgen des 3. November 2004 rieben sich
viele Europäer verwundert die Augen. Amerika hatte
gewählt – und es hatte den Präsidenten gewählt, der
deutlicher als viele seiner Vorgänger im Amt aus
seiner starken religiösen Bindung und seinen reli-
giösen Überzeugungen keinen Hehl gemacht hatte.
Seinen Sieg hatte er zu einem wesentlichen Teil
dem Mobilisierungserfolg einer religiösen Bewe-
gung, der christlichen Rechten, zu verdanken. Sein
Erfolg war auch einem Programm geschuldet, in
dem moralische und Wertfragen sowie deren religi-
ös motivierte Lösungen einen prominenten Platz
einnahmen. „It’s the economy, stupid!“, die erfolg-
reiche Devise der Wahlkampfstrategen Bill Clin-
tons, hatte zumindest in dieser Wahl ihre Geltung
verloren: „It’s religion and its values, stupid!“.

Schon in den Wochen und Monaten vor der
Wahl hatte man wieder erstaunt zur Kenntnis neh-
men müssen, welch bedeutsame Rolle Religion
im Leben einer sehr großen Anzahl von Amerika-
nerInnen einnimmt. Dabei beschränkt sich die Rolle
der Religion aber keineswegs auf das private Le-
ben, sondern ist – trotz oder wegen des ersten
Verfassungszusatzes, der die Trennung von Staat
und Kirche gebietet – Bestandteil der politischen
Kultur und ein Faktor des öffentlichen und politi-
schen Lebens. Nach dem nationalen Mythos ist
Amerika ‚God’s own country‘, das Gelöbnis der
Loyalität zur Fahne und zur Republik beschwört
Amerika als „one Nation under God“.

Gut, mögen sich viele Europäer nach dem
ersten Schreck beruhigt haben, Amerika ist
schon immer eine Ausnahme gewesen, Ameri-
ka ist nicht Europa. Denn moderne westliche
Gesellschaften, das zeigt der Blick nach Euro-
pa, sind säkularisierte Gesellschaften. Die
christlichen Kirchen leiden unter einem ende-
mischen Mitgliederverlust, und die Zahl der
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die Religion der Migranten islamischen Glau-
bens. Sie fordern zu Recht ihre Anerkennung
und ihren gleichberechtigten Platz in der religi-
onspolitischen Ordnung, die in vielen Staaten
nach wie vor auf das Christentum zugeschnit-
ten ist. Als Bedrohung werden sie empfunden,
weil zumindest einige Traditionen des Islam
Positionen zum Verhältnis von Religion und
Politik sowie gesellschaftliche Ordnungsvor-
stellungen vertreten, die mit den Prinzipien li-
beraler westlicher Demokratien nicht vereinbar
scheinen. Das Kopftuch ist zum Symbol in bei-
den Konfliktdimensionen geworden: Für die
einen steht es für das Recht auf Religionsfrei-
heit und den Kampf um Anerkennung, für die
anderen steht es für die Unterdrückung der Frau
im Islam.

Zum anderen handelt es sich um religiöse
Traditionen, die als deviant wahrgenommen
werden. Dazu zählen etwa die sogenannten neu-
en religiösen Bewegungen wie die ‚Kinder
Gottes‘, die Bhagwan-Rajneesh- bzw. Osho-
Bewegung, die Mun-Bewegung (Vereinigungs-
kirche), Hare Krishna (ISKCON) oder Scien-
tology. Als bedrohlich wahrgenommen werden
sie von Teilen der Öffentlichkeit sowie von Sei-
ten einiger WissenschaftlerInnen vor allem des-
halb, weil sie angeblich Formen der Mitglieder-
rekrutierung und Mitgliederbindung praktizie-
ren, die auf manipulativen Techniken beruhten
und daher die freie Willensentscheidung der
Mitglieder beeinträchtitgen. In beinahe allen
europäischen Ländern sind sie deshalb Gegen-
stand staatlicher Beobachtung und Regulierung
geworden.

Aber auch im Zusammenhang mit ‚gesell-
schaftlichem Protest‘ wurden und werden reli-
giöse Akteure, und dies nicht erst seit den An-
schlägen vom 11. September 2001, als proble-
matisch und bedrohlich, nämlich als fundamen-
talistische organisierte Gruppen angesehen, die
sich mit Gewalt und Terror Gehör und politi-
schen Einfluss verschaffen wollen: die Hamas
in Palästina, die IRA in Nordirland, die afgha-

nischen, iranischen, pakistanischen und indi-
schen Mujahidin-Gruppen, die japanische Aun-
Sekte oder die international agierende al-Qaida.

Wissenschaftlicher
Reorientierungsbedarf
In den Sozialwissenschaften war Religion über
Jahrzehnte eine eher vernachlässigte Kategorie.
Religion, so der sozialwissenschaftliche ‚com-
mon sense‘, verliere unter den Bedingungen der
Moderne ihre gesellschaftlichen und politischen
Funktionen, werde auf den Bereich des Priva-
ten zurückgedrängt und letztlich ganz ver-
schwinden. Doch die Renaissance der Religion
hat hier zu einem Umdenken und zu einem neu-
en Interesse an der Erforschung des Verhältnis-
ses von Religion, Gesellschaft und Politik ge-
führt. Allerdings steht diese Beschäftigung häu-
fig unter dem Vorzeichen der Wahrnehmung ei-
ner von der Religion ausgehenden Bedrohung,
die ihren Ausdruck in der Konjunktur von Ana-
lysen zum religiösen Fundamentalismus findet.

Auch in der Bewegungsforschung wurden
religiöse Akteure und Traditionen stiefmütter-
lich behandelt, obwohl religiöse Akteure, Orga-
nisationen und Traditionen in vielen Bewegun-
gen – wie etwa der amerikanischen Bürger-
rechtsbewegung oder der Solidaritätsbewegung
– eine erhebliche Rolle gespielt haben. Auch
religiöse Bewegungen haben vielfach als Ak-
teure sozialen oder politischen Wandels ope-
riert. Daher scheint es lohnenswert, sich religi-
öse Akteure, Organisationen, Bewegungen und
Traditionen genauer unter der Prämisse ‚Macht
und Gegenmacht‘ entweder als Gegenbewegun-
gen zu sozialen und kulturellen Transformatio-
nen (z.B. die katholische Kirche in Fragen der
Frauenrolle oder der Abtreibungsdebatte) oder
als transformatorische Kräfte (z.B. wie die
schwarze Bürgerrechtsbewegung in den USA)
anzusehen. Erkenntnisbringend scheint auch die
Frage nach der Funktion von religiösen Institu-
tionen für die ‚Protest‘bewegung (z.B. als Res-
sourcengeber). Das Forschungsjournal will die
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internationale Perspektive auf religiöse Bewe-
gungen mittels der Kombination von sozialwis-
senschaftlicher und theologischer Analyse schär-
fen. Die vorliegenden Beiträge stellen sowohl
die säkularisierungstheoretischen Hintergrund-
prämissen als auch den ‚Fundamentalismusre-
duktionismus‘ in Frage.

Zum Themenschwerpunkt
Mit dem Heft wollen wir die Lücke in der Be-
wegungsforschung hinsichtlich der Beziehung
von Religion und sozialen Bewegungen sowie
hinsichtlich der Parallelen und Differenzen von
religiösen und den klassischen neuen sozialen
Bewegungen wie z.B. der Umwelt-, der Frau-
en-, der Friedens- oder der globalisierungskri-
tischen Bewegung aufzeigen. Wir wollen je-
doch auch einen Einblick in die Rolle religiöser
Organisationen für soziale Bewegungen sowie
die Vielfalt religiöser Bewegungen und ihre po-
litische Bedeutung in verschiedenen Staaten
geben und so das Forschungsinteresse für das
Thema ‚Religion und soziale Bewegungen‘
wecken. Vor elf Jahren hat das Forschungsjour-
nal schon einmal ein Heft mit dem Schwer-

punktthema Religion herausgegeben: „Die her-
ausgeforderten Kirchen. Religiosität in Bewe-
gung“ (Heft 3-4 1993). Das damalige Heft un-
tersuchte vor allem die Rolle der christlichen
Kirchen für soziale Bewegungen und die Aus-
wirkungen von Bewegungsimpulsen auf die
Kirchenorganisation. Der Fokus des vorliegen-
den Heftes ist demgegenüber nicht nur interna-
tional vergleichend ausgeweitet, sondern stellt
die strukturellen Bezüge zwischen religiösen und
sozialen Bewegungen in den Vordergrund und
wirft zudem einen kritischen Blick auf konzep-
tionelle Engführungen der sozialwissenschaft-
lichen Beobachtung und Analyse.

Ulrich Willems setzt sich in seinem Beitrag
mit den Ursachen auseinander, die dazu geführt
haben, dass die Rolle von Glaubensgemein-
schaften als und für soziale Bewegungen sowie
die Auswirkungen von sozialen Bewegungen
auf Religionsgemeinschaften ein unterbelichte-
tes Forschungsfeld geblieben sind: mit dem
Säkularisierungstheorem, mit der Perzeption von
Religion in der Moderne als traditionalistisch
sowie mit der wechselseitigen disziplinären Iso-
lierung von Bewegungsforschung und Religi-
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onssoziologie. Sein Beitrag zeigt abschießend
einige der Dimensionen des Forschungsfeldes
Religion und soziale Bewegungen sowie mög-
liche Themen für eine interdisziplinäre Erfor-
schung sozialer und religiöser Bewegungen auf.

Religiöse Gruppen mischen gesellschafts-
politisch mit. Durch ihre Präsenz und Domi-
nanz in Gesellschaften üben sie kleineren oder
größeren ‚Protest’-Druck auf Parteien aus und
nehmen demzufolge Einfluss auf politische Ent-
scheidungen, wie anhand von zwei Beispielen
aus der weltweit organisierten ‚Katholischen
Kirche‘ gezeigt wird: In seinem Essay betrach-
tet Otto Kallscheuer aus historischer Perspekti-
ve das Pontifikat Johannes Paul II. Er zeigt,
dass dieser Papst die katholische Kirche nach
dem Kampf gegen und dem historischen Sieg
über den Kommunismus gleichsam in eine Be-
wegung für Religionsfreiheit und Menschen-
rechte verwandelt hat. Marie-Theres Wacker hält
es für keinen Zufall, dass das „Schreiben an die
Bischöfe der katholischen Kirche über die Zu-
sammenarbeit von Mann und Frau in der Kir-
che und in der Welt“ nur wenige Monate vor der
amerikanischen Präsidentschaftswahl veröffent-
licht wurde. Sie zeigt in ihrer aktuellen Analyse
der vatikanischen Glaubenskongregation vom
Juli 2004 den ‚gender trouble im Vatikan‘ auf.
Das untersuchte Schreiben von Kardinal Ratzin-
ger reagiert laut Wacker v.a. auf die Infragestel-
lung der Ordnung von Zweigeschlechtlichkeit
durch Strömungen der Geschlechterforschung
sowie auf die Gleichstellung von homosexuellen
mit heterosexuellen Partnerschaften und die Zu-
lassung von Frauen zum Priesteramt. Wacker
kritisiert neben dem autoritativen Duktus der va-
tikanischen Metaphysik vor allem den Umstand,
dass das Dokument die Machtdimension des Ge-
schlechterverhältnisses völlig ausblende.

Vier Beiträge untersuchen religiöse Bewe-
gungen als Akteure im politischen System. Als
Protestbewegung beschreiten sie unterschiedli-
che Wege, um ihre Anliegen umzusetzen: die
Integration in politische Parteien, Nischenbil-

dung im politischen System oder die Übernah-
me sozialer Aufgaben im bestehenden System.

Die christliche Rechte in den USA hat ent-
scheidend dazu beigetragen, dass nach zwei Ären
‚Clinton and the Democrats‘ der Schlüssel zum
Weißen Haus an George W. Bush und die Repu-
blikaner übergeben wurde. Michael Minkenberg
betrachtet die Tendenz einer personellen und
wertemäßigen Annäherung und Verschmelzung
der Netzwerke der fundamentalistischen christli-
chen Rechten mit der Republikanischen Partei
seit den 1990er Jahren. In der Folge kommt es zu
einer Absorption und Domestizierung der christ-
lichen Rechten als Teil der republikanischen Par-
tei, die zugleich eine stärkere politische Einfluss-
nahme im politischen System erlaubt.

Ein ganz anderes Beispiel von organisierten
religiösen Akteuren und ihrer politischen Ein-
flussnahme in den USA analysiert Michael
Haspel. Er vergleicht die schwarze Bürger-
rechtsbewegung in den USA mit der Bürgerbe-
wegung der DDR. Beide Bewegungen wurden
maßgeblich durch nicht-fundamentalistische pro-
testantische Kirchen unterstützt, die den gesell-
schaftlichen und politischen Transformationspro-
zess in ihren Ländern voranbrachten. Haspel stellt
die spezifischen Gelegenheitsstrukturen sowie
die ‚Kontextualisierung‘ der Theologie dar, de-
rer es dafür bedurfte. Die ‚solidarischen‘ oder
‚oppositionellen‘ Kirchen stellten das organisa-
torische ‚Rückgrat‘ beider Protestbewegungen,
waren jedoch nicht identisch mit ihnen. Dieses
Engagement setzte jedoch voraus, dass die Kir-
chen sich mit gesellschaftlichen Problemen
auseinander setzten und sich in ihrer Selbstdefi-
nition programmatisch darauf bezogen.

Mit der Vielzahl von islamistischen Bewe-
gungen beschäftigt sich Dietrich Reetz. Er will
mit dem oftmals durch die Medien verbreiteten
Vorurteil aufräumen, das Islamismus mit Fun-
damentalismus und Gewalt gleich setzt. Er weist
darauf hin, dass Versuche, den Fundamentalis-
mus als ‚politisierte Religion‘ zu fassen, zu kurz
greifen, weil sie den nichtpolitischen Aktivis-
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mus unberücksichtigt lassen. Reetz plädiert
dafür, islamistische Bewegungen stärker anhand
ihrer sozialen Aktivitäten wie auch religiösen
Motive zu differenzieren. So sieht er unter-
schiedliche Grundtypen: Gruppen, die religiös
argumentieren, um sich am politischen System
zu beteiligen, militante Gruppen, die zur Durch-
setzung ihrer Ziele theologische Begründungen
einsetzen, islamistische Sozialverbände, die wie
NGOs arbeiten und eine islamische Zivilgesell-
schaft prägen, sowie eher missionarische Grup-
pierungen ohne direkte politische Ansprüche.

Anhand Japans zeigt Iris Wieczorek die Rol-
le und politische Einflussnahme von neuen reli-
giösen Bewegungen auf. Das Land eignet sich
dafür insbesondere, da das Phänomen der neu-
en religiösen Bewegungen im Vergleich zu den
USA und Europa dort stärker ausgeprägt ist. Es
existieren über 600 religiöse Gruppen, an de-
nen sich bis zu 20% der japanischen Bevölke-
rung beteiligen. Diese neuen religiösen Bewe-
gungen sind Indikatoren und Träger von sozia-
lem Wandel und haben Nischen alternativer Le-
bensstile geschaffen. Wieczorek untersucht, wie
sich Aspekte des Wertewandels und der politi-
schen Gelegenheitsstrukturen auf Mobilisie-
rungsaktivitäten religiöser Bewegungen in Ja-
pan auswirken.

Joachim Süss wendet sich den Konflikten
um die neuen religiösen Bewegungen in der
Bundesrepublik zu. Er kritisiert, dass Staat und
Kirchen auf die Pluralisierung der religiösen
Angebote mit einem delegitimierenden Diskurs
reagiert haben, der diese Bewegungen als ‚Sek-
ten‘ diskreditiert und als Gefahr für die Gesell-
schaft bezeichnet. Trotz ihrer Feststellung, von
den Sekten gehe keine ‚ernsthafte Bedrohung‘
aus, hat die eigens eingesetzte Enquete-Kom-
mission des Deutschen Bundestags rechtliche
und soziale Reglementierungen empfohlen.
Süss behandelt beispielhaft den Umgang mit
der Scientology Kirche. Der Konflikt um den
Umgang mit den sogenannten neuen religiösen
Bewegungen dreht sich jedoch nicht nur um die

empirische Frage, ob oder inwieweit von die-
sen Bewegungen Gefahren für die Mitglieder
oder die Gesellschaft ausgehen. Im Hintergrund
steht, wie David Bromley zuletzt deutlich ge-
macht hat, eine normative und politische Aus-
einandersetzung, die sich um das Prinzip der Au-
tonomie dreht: Während die einen die Autono-
mie der Mitglieder vor ihrer vermeintlichen Ge-
fährdung durch die neuen religiösen Bewegun-
gen schützen wollen und dementsprechend für
staatliche Schutzmaßnahmen plädieren, suchen
die anderen die Autonomie der Mitglieder neuer
religiöser Bewegungen in Form individueller und
kollektiver Religionsfreiheit zu verteidigen.

Alexander Leistner erörtert in seinem Bei-
trag in der Rubrik Pulsschlag das Verhältnis
von Religion und sozialer Bewegung am Bei-
spiel der Friedensbewegung. Hingewiesen sei
mit Blick auf den Themenschwerpunkt auch
noch auf zwei Rezensionen zum Thema Religi-
on und Bewegung in diesem Heft: ‚Die christli-
che Rechte in den USA’ und ‚Jesus Freaks –
ganz normale Gläubige?’

Nele Boehme, Berlin/Ansgar Klein, Berlin/Anja
Löwe, Berlin/ Ulrich Willems, Darmstadt

Erratum zu Heft 3/2005
Im Beitrag von Niederhafner/Speth ‚Die

Ministerialbürokratie in Deutschland – Vom
Kellner zum Koch‘ des vergangenen Heftes des
Forschungsjournals (Heft 3/2005) ist ein Zitat
nicht als solches ausgewiesen worden. Auf Sei-
te 26 wird der Begriff ‚administrative Gesetz-
gebung’ verwendet, ohne auf den Urheber und
Ort des Begriffs zu verweisen: Ralf Tils, ‚Poli-
tische vs. administrative Gesetzgebung. Über
die Bedeutung der Ministerialverwaltung im
Gesetzgebungsverfahren‘, in: Recht und Poli-
tik, Jg. 38, H. 1, 13-22. Die Autoren bedauern
diese versehentliche Unterlassung, zumal die
nachfolgenden Erläuterungen eine Paraphrase
des Artikels sind.

Die Redaktion

Editorial
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1. Bewegung und Empire

Der Monotheismus behauptet, dass Gottes
Macht alle Welt regiert – den ganzen Kosmos.
Aber nicht jeder Monotheismus ist missiona-
risch. Das Judentum hat den ethischen Univer-
salismus des mosaischen Gesetzes, der ja in der
hellenistischen Spätantike auch jenseits der jü-
dischen Diaspora große Anziehungskraft be-
saß, nicht als Missionsauftrag verstanden. Doch
die beiden zu Beginn des 21. Jahrhunderts welt-
weit stärksten (und nach allen Hochrechnungen
auch in den nächsten Jahrzehnten weiterwach-
senden) Weltreligionen sind Religionen mit ex-
pliziten Missionsauftrag: das Christentum und
der Islam.

Dabei unterscheidet sich der Islam (in all
seinen Varianten) nicht etwa dadurch vom Chris-
tentum, dass sich in Mohammeds Offenbarung
Gottes Gebot weniger an alle Menschen richte-
te. Schon die Lehre, jeder Mensch sei von Na-
tur aus Muslim, erinnert ja in gewisser Weise
an Karl Rahners These von den „anonymen
Christen“ (jenen Ungetauften, die nicht die
Chance hatten, das Evangelium Jesu Christi zu
vernehmen, zu verstehen, anzunehmen, die aber
dennoch irgendwie Christen sind). Die ihrem
Anspruch nach universelle Umma, die musli-
mische Gemeinschaft aller in die Rechtleitung
Gottes Ergebenen, verfügte zwar in den ver-
schiedenen Perioden ihrer Existenz über Schrift-
und Rechtsgelehrte, aber über keine autonome
Institutionalisierung der Gläubigen. Nur das
Christentum organisiert sich als Kirche: die in
Christo durch die Taufe Vereinigten sollen schon
vor dem Ende der Geschichte Bürger eines neu-
en Reiches sein, des Reich Gottes.

Die Kirche ist eine paradoxe Institution: Sie
institutionalisiert die eschatologische Gemein-
schaft in Christi Namen – in Erwartung seiner
zweiten und definitiven Wiederkunft, die alle
irdischen Institutionen entwertet und aufhebt.
Beim neuen Advent des Messias wird Gott alle
Welt neu machen. Vorher, im Wartesaal der Heils-
geschichte, institutionalisiert sich die Gemein-
de durch das Versprechen der Aufhebung aller
(weltlichen) Institutionen.

Von dieser Spannung zwischen den vorge-
gebenen sozialen oder politischen Mächten und
ihrer eschatologischen Entmachtung durch die
neue Religion zeugt bereits die Organisations-
form der frühen Christenheit: Die verfolgten
christlichen Religionsgemeinschaften begreifen
sich zunächst in Analogie und in Antagonismus
zur Bürgerversammlung der hellenistischen
Poleis, also der lokalen politischen Macht, sel-
ber als Bürgerversammlung, sie nennen sich
ekklesia. Die ekklesia der Gläubigen und ihr
gewählter Aufseher (episkopos) wird dann zur
alternativen Macht, sie vertritt in der weltlichen
Polis eine ohnmächtige Gegenmacht, ein “Reich,
das nicht von dieser Welt ist”.

Später organisiert sich diese Gegenmacht als
Netzwerk von Gemeinden im Empire, bis am
Ende die Bewegung die Kommandohöhen der
Macht erobert. (In seinen 1958, in den Tauwet-
terjahren in Polen veröffentlichten „Hexereien“
hat der bedeutende Historiker Witold Kula die
Machtergreifung der Kommunisten in Osteur-
opa nach dem Weltkrieg implizit mit der christ-
lichen Machtergreifung im römischen Kaiser-
reich verglichen.) Mit der „konstantinischen
Wende“ trat das Christentum sogar an die Stelle
des alten Reichs- und Kaiserkults – die im Im-

Otto Kallscheuer

Kirche als Bewegung? Das Pontifikat Johannes Pauls II.
Im Gedenken an Pater Józef Tischner (1931-2000),
mit dem zu streiten stets ein Vergnügen war.

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 4/2004
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perium siegreiche Kirche unterdrückte sogar die
verbliebenen heidnischen Zeremonien der alten
römischen „Zivilreligion“. Das ursprüngliche
evangelische Ideal der  „Anarchie des nur Gott
verantwortlichen und Gott dienenden Glaubens,
der unendliche Wert der freien Seele und die
Ausströmung der Gottesliebe in die Bruderlie-
be“ (Ernst Troeltsch) ist nunmehr abgelöst durch
die hierarchische Institution der Bischofskirche
– oder aufgehoben in ihr?

Angesichts der Existenzkrise des Reiches
begreift Augustinus, der Kirchenvater des Wes-
tens, dass die wahrhafte Bürgerschaft in der
civitas Dei nicht mehr mit der oikoumene des
christianisierten Reiches identifiziert werden
kann. Doch beschränkt sich die wahre Kirche
auch nicht auf die Sammlung einer Minderheit
von reinen Auserwählten, wie im Falle des do-
natistischen Schismas in Nordafrika (das Bi-
schof Augustin energisch bekämpfte), dessen
Gemeinden jeden politischen Kompromiss mit
dem Imperium ablehnten. Die unsichtbare Bür-
gerschaft von Gottes Volk fällt aber auch nicht
mit der sichtbaren Kirche zusammen – sie bildet
vielmehr die raison d’ètre der kirchlichen Or-
ganisation, ihre innere Unruhe und Triebfeder,
ihr eingebautes Prinzip der Selbstbeobachtung
und Selbstkorrektur.

2. Mission und Universalismus

„Gehet hin in alle Welt!“ lautete die erste missio
Jesu an seine Jünger. Dies ist eine apokalypti-
sche Sendung: sie reicht nicht nur an die Gren-
zen der Erde (wie Alexander, der west-östlich
„zweigehörnte“ Welteroberer, kam Apostel Tho-
mas bis nach Indien), sondern weist auf die
Endzeit. Dass drei heidnische Weise aus dem
Morgenlande von der Geburt des Messias aus
den Sternen wussten, während Er in Israel noch
verkannt ward, war ein Zeichen dafür, dass mit
der Geburt Jesu Christi das Ende der Geschich-
te begonnen hat. Bevor nicht „allen Völkern“
die Frohbotschaft verkündet ward, ist die pro-

phetische Heilsgeschichte noch nicht zuende:
„Wer aber beharrt bis an das Ende, der wird
selig“ (Markus 13.13).

Der christliche Universalismus sieht sich
zwar als Nachfolger des ethischen Monotheis-
mus des jüdischen Bundes – darauf deutet schon
der Symbolismus der zwölf Apostel als der
Schüler des Messias: Zwölf ist die Zahl der
Söhne Jakobs, die Zahl der Stämme Israels. Aber
der Adressat der Frohen Botschaft sind alle
Völker: Um den „festgefügten Kreis der Zwölf“
reihen sich siebzig oder zweiundsiebzig Jünger
(Lukas 10, 1-20): der Zahl der gentes, der nicht-
jüdischen Weltvölker entsprechend.

Die Verkündigung des Reiches Gottes darf
nicht auf die jüdischen Gemeinden in Israel und
der Diaspora beschränkt bleiben! Dies fordert
nach seiner Bekehrung vor Damaskus der hel-
lenistische Jude, römische Bürger und erste pro-
grammatischer Universalist des Christentums
Paulus von Tarsos. Im Gegensatz zu Petrus und
seinen Anhängern, welche die Mission der Je-
susbewegung weitaus stärker an ihr Ursprungs-
milieu in den jüdischen Gemeinden hatten kop-
peln wollen, zielt die Metanoia oder Umkehr,
die Paulus als rastloser Missionar predigt, auf
eine neue Ökumene aus jüdischen und Heiden-
christen. Und dieser Kontrast von Petrus und
Paulus, zwischen kommunitaristischer Identi-
tätsbewahrung und dem Risiko ihrer universa-
listischen Zerstreuung, sollte sich immer wieder
in der Geschichte der Christenheit auftun.

Als Institutionalisierung einer universalisti-
schen Sendung ist die Kirche in der Terminolo-
gie von Ernst Troeltsch und Max Weber „An-
stalt“ – im Unterschied zu bloßen „Sekten“ der
in gnostischer Gotteserkenntnis oder dem Be-
wusstsein der göttlichen Gnade Auserwählten.
Diesseits der verkündeten Ankunft des (wie
immer verstandenen) Reich Gottes und vor der
(wie immer interpretierten) zweiten Wiederkunft
des Messias organisiert sich die Kirche zwar
als durch ein transzendentes Versprechen ge-
einter „heiliger Stamm“ oder „Gottes Volk“ (1.
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Petrusbrief 2,9-10). Aber auf diesem langen
Marsch durch die Geschichte bezieht sie sich
stets auf die Gesamtheit der Menschen, nicht
bloß auf wenige religiöse Virtuosen, Asketen,
Märtyrer und Heilige. Die Nachfolge Christi
bedeutet für die zur Anstalt gewordene Kirche
also keine Weltflucht, sondern Weltgewinn,
Transformation der im Lichte des Evangeliums
neu gedeuteten Wirklichkeit; sie fällt mit einem
innerweltlich relevanten Zeugnis der Heilsbot-
schaft zusammen.

Zur weltweiten und gegenüber den Mächten
der Welt aus eigener Macht autonomen Institu-
tion wurde die katholische Kirche freilich erst
sehr viel später: Mit der „päpstlichen Revoluti-
on“ des 11. Jahrhunderts – und mit der katholi-
schen Gegenrevolution des 19. Jahrhunderts.
Im Investiturstreit verteidigten Papst Gregor VII.
und seine Nachfolger die libertas ecclesiae, die
Selbstgesetzgebung der zölibatären Klerikerkir-
che, auch gegen die Machtansprüche christli-
cher Kaiser und Könige. Die kirchlichen Eliten
stabilisierten eigene Mitgliedschaftsregeln und
Rekrutierungsmodi, eine eigene Jurisdiktion,
deren Legitimität und geographische Reichwei-
te nicht durch die weltliche Gewalt christlicher
Souveräne gebunden ist. Und erst durch diese
Autonomie der geistlichen Instanz – mit und
aufgrund der sozialen und institutionellen Ver-
selbständigung der religiösen Sphäre – wird in
der Christenheit des Westens auch die ,weltli-
che‘ Sphäre freigesetzt.

Konnten Imperium und Sacerdotium in Eu-
ropa noch bis zur Reformation in antagonisti-
scher Kooperation koexistierten, so stellte sich
das Problem einer weltweiten institutionellen
Fassung des katholischen Universalismus im
19. Jahrhundert völlig neu: mit dem Zusam-
menbrechen der christlichen Reiche nach der
französischen Revolution wird nämlich der Na-
tionalstaat zur bestimmenden Gestalt politischer
Souveränität in Europa. Nun kann auch die
Papstkirche nicht mehr nach dem frühneuzeitli-
chen Modell eines zwischen den katholischen

Mächten abgestimmten römischen Überbaus
über die episkopalen Netzwerke der christlichen
Monarchien, ihrer Kolonien und Einflusssphä-
ren funktionieren. Jetzt bekommt die Weltkir-
che ein Verfassungsproblem; aber die Papstkir-
che erlebt den Konstitutionalismus des 19. Jahr-
hunderts ausschließlich als Feind: ebenso im
Verhältnis zwischen katholischer Kirche und
liberaler Moderne wie im Widerspruch zwischen
dem kirchlichem Universalauftrag und dem un-
aufhaltsamen Sieg des Nationalgedankens in
Europa.

Im Gegenzug zur politischen Erosion der
politischen Stabilität des Mitteleuropa der „Hei-
ligen Allianz“ gelingt es dem Papsttum jedoch,
die Una sancta ideologisch zu reorientieren und
organisatorisch zu zentralisieren: Auf die libe-
rale Aufklärung antwortet Pius IX. mit dem Syl-
labus errorum (1864), der berüchtigten Liste
von 80 „Irrtümern der Zeit“ im Anhang seiner
Enzyklika „Quanta cura“: einer intransigenten
Ablehnung jeglichen Kompromisses mit libe-
ralem Staat und aufklärerischer Weltanschau-
ung. Auf das italienische Risorgimento antwor-
tet das Erste Vatikanische Konzil (1869/70), das
die geistliche Universalmonarchie des Bischofs
von Rom durch einen bis dato unbekannten ri-
giden Zentralismus noch übersteigerte und
überdies theologisch dogmatisierte.

3. Intransigenz und Moderne

Die erste effektive Internationalisierung der ka-
tholischen Kirche, die mit dem I. Vaticanum zu
ihrem Gesetz wird, war also eine konservative
Revolution – oder auch (je nach Einstellung)
eine reaktionäre Machtergreifung der „ultramon-
tanen Partei“. Intra muros ecclesiae siegte zwar
ein theologisch (neo)konservativer römischer
Zentralismus über alle Versuchungen zu einem
,liberalen‘ oder nationalen Katholizismus. Doch
diese zentralistische Reorganisation des inner-
kirchlichen Regiments war eben nicht nur eine
autoritäre Kompensation für den Machtverlust

Kirche als Bewegung? Das Pontifikat Johannes Pauls II.
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der alten Kirche im neuen Europa der National-
staaten. Der römische Zentralismus war zugleich
die einzige Chance, eine nationale Zersplitte-
rung der Una Sancta in Nationalkirchen nach
protestantischem oder anglikanischem Modell
zu vermeiden.

Ließ sich eine (zunächst anti- und dann)
transnationale Identität der katholischen Welt-
kirche als Trägerin eines universalistischen Heils-
auftrags gegenüber der Gravitationskraft der na-
tionalen Interessen, Identitäten, Parteien bewah-
ren? Statt auf die Nation setzt das vom liberalen
Nationalismus entmachtete Papsttum auf die
katholischen Sozialbewegung; und aus deren
Milieu entsteht dann (wider zahlreiche römi-
sche Widerstände) in katholischen Nationen und
Regionen auch ein politischer Katholizismus.

Nachdem „Rom“ im 19. und der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts die Institution der einheit-
lichen Weltkirche mit allen – theologischen, ide-
ologischen, disziplinaren – Mitteln verteidigt
hatte, kommt es erst mit dem von Papst Johan-
nes XXIII. (1958-1963) ausgerufenen Zweiten
Vatikanischen Konzil (1962-1965) zur kriti-
schen Aneignung bestimmter Freiheits- und
Rationalitätsdimensionen der Moderne. Hatte
sich die katholische Kirche mit dem Vaticanum
I als Todfeind der modernen „Religion der Frei-
heit“ (Benedetto Croce) und Prototyp aller Geg-
ner des Liberalismus erwiesen, so kann sie erst
seit Vaticanum II zum antagonistischen Partner
der liberalen und sozialen Demokratie werden;
jetzt fordert sie die ethische Selbstbegrenzung
bestimmter moderner Freiheiten, statt diese en
bloc abzulehnen.

Den Kernpunkt der konzeptionellen Öffnung
(„aggiornamento“) des Zweiten Vaticanum zur
modernen Freiheit konstituiert die lange um-
strittene Erklärung zur Religionsfreiheit Digni-
tatis humanae. Zu ihren entschiedensten Befür-
wortern gehörte damals neben dem Jesuiten John
Courtney Murray, dem Vordenker amerikani-
scher Bischöfe, auch der Krakauer Erzbischof
Karol Wojtyla. Noch heute ist für diesen mitt-

lerweile römischen Bischof Johannes Paul II.
die Religionsfreiheit das erste der Menschen-
rechte. War bis zu Pius XII. die Verteidigung
der „libertas ecclesiae“, der kirchlichen Auto-
nomie, das zentrale Realitätsprinzip aller Päpste
gewesen, so änderte sich dies mit dem Zweiten
Vaticanum. Unter mit dem Pontifikat Johannes
Pauls II. wird dann diese „libertas ecclesiae“
funktional für die „libertas personae“, die ihren
letzten Grund im theologoumenon von der Got-
teskindschaft aller Menschen findet.

Ebenfalls erst nach den II. vatikanischen
Konzil nimmt der Heilige Stuhl mit einem stän-
digen Vertreter an der Arbeit der Vereinten Nati-
onen teil – den Anfang machte Pauls VI. Be-
such bei der UNO-Vollversammlung (1965).
Und lange nachdem der Vatikan als nur mehr
symbolisch souveräner Staat jeden eigenen
machtpolitischen Anspruch aufgegeben hatte,
kann dann ein Papst der Weltkirche sogar die
positiven Seiten nationaler Identität und Unab-
hängigkeit theologisch würdigen. Diese theolo-
gische Begründung der (relativen) „Rechte der
Nationen“ wird erst am Ende des 20. Jahrhun-
derts formuliert: vom katholischen Universalis-
ten und polnischen Patrioten Karol Wojtyla, in
seiner Rede vor der UNO-Vollversammlung
1995. Für Papst Johannes Paul II. sind freilich
die Rechte der Nationen nicht zu verwechseln
mit der Souveränität der Nationalstaaten (und
sie implizieren auch keineswegs das Recht je-
der Nation auf einen Staat), sondern gelten den
Völkern: nationale Rechte sind „nichts anderes
als die auf dieser besonderen Ebene des Ge-
meinschaftslebens gepflegten Menschenrechte“
– sie bleiben also den Menschenrechten unter-
geordnet.

4. Nationalgeschichte und Heils-
geschehen

Bereits für die romantische Nationalbewegung
im Polen bzw. polnischen Exil des 19. Jahrhun-
derts hatte das Leiden der Nation – mit den wie-
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derholten Unterdrückungen, Fremdherrschaf-
ten, Teilungen – auch eine heilsgeschichtliche
Dimension. Dass Jesu Christi Opfertod auch
den Weg zur Rettung Polens anzeigt, davon sang
schon Adam Mickiewicz, wenn er in Paris sein
geschundenes und zerteiltes Vaterland als ge-
kreuzigten „Christus der Völker“ beschrieb,
dessen Auferstehung am dritten Tage allen vom
Despotismus geknechteten Nationen die Frei-
heit bringen werde.

In hoc signo: Ein Kreuz, das für den ersten
Besuch des polnischen Papstes auf dem Sie-
gesplatz in Warschau errichtet wurde, wurde im
20. Jahrhundert zur symbolischen Initiation von
Polens Befreiung vom Kommunismus: „Chris-
tus vincit – Christus regnat – Christus imperat“,
gingen die liturgischen Gesänge, als Johannes
Paul II. im Juni 1979 die Eucharistie im Hei-
matlande zelebrierte und Jesus als „Führer in
das Polen von morgen“ anrief.

„Leiden muß nicht immer nur Strafe bedeu-
ten“, hatte bereits der neunzehnjährige Karol
Wojtyla im ersten Kriegsjahr an seinen ersten
geistigen Mentor, den Literaturprofessor Miec-
zyslaw Kotlarczyk geschrieben. Vom sehr früh
heilsgeschichtlich gestimmten Bewusstsein des
Papstes spricht er auch in seinem neuen (im
Mai 2005 erscheinenden) Buch „Erinnerung
und Identität“, den Reflexionen eines Zeugen
und Akteurs, der beide „Ideologien des Bösen“
im letzten Jahrhundert am eigenen Leibe und an
der polnischen Seele erfahren hat.1

Der Papst charakterisiert Nationalsozialis-
mus und Kommunismus als „Ausbruch des
Bösen“ in der Geschichte. Beide Bewegungen
verbargen für einige Jahre erfolgreich ihre wah-
re Natur, Gestalten des Bösen zu sein. Die West-
mächte wollten lange Zeit den Berichten über
die nationalsozialistische Judenvernichtung kei-
nen Glauben schenken; auch Polen verkannte
die Dimension der Nazi-Gräuel oder die sowje-
tischen Massaker an polnischen Offizieren in
Katyn.

Die nationalsozialistische Herrschaft des
Bösen in Europa währte zwölf Jahre. Dieser
Wahn, ja dies „bestialische“ Böse musste in ei-
nem gerechten Krieg militärisch zerschlagen
werden.2 Doch der Kommunismus, das wurde
dem jungen Priester Wojtyla bald klar, sollte im
Jalta-Europa sehr viel länger andauern als der
Nationalsozialismus. „Wie lange? Das war
schwer vorherzusehen. Und das führt mich zur
Überlegung, daß dieses Übel in gewisser Weise
ein für die Welt und für den Menschen notwen-
diges Übel sei.“

Warum aber erlaubte die göttliche Vorsehung
dem Kommunismus eine so viel längere Le-
benszeit als dem Nazi-Regime? – fragte sich
schon der junge Wojtyla, als die Stabilität der
kommunistischen Herrschaft im Ostblock noch
unerschüttert schien. Und als Papst wiederholte
er nach dem Zusammenbruch des Ostblocks
dieselbe Frage im Dialog mit seinem Freund
Józef Tischner, dem (mittlerweile verstorbenen)
Seelsorger der „Solidarnosc“-Bewegung. Am
Ende des Kommunismus hatte der polnische
Bischof von Rom einen entscheidenden Anteil
gehabt.

An die Stabilität der europäischen Nach-
kriegsordnung konnte der Krakauer Erzbischof
– ganz im Gegensatz zu sozialdemokratischen
Entspannungspolitikern oder gar protestanti-
schen Weltkirchenräten – niemals glauben. Woj-
tyla wusste aus eigener pastoraler Erfahrung,
wie sehr der Kommunismus innerlich am Ende
war. Als Papst (nicht zuletzt mit seinen Polen-
reisen: 1979, 1983, 1987, 1991...) hat Wojtyla
darum die freie Gewerkschaft und polnische
Nationalbewegung Solidarnosc moralisch ge-
stärkt und zugleich die Politik des „runden Ti-
sches“ von Regime, Kirche und Opposition
gefördert. Im geistigen Kalten Krieg zwischen
katholischer Christenheit und einem byzanti-
nisch versteinerten Kommunismus siegte am
Ende Rom über Moskau, das Dritte Rom – im
Zeichen der Menschenrechte und der „Civil
Society“.

Kirche als Bewegung? Das Pontifikat Johannes Pauls II.
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Im Zeichen der Heilsgeschichte ist die Wahr-
heit Enthüllung, „Auf-deckung“ oder Apo-ka-
lypse. Um zu erkennen, dass der Nationalsozia-
lismus eine bestialische Doktrin rassischer
Selbstermächtigung war, bedurfte es keiner be-
sonderen Eingebung. Dieses Böse lag offen
zutage. Anders stand es um den Kommunis-
mus: Diese innerweltliche Häresie der christli-
chen Botschaft der Brüderlichkeit wollte ja die
Verkündung des Reich Gottes beerben – und
verfälschte sie. Darum musste die totalitäre Brü-
derlichkeit von innen besiegt werden, durch je-
nen gewaltlosen antitotalitäre Widerstand – wie
Johannes Paul II. in der Enzyklika Centesimus
Annus 1991 schrieb – der „in gewissem Sinne
aus dem Gebet entstand“. Die Apokalypse des
Kommunismus war sein Kollaps im Zeichen
der Solidarität: der Gewerkschaft und polni-
schen Nationalbewegung Solidarnosc und der
Ethik der Brüderlichkeit der Kinder Gottes.

Wenn das theologische Neubewertung und
politische Primat der Menschenrechte im Ponti-
fikat Johannes Pauls II. ein genuines Produkt
und Erbe der „katholischen Moderne“ (des II.
vatikanischen Konzils) war, so schöpfte Karol
Wojtylas „operative“ Ekklesiologie der Bewe-
gung noch aus anderen Wurzeln: weder aus rö-
mische Konzilsdebatten noch von Reformtheo-
logen aus Deutschland, Frankreich oder den
U.S.A., sondern aus der heilsgeschichtlich in-
terpretierten Erfahrung der polnischen Nation
und Kirche durch die Jahrhunderte. Eine im
Glauben fest geschlossene Kirche hatte unter
starken Kirchenfürsten als antitotalitäre katho-
lische Volksbewegung (und Hüterin des natio-
nalen Gewissens) die Gesellschaft vor der Über-
macht des kommunistischen Staates bewahren
helfen. Ohne diese Erfahrung ist auch Johannes
Pauls II. wichtigste Enzyklika Centesimus an-
nus von 1991 nicht zu verstehen.

In ihr deutet er nämlich die dem antitotalitä-
ren Widerstand durchaus angemessene Kom-
munikationsform der charismatischen Kampa-
gnenkirche und ihr im Medium symbolischer

Kommunikation akkumuliertes moralisches
Kapital auch als heilsgeschichtlichen Finger-
zeig für die Art und Weise, wie die Kirche als
Verkünderin des Reiches Gottes, „das in der
Welt gegenwärtig ist, ohne von der Welt zu sein“,
sich auch in Zukunft verhalten und bewegen
solle. Nicht allein in Polen, nicht allein in Ost
und Mitteleuropa, sondern auch im Westen
müsse die Kirche ein motus magnus werden:
„zu einer Großbewegung für die menschliche
Person und zum Schutz ihrer Würde“ (Centesi-
mus annus, N.3).

5. Charisma und Macht

Anders als Paul VI. (1963-1978), der am Ende
zum Gefangenen der Kurie gewordene zaudern-
de Modernist auf dem Heiligen Stuhl, verfügte
der polnische Kardinal Karol Wojtyla nicht nur
über einen heilsgeschichtlichen sechsten Sinn,
sondern auch über das Charisma eines ,Men-
schenfischers‘ und politischen Führers. Einmal
Papst geworden zögerte nicht, seine Rolle,
Macht und Talente einzusetzen für eine neue,
offensive Präsenz der Kirche in der Welt: überall
dort, wo es um die Verteidigung der Menschen-
rechte und um religiöse, zivile und politische
Freiheit geht.

Johannes Paul II. tat dies freilich auf eine
Weise, die auf dem Konzil nicht vorherbedacht
worden war. Er nahm „die Kompetenz der Kom-
petenz“ (Karl Rahner), die plenitudo potestatis
seines Amtes, ohne die mindesten Skrupel in
Anspruch: der Papst selbst und keine andere
Instanz beurteilt Grenzen und Reichweite sei-
ner Autorität. Die offenen Verfassungsfragen,
welche die Kirchenkonstitution des Konzils
Lumen gentium in Kompromissformeln ver-
packt hatte, ließ Wojtyla links liegen – oder
rechts: in der Kurie.

Gegenüber deren Apparat verhielt sich der
neue Papst als charismatischer Chef. Das Gros
der kurialen Abteilungen überließ er ihrer Rou-
tine; auf die wichtigen Posten plazierte er Leute
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seines Vertrauens (drei ,Superministerien‘: Glau-
benskongregation, Staatssekretariat, Bischofs-
ernennungen); bei langwierigen Konflikten (z.B.
mit dem Jesuitengeneral im Streit um die Be-
freiungstheologie) und akuten Krisenfällen
(IOR – Banco Ambrosiano) setzte er Kommis-
sare mit Sondervollmachten ein; der General-
stab wurde deutlich internationalisiert – der ita-
lienische Einfluss in der Kurie zurückgedrängt.

Bald diskutierte ein kleiner, international
zusammengesetzter, doch überschaubarer Kreis
– und nicht die schwerfällige italienische Kurie
– die für das dogmatische Profil des Pontifikats
wichtigsten Fragen und weltpolitischen bzw.
pastoralen Initiativen. Der Vorteil eines solchen
informellen Stabs liegt auf der Hand: es gibt
nur geringe Reibungsverluste im Team -– doch
es gibt auch nur beschränkte interne Korrektur-
möglichkeiten. Ohnehin fehlt der päpstlichen
„Regierung“, worauf zuletzt mit Recht Hans
Maier hingewiesen hat, eine kollegiale, alle
„Minister“ bindende Kabinettsdisziplin zur kol-
lektiven Beschlusslage und Verantwortung. Die
Ressortchefs arbeiten weitgehend unabhängig
voneinander, teilweise gegeneinander – zusam-
men hält sie nur das Vertrauen des Papstes.

Für Kampagnen einer ecclesia militans, für
die Reise- und Evangelisierungsoffensiven des
vicarius Christi, auch noch für das komplexe
Ausbalancieren von (zwischenstaatlicher) Di-
plomatie und (pastoraler) Offensive, welches
die politische Initiative des Vatikans in zahlrei-
chen weltpolitischen Krisenherden der letzten
beiden Jahrzehnte auszeichnete, ist eine solche
personell reduzierte Leitung ideal. Jedenfalls
geeigneter als jedes proportional oder repräsen-
tativ zusammengesetzte Führungsorgan. Bei der
Kombination von Offensive und Diplomatie, in
der Koordination von symbolischen Handlun-
gen und expliziten Botschaften kommt schließ-
lich alles darauf an, dass die eine Hand weiß,
was die andere tut. Alle Beteiligten müssen den
Code kennen, den sie – oft mit verteilten Rollen –
rezitieren. Je weniger Eingeweihte, desto besser.

Nicht geeignet ist ein solcher Führungsstil
allerdings für das pastorale Innenleben der Kir-
che – weder im traditionellen Sinne der hierar-
chischen societas perfecta, mit präziser Rang-
und Rollenzuweisung und verlässlicher, aber
umständlicher Bürokratie, noch im Sinne der
Hoffnungen des II. Vaticanum auf eine kollegi-
al strukturierte communio der bischöflich gelei-
teten Ortskirchen. Johannes Paul II. griff zudem
immer wieder für Spezialaufgaben oder Einzel-
kampagnen auf neue para-hierarchische inner-
kirchliche „Bewegungen“ oder Kartelle zurück:
Comunione e Liberazione, Opus Dei, Comuni-
tà di Sant’Egidio, Neokatechumenale u.a. Das
relevante feed back kommt hier weniger aus der
kirchlichen Innenwelt als aus dem Echo von
Massen und Medien – und aus der Freund- und
„Feindberührung“ in Spitzengesprächen, Staats-
besuchen und Privataudienzen.

Der die ,Ewige Stadt‘ flüchtende polnische
Pilger Karol Wojtyla vertritt zwar überall die
Kirche des Herrn, aber er verkörpert mit zuneh-
mender Dauer seines Pontifikats nur mehr ih-
ren Ausnahmezustand. Seinem Nachfolger hin-
terlässt er eine Kirche, die in partibus infideli-
um, also außerhalb der traditionellen katholi-
schen Kernlande wächst, die in den elektroni-
schen Medien oft genug an der Spitze der Ein-
schaltquoten steht, die aber innerlich zerrissen
wird und in der „Ersten Welt” viele ihrer besten
Kader demoralisiert.

6. Medium und Message

Seit Anbeginn seines Pontifikats verkörpert der
polnische Akteur Karol Wojtyla dynamische,
leibhaftige Führung. Der die heilige Stadt zu-
weilen geradezu flüchtende „Reisepapst“ reprä-
sentiert einen neuen eschatologischen drive, den
aktivierten Ausnahmezustand der Kirche in Be-
wegung, die Kirche als Bewegung – in einer
Welt, die längst zur electronica et oeconomica
unitas geworden ist. In unnachahmlicher Weise
gelingt es Johannes Paul II., das Medium Fern-

Kirche als Bewegung? Das Pontifikat Johannes Pauls II.
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sehen in den Dienst seiner Evangelisierungsof-
fensive zu stellen. Wojtyla agiert in der Tat in
hohem Maße als „Medienpapst“, da sich in sei-
ner öffentlichen Gestalt zwei verschiedene Lo-
giken der Verkörperung geradezu perfekt über-
blenden: die des Fernsehens und die der sakra-
mentalen Präsenz.

Der messianische Papst, der aus dem Osten
kam, hat im letzten Vierteljahrhundert seinen Leib
um die Welt geschickt: Seine dynamische Er-
scheinung kommuniziert, erstmals leibhaftig,
mit der Weltkirche. Johannes Paul II. erniedrigt
sich in triumphaler Demut vor allen Nationen
und verkündet die Frohe Botschaft vom Siege
der Christenheit über den Kommunismus – doch
nach diesem Sieg muss derselbe Papst auch die
Niederlage des christlichen Ethos gegenüber den
Glücksmodellen der kapitalistischen Zivilisati-
on erfahren. Kein Papst (aber auch kein Politi-
ker) hat die Klaviatur der elektronischen Medi-
en besser beherrscht als der „große Kommuni-
kator“ Wojtyla – und doch war seit Pius XII.
kein Papst der kulturellen Moderne gegenüber
so misstrauisch eingestellt wie Johannes Paul
II. Gerade der „Fernsehpapst“ par excellence
geißelte immer wieder die leichten Versprechen
des Fernsehkonsums, die seriellen Bilder
schnellen Erfolgs und virtuellen Glücks.

Nach dem Ende des bürokratischen Kollek-
tivismus in Osteuropa wurde der gewissenlose
Individualismus der Konsumgesellschaft der
Ersten Welt zum ideologischen Hauptfeind des
Papstes.3 Die westliche Illusion der Freiheit als
Konsumentensouveränität vergifte die innere
Freiheit in weitaus gefährlicherem Maße als jede
kommunistische „Diktatur über die Bedürfnis-
se“ (Agnes Heller). Eine Freiheitsidee, welche
die Bedürfnisse des Einzelnen zur letzten Ins-
tanz aller moralischen Werte erklärt und welche
Schmerz und Leid zum Bösen an sich macht,
kennt keine Bindung an eine unseren Bedürf-
nishorizont transzendierende Wahrheit mehr,
warnt der Papst in seiner Enzyklika Evangeli-
um Vitae (1995): als bloßes „System der Be-

dürfnisse“ (G.W.Hegel) riskiert auch die libe-
rale Gesellschaft, totalitär zu werden.

Gegen den Siegeszug eines neuen „west-
lich“-heidnischen Evangeliums von physischem
Genuss und materiellem Erfolg mobilisiert Jo-
hannes Paul II. am Ende noch die Würde seines
eigenen Leidens. Die leibhaftige Gefährdung
dieses Papstes – vom Attentat auf dem Peters-
platz am 13. Mai 1981, dem Tage der Madonna
von Fatima, bis zu seiner seit einigen Jahren als
öffentliche Herausforderung gelebten Krank-
heit – transportiert symbolische Wahrheit. Der
dynamische, prophetische, unermüdliche Johan-
nes Paul II. verkörperte den Triumph der christ-
lichen Hoffnung gegenüber dem sterbenden
Kommunismus – am Ende seines Pontifikats
predigt der kranke, leidende Pilger die bis zum
Ende der Zeiten nicht eingelöste Friedenshoff-
nung des Evangeliums in der neuen Weltunord-
nung.

PD Dr. Otto Kallscheuer ist Philosoph und
Politikwissenschaftler und arbeitet als freier
Autor. Seine Mail-Anschrift lautet:
otto.kallscheuer@tiscali.it.

Anmerkungen

1Der Pressesprecher des Heiligen Stuhls
Joachim Navarro Valls stellte Auszüge aus dem
Manuskript des Buches, das auf Gespräche des
Heiligen Vaters mit Pater J. Tischner und K.
Michalski zurückgeht, am 6. Oktober 2004 auf
der Frankfurter Buchmesse vor.

2Im Mai 2004 erinnerte Johannes Paul II mit
patriotischem Stolz an die vor 60 Jahren, am
18. Mai 1944, in der Schlacht von Montecassi-
no gefallenen polnischen Soldaten, deren Grab-
steine griechische und lateinische Kreuze und
Davidsterne zieren: Es waren Helden, gefallen
im Kampf „für unsere und eure Freiheit“.

3Mit etwas anderer Terminologie setzt Jo-
hannes Paul II. in seinen drei Sozialenzykliken
Laborem exercens (1981), Sollicitudo rei soci-
alis (1987) und Centesimus Annus (1991)

Otto Kallscheuer
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durchaus die Entfremdungskritik des jungen
Marx fort – etwa wenn der Papst die Vernach-
lässigung der dem Menschen wesenseigenen
„Offenheit zur Transzendenz“ als Selbst-Ent-
fremdung des menschlichen Wesens oder „an-
thropologischen Irrtum“ begreift.
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Am 31. Juli 2004 wurde ein „Schreiben an die
Bischöfe der katholischen Kirche über die Zu-
sammenarbeit von Mann und Frau in der Kir-
che und in der Welt“ veröffentlicht1, für das der
Präfekt der vatikanischen Kongregation für die
Glaubenslehre, Joseph Kardinal Ratzinger, ver-
antwortlich zeichnet. Es hat den vorgesehenen
Instanzenweg durchlaufen und ist vom Papst
approbiert, kommt also mit nicht geringer lehr-
amtlicher Autorität daher. In den folgenden
knapp gehaltenen Ausführungen geht es um
Darstellung des Argumentationsgangs, Kontex-
tualisierung und Kritik.

1 Zum Inhalt

Wie alle vergleichbaren kirchlichen Dokumen-
te besitzt das Schreiben eine klare Struktur:
Gerahmt von einer knappen Einleitung (No. 1)
und einem Schlusswort (No. 17) gibt es das zu
behandelnde Problem sowie den eigenen Lö-
sungsansatz vor (I./No. 2-4), entfaltet diesen
mit Rückgriff auf einschlägige Grundaussagen
der Bibel (II./No. 5-12) und entwickelt Pers-
pektiven für Gesellschaft (III./No. 13-14) und
Kirche (IV./No. 15-16).

1.1 Problembenennung und
Lösungsansatz

Das Dokument richtet sich gegen zwei
miteinander zusammenhängende „neue Tenden-
zen“ in der „Auseinandersetzung mit der Frau-
enfrage“ (No. 2): eine erste, die das Geschlech-
terverhältnis als antagonistisches konstruiere
und die Frau zum Streben nach Macht auffor-
dere, und eine zweite, die um der Überwindung
geschlechtlicher Diskriminierung willen das
biologische zugunsten des kulturellen Ge-
schlechts klein rede und damit die Ordnung der

Marie-Theres Wacker
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zwei Geschlechter auflöse. Es geht offensicht-
lich um die (nicht mehr ganz neue) Patriarchats-
kritik des Gleichheitsfeminismus und um den
(demgegenüber jüngeren) Ansatz der Dekonst-
ruktion des sex/gender-Systems. In solchen
Tendenzen äußere sich letztlich promethischer
Individualismus: der Aufstand des Menschen
gegen seine ihm vorgegebene Wesenskonstitu-
tion (vgl. No. 3), dessen schädliche Auswir-
kungen in der Anthropologie und in der famili-
alen und/bzw. sexuellen Praxis bereits offen-
sichtlich seien. Dem will das Dokument, wie
bereits in der Titelformulierung anklingt, das
Konzept „aktiver Zusammenarbeit von Mann
und Frau bei ausdrücklicher Anerkennung ihrer
Verschiedenheit“ (No. 4) gegenüberstellen.

1.2 Entfaltung

Die Grundlage dafür, genauer: die „unverän-
derliche Grundlage der gesamten christlichen
Anthropologie“ (No. 5), findet es in der Heili-
gen Schrift. Aus den drei ersten Kapiteln der
Bibel zunächst, den Geschichten von Welt- und
Menschenschöpfung, Paradies und sog. Sün-
denfall (Gen 1-3), wird erhoben: Am Anfang
erschafft Gott zwei Geschlechter, nicht mehr
und nicht weniger, und bestimmt den Menschen
eben so als sein Abbild. Zweigeschlechtlichkeit
und Geschlechterdifferenz sind damit in Gott
selbst verankert2. Durch die Erschaffung der
Frau wird der Mensch „auf seinsmäßiger Ebe-
ne als Wesen in Beziehung“ charakterisiert (No.
6), eine Beziehung, die allerdings unter den herr-
schenden Bedingungen (dem Stand der „Erb-
sünde“; vgl. No. 7) verzerrt ist und der Heilung
bedarf (No. 8). Mit der Explikation dieses Zu-
sammenhangs wird deutlich gemacht, dass die
Behauptung eines Antagonismus zwischen Frau
und Mann nur den Zustand des Geschlechter-

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 4/2004
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verhältnisses unter dem Vorzeichen der Sünde
trifft, aber nicht auch schon den Ansatz einer
Bereinigung bietet.

Ein solcher Ansatz wird vielmehr – dies ein
entscheidendes Argument innerhalb der vatika-
nischen Gedankenführung, mit dem sich zugleich
die Perspektive auf die ganze Bibel hin weitet3 –
in der Heiligen Schrift vorgezeichnet, wenn sie
selbst den Weg, den Gott zur Heilung zerbroche-
ner Beziehungen geht, immer wieder in die Sym-
bolik von Braut und Bräutigam fasst. Die in der
Schöpfung grundgelegte Beziehung zwischen
Mann und Frau, die schließlich im Gegenüber
von „Sohn“ Gottes und Kirche als seiner „Braut“
auch zum Symbol der erneuerten Ordnung ge-
worden ist, kann unter eben dieser Ordnung –
konkret: in der christlichen Ehe – als bereits ge-
heilte gelebt werden und muss Ansatzpunkt aller
theoretischen und praktischen Versuche sein, das
Geschlechterverhältnis zu bestimmen. Damit
wird der Strang biblischer Metaphorik, der zur
Charakterisierung vom Handeln Gottes an den
Menschen das Gegenüber von Frau und Mann
aufnimmt, zur Leitmetaphorik der Heiligen
Schrift erklärt, so dass „Schöpfungsordnung“
und „Heilsgeschichte“ ineinander greifen und
damit Zweigeschlechtlichkeit, Beziehungshaftig-
keit und zweigeschlechtliche Beziehung von
Anfang „bis in alle Ewigkeit“ (vgl. No. 12) als
einzig legitim(iert)e zu gelten haben.

1.3 Perspektiven für Gesellschaft und
Kirche

In den anschließenden Teilen des Schreibens geht
es nur noch um die „fraulichen Werte“. Sie sind
abzuleiten aus der der Frau eigenen Fähigkeit zur
Mutterschaft. „Mutterschaft“ wird zur Basisme-
tapher für „Selbsthingabe“ bzw. „Sorge um den
anderen“ (No. 13), Haltungen, die zwar allge-
mein menschlich seien, aber von der Frau „spon-
taner“ gelebt würden, weswegen der bevorzugte
Ort von Frauen auch die Familie ist. Daraus er-
geben sich konkrete gesellschaftspolitische For-

derungen wie etwa die, die Arbeitswelt so zu
gestalten, dass Frauen Mutterschaft und Berufs-
tätigkeit miteinander vereinbaren können. Der
notwendige Kampf gegen „jegliche ungerechte
geschlechtliche Diskriminierung“ (No. 14) hat
dann zum Ziel, den besonderen „Genius der Frau“
zu schützen und zur Entfaltung kommen zu las-
sen. Innerhalb der Kirche ist – der biblischen
Symbolik entsprechend, die wiederum auf die
anthropologische Besonderheit des weiblichen
Menschen verweist – die Frau gleichsam Real-
symbol der Kirche als ganzer im Gegenüber zu
Gott und damit bevorzugte Agentin „des Hö-
rens, des Aufnehmens, der Demut, der Treue,
des Lobpreises und der Erwartung“ (No. 16).

2 Anlass und Zielrichtung
2.1 Gleichgeschlechtliche

Partnerschaften

Der Duktus des Schreibens macht unmissver-
ständlich klar, dass dem Verfasser daran gelegen
ist, seine Sicht des Geschlechterverhältnisses mit
der höchsten Autorität zu versehen, die er aufbie-
ten kann. Es ist die Kirche, die durch ihn spricht,
gestützt auf die Offenbarung der Heiligen Schrift
(vgl. No. 4); es sind damit die Ordnungen Gottes
selbst, vermittelt über die geschaffene Natur und
die Heilsgeschichte mit ihrer durchgehenden
Symbolik der Geschlechterpolarität.

Wer so argumentiert, sieht Gefahr im Ver-
zug. Als Anlass gibt das Dokument selbst die
gegenwärtige Herausforderung durch einige
Denkströmungen an, „deren Ideen oft nicht mit
den genuinen Zielsetzungen der Förderung der
Frau übereinstimmen“ (No. 1). Anders als etwa
im Brief Johannes Pauls II. „An die Frauen“
von 1995, dessen Grundstock auf eine Bot-
schaft zurückgeht, die der Papst der Generalse-
kretärin anlässlich der 4. Weltfrauenkonferenz
der Vereinten Nationen in Peking 1995 über-
reicht hatte, wird ein aktuelles Datum nicht be-
nannt. Man kann annehmen, dass das Schrei-
ben vom 31. Juli 2004 auf einer längerfristigen

Gender trouble im Vatikan



18

Beobachtung von Tendenzen in der Frauen- und
Genderforschung beruht.

In einem solchen Rahmen wird die Aktualität
dann allerdings sehr wohl sichtbar. Sie liegt m.E.
nicht in erster Linie in der erneuten Zurückwei-
sung des Anspruchs katholischer Frauen, zum
Priesteramt zugelassen zu werden4. Zwar unter-
streicht auch das vorliegende Dokument die bib-
lische Symbolik der Schöpfungs- und Heilsöko-
nomie mit ihrer durchgehenden männlich-weib-
lichen Polarität und betont die Menschwerdung
Gottes in männlicher Gestalt, führt also erneut
Gesichtspunkte an, die für die vatikanische Ar-
gumentation gegen eine Zulassung von Frauen
zum Amt zentral sind. Diese Gesichtspunkte aber
dienen hier vor allem dem Zweck, die Ordnung
der Zweigeschlechtlichkeit als definitiv unhin-
tergehbar zu affirmieren. Und diese Ordnung ist
in Gefahr: aktuell nicht so sehr durch die Forde-
rung von Frauen, zur Weihe zugelassen zu wer-
den, sondern vielmehr durch die vernehmbaren
und in manchen Ländern bereits erfolgreichen
rechtlichen Vorstöße der vergangenen Jahre für
eine Gleichstellung hetero- und homosexueller
Partnerschaften. Darauf weist m.E. die Dynamik
der Situationsanalyse, wie sie das Dokument bie-
tet: Stellt der Antagonismen konstruierende Fe-
minismus schon einen Angriff auf die Struktur
der Familie dar (vgl. No. 2 erster Abschnitt), so
hat die Auflösung der Geschlechterdifferenz noch
viel weitergehende Folgen. Sie bringe ja nicht
nur die „Infragestellung der Familie, zu der na-
turgemäß Eltern, also Vater und Mutter, gehö-
ren“, mit sich, sondern auch die „Gleichstellung
der Homosexualität mit der Heterosexualität“ und
die Förderung eines neuen Modells „polymor-
pher Sexualität“ (No. 2 Ende). Diese Dreierfolge
komprimiert die tragenden Verdachtsmomente
gegen die Schwulen- und Lesbenbewegung bzw.
hält via negationis fest, was aus vatikanischer
Sicht zu verteidigen ist5. Dass das Schreiben
wenige Monate vor der amerikanischen Präsi-
dentschaftswahl veröffentlicht wurde, ist deshalb
wohl mehr als eine nur zeitliche Koinzidenz.

2.2Feministische Theologien

Die hohe Emphase, die auf der Erschließung
der différence sexuelle des weiblichen Men-
schen liegt, während über die Anthropologie
des Mannes kaum ein Wort verloren wird, weist
jedoch darauf hin, dass auch die Frauenbewe-
gung im Visier des Dokuments ist. Dort, wo sie
sich auf feministische Patriarchatskritik oder De-
konstruktion des sex/gender-Systems bezieht,
trifft sie ein doppeltes Verdikt. Zum einen hat
sie als „Wurzel“ dieser neuen unheilvollen Ten-
denzen zu gelten, da diese entwickelt wurden
und betrieben würden als Mittel des Streits um
Gleichberechtigung der Frau (vgl. No. 4). Zum
anderen nährt sie fatale Folgen: Denn die Frau-
en sind es, die mit ihrem Bestehen auf einem
Irrweg die natürlichen Ordnungen gefährden,
Frauen sind es aber auch, die sich selbst außer-
halb der Heilsordnung stellen, wenn sie es wa-
gen, Machstrukturen zu hinterfragen, statt „in
den Widerwärtigkeiten standzuhalten“ (No. 13),
oder wenn sie auf die Kulturabhängigkeit der
Geschlechterordnungen hinweisen und daraus
praktische Konsequenzen ziehen. Damit ist je-
der Ansatz einer feministischen Theorie, insbe-
sondere auch einer feministischen Theologie,
der nicht auf den im Schreiben explizierten Vor-
gaben beruht, für inkompatibel mit der römi-
schen Lehre erklärt. Folgen für die nihil-obstat-
Praxis bei neu zu berufenden Theologinnen sind
vorauszusehen.

Marie-Theres WackerMarie-Theres Wacker

3 Hermeneutik

Der Rekurs des Dokuments auf vorgegebene
Ordnungen setzt nicht auf Diskurs, sondern auf
die Stimmigkeit und Harmonie der entwickel-
ten Gesamtschau, flankiert vom Verweis auf
(kirchlich durchsetzbare) göttliche Autorität.
Gleichzeitig wird die Binnenperspektive der ei-
genen Welt zur Perspektive auf die Welt über-
haupt: Wer sich nicht einschwingt in die darge-
legte Sichtweise, wer sich nicht bekehren lässt
(vgl. No. 17), gehört nicht zu den dialogberei-
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ten „Männern und Frauen guten Willens“ (No.
1) und hat den entstehenden Schaden zu verant-
worten. Das System ist geschlossen, die Selbst-
immunisierung perfekt.

Die wissenschaftliche Genderforschung ist
weltweit und in den verschiedensten Wissens-
bereichen angesiedelt und hat wichtige Einsich-
ten in die historischen Veränderungen und da-
mit in die Veränderbarkeit gesellschaftlicher
Vorstellungen von dem, was Frauen und Män-
ner bestimmt, zusammengetragen. Statt sich mit
dieser Forschungsrichtung differenziert ausein-
anderzusetzen, wird sie im römischen Doku-
ment pauschal disqualifiziert.

Die Bibel wird, einer römisch-katholischen
Traditionslinie seit dem II. Vaticanum zum
Trotz6, nicht aus ihrer historisch zu rekonstruie-
renden Welt heraus verstanden, sondern als
Sammlung überzeitlich und transkulturell gülti-
ger Metaphern, die Lebensrealität begründen.
Anders gesagt: Der Charakter der Bibel als Wort
Gottes wird nicht über den komplexen und an-
spruchsvollen Weg hermeneutischer Reflexion
expliziert, sondern über den direkten Zugriff
auf ewige Wahrheiten, die durch die Konstruk-
tion einer einzigen innerbiblischen Sinnlinie –
unter Ausblendung gegenläufiger Traditionen,
wie z.B. dem bekannten afamilialen Ethos Jesu!
– statuiert bzw. gestützt werden. Damit ist die
spezifische Bibellektüre, wie sie unter dem Pon-
tifikat Johannes Pauls II. etabliert wurde, de
facto für normativ erklärt. Der auffallend breite
und hermeneutisch nicht vermittelte Rekurs auf
die Bibel spiegelt den Duktus des gesamten Tex-
tes: Ihm geht es nicht um Darbietung einer Ar-
gumentation, mit der kritische Auseinanderset-
zung möglich wäre, sondern um ein Einschwö-
ren auf die (vermeintlich) universellen Grund-
lagen. Die Frage, wen diese Art des Schrifter-
weises und die darauf bezogenen Erläuterun-
gen zur „Aktualität fraulicher Werte“ zu über-
zeugen vermag, scheint nicht zu bewegen.

Die Anthropologie des Dokuments, de facto
beschränkt auf den weiblichen Menschen, lebt

aus der – nur noch in geschlossenen, solche
Positionen stabilisierenden Milieus zu erlangen-
den bzw. zu bewahrenden – Sicherheit, dass
vatikanische Metaphysik und biblische Theolo-
gie in einer letztverbindlichen Vorgabe zusam-
menfließen. Die Eigen- bzw. Selbstwahrneh-
mung konkreter Frauen interessiert dabei we-
der heuristisch noch als Korrektiv – sprechen-
des Signal dafür ist die fast ausschließliche Rede
von „der Frau“ im Singular.

Insofern die Machtfrage tabuisiert wird, im-
munisiert sich das Dokument gegen jede Rück-
frage, die etwa seine Anbindung an eine der
mächtigsten kurialen Kongregationen betrifft,
blendet es aber auch jeden Blick auf politische,
wirtschaftliche, kulturelle (nicht zuletzt familia-
le und kirchliche) Strukturen der Machtvertei-
lung aus, angesichts derer eine Rede von „Be-
ziehung“ in „Liebe“ die anstehenden Probleme
in ihrer Komplexität nicht erreicht7.

4 Postscriptum

Einer aufmerksamen Leserin (lesen kann und
darf „die Frau“ durchaus!) fällt auf, dass entge-
gen der Ankündigung im Einleitungsteil von
einer „Zusammenarbeit“ zwischen Mann und
Frau im vorgestellten Dokument nirgends die
Rede ist. Daraus kann geschlossen werden:

1) Das Ideal der „Zusammenarbeit von Mann
und Frau“, wie es das Dokument selbst vorführt,
besteht offensichtlich darin, dass „der Mann“ in
Rom an seine Brüder im Amt schreibt – über „die
Frau“, die er sich selbst geschaffen hat.

2) „Den Mann“, mit dem „die Frau“ zusam-
menarbeiten könnte, gibt es nicht. Deshalb bleibt
ihr nichts anderes übrig, als sich mit „den Frau-
en“ zusammenzutun und die anstehende Arbeit
selbst anzugehen…

Dr. Marie-Theres Wacker ist Professorin für
Altes Testament und Theologische Frauenfor-
schung an der Kath.-Theol. Fakultät der Univer-
sität Münster. Zahlreiche Veröffentlichungen zu
feministischer Bibelauslegung und feministischer
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Theologie sowie zu jüdischer Geschichte und
zum jüdisch-christlichen Gespräch. Ihre Mail-
Anschrift lautet: femtheo@uni-muenster.de

Anmerkungen

1Ausführlicher Nachweis im Literaturver-
zeichnis. Zitiert wird nach der durchlaufenden
Nummerierung des Schreibens in Abschnitte. –
In Anführungszeichen stehen im Folgenden nur
Zitate kirchenamtlicher Dokumente.

2Die Geschlechterdifferenz ist im Übrigen
in der Logik des Dokuments ein Konkretions-
fall der grundlegenden Differenzstruktur der
Welt im Gegenüber zu ihrem Schöpfer. Im „Sün-
denfall“ hat der Mensch diese Differenzstruk-
tur aufgekündigt (vgl. No. 7). Auf dieser Grun-
dierung wird die Nivellierung der Geschlech-
terdifferenz zur Wiederholung des menschlichen
Uraufstandes gegen Gott.

3Dazu ausführlicher Johannes Paul II.,
MULIERIS DIGNITATEM, passim.

4Dies hebt die Bamberger Sozialethikerin
Marianne Heimbach-Steins als Stoßrichtung des
Dokuments heraus, vgl. Heimbach-Steins 2004.

5Vgl. dazu auch die im Literaturverzeichnis
aufgeführten „Erwägungen zu den Entwürfen
einer rechtlichen Anerkennung der Lebensge-
meinschaften zwischen homosexuellen Paaren“
aus der Glaubenskongregation (2003).

6Vgl. dazu nur das im Literaturverzeichnis
aufgeführte Dokument der Päpstlichen Bibel-
kommission von 1993.

7Zu einer neueren Beschreibung der hier
angesprochenen komplexen Probleme vgl. Hon-
drich 2004.
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1 Einleitung

Das im Januar 2005 in Kraft tretende Hartz IV-
Gesetz hat eine unerwartete Protestwelle her-
vorgerufen, die mit einer Demonstration am 26.
Juli 2004 in Magdeburg begann, in der zweiten
Augusthälfte ihren Höhepunkt erreichte und
dann allmählich abklang. Die Demonstrationen,
die überwiegend an Montagen und in den neu-
en Bundesländern stattfanden, erzielten eine
enorme öffentliche Beachtung. In den Medien
wurde heftig über den Sinn der Proteste und
ihre Bezeichnung als ‚Montagsdemonstrationen‘
gestritten. Es gab zudem widersprüchliche Be-
hauptungen und Spekulationen darüber, aus
welchen Gruppen sich die Demonstrierenden
zusammensetzen, inwieweit sie über die Aus-
wirkungen des Gesetzes informiert sind und
welche politischen Einstellungen und Werthal-
tungen sie aufweisen. Das Fehlen gesicherter
Informationen über die soziale Herkunft und
politischen Einstellungen der Demonstrieren-
den veranlasste die Arbeitsgruppe ‚Politische
Öffentlichkeit und Mobilisierung‘ am WZB
dazu, eine Befragung durchzuführen.

Die Befragung erfolgte am 13. September
2004 unter Einbeziehung von Wissenschaftler-
innen und Wissenschaftlern aus Bielefeld, Leip-
zig und Magdeburg. An diesem Tag fanden Pro-
teste gegen Hartz IV in etwa 150 deutschen
Städten – von Aachen bis Zwickau – mit einer
Beteiligung von mindestens 60.000 Menschen
statt. Die weitgehend standardisierte Befragung
bezog sich auf 1.150 der rund 10.700 Protestie-
renden in Berlin, Dortmund, Leipzig und Mag-
deburg. Im Rahmen dieser Demonstrationen
wurden insgesamt über 1.600 Fragebögen ver-
teilt und zudem in Berlin und Magdeburg 367

direkte Interviews durchgeführt. Die Auswahl
der Befragten folgte dem Zufallsprinzip. Insge-
samt war die Bereitschaft, an der Befragung
teilzunehmen, erstaunlich groß. Die Rücklauf-
quote für die Fragebögen, die unter Wahrung
der Anonymität der Absender per Post zurück-
geschickt wurden, betrug 49 Prozent. Auch ist
der Anteil der Befragten an der Zahl der De-
monstrierenden mit über einem Zehntel beacht-
lich. Hinzuweisen ist darauf, dass die Teilneh-
mer des schwarz-roten Blocks der Linksradika-
len in Berlin und des rechtsradikalen Blocks in
Magdeburg nicht für die Befragung zu gewin-
nen waren. In beiden Fällen handelte es sich
jedoch um eine deutliche Minderheit.

Dieter Rucht und Mundo Yang

Wer demonstrierte gegen Hartz IV?1

2 Grundlegende Merkmale der
Protestierenden

Frauen stellten ein gutes Drittel der 1.150 Be-
fragten. Insgesamt waren die Demonstrieren-
den älter als die übrige Bevölkerung Deutsch-
lands (s. Abbildung 1). Im Unterschied zur
Mehrzahl sonstiger Demonstrationen in
Deutschland protestierte gegen Hartz IV somit
überwiegend jene Altersgruppe, deren Integra-
tion in den Arbeitsmarkt am schwierigsten er-
scheint. Aber auch die nicht unmittelbar von
Hartz IV betroffene Gruppe im Alter von
mindestens 65 Jahren war mit einem Anteil von
etwa zehn Prozent vertreten.

Der Bildungsstand der Demonstrierenden
war weitaus höher als in der Gesamtbevölke-
rung. Unter den Befragten waren mehr als dop-
pelt so viele mit (Fach-) Hochschulreife (ca. 47
Prozent) als im Bundesdurchschnitt (21 Pro-
zent). Demonstriert haben vorwiegend Ange-
stellte und Arbeiter. Insgesamt gab ein großer
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Anteil der Befragten an, in hoch qualifizierten
Berufen tätig oder tätig gewesen zu sein. Hin-
sichtlich ihrer beruflichen Stellung entsprechen
die Demonstrierenden in etwa der Gesamtbe-
völkerung. Lediglich die Beamten sind deutlich
unterrepräsentiert.

3 Hartz IV: Betroffenheit und
Informationsstand

Bislang ungeklärt war die Frage, ob die Hartz
IV-Proteste überwiegend von den unmittelbar
Betroffenen getragen werden. Tatsächlich bie-
ten die Protestteilnehmer in den vier untersuch-
ten Städten ein sehr gemischtes Bild. Zusam-
mengenommen waren knapp 43 Prozent der
Befragten arbeitslos (Leipzig 55 Prozent, Ber-
lin 37 Prozent). Überraschend hoch war die
Beteiligung von Rentnern und Pensionären mit
einem Anteil von 18 Prozent. Bezieher von Ar-
beitslosenhilfe waren in allen vier Städten deut-

lich stärker vertreten als die Empfänger von
Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld (s. Tabelle 1).
Die Auswirkungen der Hartz IV-Reform sind
im Umfeld der Demonstrierenden unmittelbar
spürbar. Immerhin 87 Prozent der Befragten
gaben an, dass jemand in der Familie und/oder
im Bekanntenkreis betroffen sei.

In der Öffentlichkeit wurde vielfach disku-
tiert, inwieweit eine mangelhafte Informations-
politik über Hartz IV zu den Protesten geführt
hatte. Um ein Bild über den Kenntnisstand der
Protestierenden zu erlangen, wurden zwei Wis-
sensfragen gestellt. Die Frage, welche Parteien
Hartz IV im Bundestag verabschiedet hatten,
konnten nur 53 Prozent der Demonstrierenden
für alle Bundestagsparteien richtig beantwor-
ten. Zur Fehlwahrnehmung der übrigen Befrag-
ten hat hauptsächlich die Unwissenheit über das
Abstimmungsverhalten der FDP-Fraktion bei-
getragen. Immerhin knapp 39 Prozent der Be-
fragten gaben an, diese Fraktion hätte der Hartz

Abb.1: Altersgruppen der Protestierenden gegen Hartz IV im Vergleich 

zur Gesamtbevölkerung und zur Anti-Kriegsdemonstration
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IV-Reform im Bundestag nicht zugestimmt.
Zudem nahmen 16 Prozent der Befragten an,
die CDU/CSU-Fraktion hätte der Hartz IV-Re-
form nicht zugestimmt. Die Frage, ob im Rah-
men von Hartz IV auch die Kosten für eine
„angemessene“ Unterkunft und Heizung über-
nommen werden, beantworteten knapp über drei
Viertel der Befragten korrekt. Aber dieses Er-
gebnis lässt sich auch negativ interpretieren:
Immerhin ein Viertel der Befragten war nicht
oder falsch darüber informiert, dass den Be-
troffenen eine wesentliche Leistung im Rahmen
des Arbeitslosengelds II zusteht.

4 Einstellungen zu Agenda 2010,
Hartz IV und den entsprechenden
Positionen der Parteien

Es ist nicht überraschend, dass die Mehrheit
der Demonstrierenden eine fundamentale Kri-
tik am Reformkurs der Agenda 2010 im Allge-
meinen und an Hartz IV im Besonderen äußert.
Über drei Viertel der Befragten widersprachen
der Aussage, dass der generelle Reformkurs der
Agenda 2010 richtig sei. Hingegen stimmten
nur knapp acht Prozent dieser Aussage zu. Sehr
ähnlich verhält es sich mit der Ablehnung von
Hartz IV. Selbst „kräftige“ Nachbesserungen
wären für 72 Prozent der Befragten nicht aus-
reichend, um die Reform zu akzeptieren. Diese

Bewertung der Demonstrierenden steht im deut-
lichen Kontrast zur Meinung der Gesamtbevöl-
kerung. Dem Politbarometer der Forschungs-
gruppe Wahlen zufolge hielten Ende August
2004 immerhin 46 Prozent der Befragten die
Hartz IV-Reform für „eher richtig“.

Vor dem Hintergrund der fundamentalen
Kritik an Hartz IV fällt auch die Bewertung der
unterschiedlichen Positionen der politischen
Parteien zu Hartz IV fast durchweg negativ aus.
Keiner politischen Partei – außer der PDS –
wird eine befriedigende oder ausreichende poli-
tische Position in dieser Frage bescheinigt. Rund
27 Prozent der westdeutschen Befragten, aber
immerhin 43 Prozent der ostdeutschen Befrag-
ten bewerteten die Hartz IV-Position der PDS
mit „gut“ oder „sehr gut“. Hierbei ist zu beto-
nen, dass in Leipzig und Magdeburg fast aus-
schließlich Ostdeutsche, in Dortmund fast aus-
schließlich Westdeutsche an dem Protest teil-
nahmen. Die Ausnahme bildet Berlin, wo 45
Prozent der Befragten im Westen aufwuchsen.

In den Diskussionen um Hartz IV waren
auch die Transferzahlungen von West nach Ost
ein wichtiges Thema, zumal von den „undank-
baren Ossis“ und dem Osten als einem „Fass
ohne Boden“ die Rede war. Die Aussage „Der
Westen engagiert sich im Osten ausreichend“
bejahten (mit Zustimmung oder voller Zustim-
mung) 29 Prozent der im Westen, aber nur 15

Berlin Dortmund Leipzig Magdeburg Gesamt

Arbeitslosenhilfe 8,3 10,7 11,5 10,2 9,7

Arbeitslosengeld 25,0 30,8 39,6 31,8 30,3

Sozialhilfe 3,3 3,0 2,1 1,5 2,5

Kein Bezug 63,4 55,6 46,9 56,5 57,5

Gesamt 100 100 100 100 100

Tabelle 1: Bezieher von Arbeitslosenhilfe, Arbeitslosengeld und Sozialhilfe (in Prozent)

Wer demonstrierte gegen Hartz IV?
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Prozent der im Osten Aufgewachsenen. Diese
Differenz spiegelt sich entsprechend bei denen,
die diese Aussage völlig ablehnen. Dies ist bei
den Ostdeutschen mit rund 36 Prozent ein mehr
als doppelt so hoher Anteil wie bei den West-
deutschen (17 Prozent).

5 Wahlverhalten und allgemeine
politische Einstellungen

Drastisch sind teilweise die Verschiebungen im
Wählerverhalten, wenn die letzte Bundestags-
wahl mit der Sonntagsfrage verglichen wird
(„Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl
wäre, welche Partei würden Sie wählen?“). Die
SPD, die von rund 28 Prozent der Protestieren-
den aus den alten Bundesländern gewählt wur-
de, stürzte auf einen Wert von 1,9 Prozent ab. In
den neuen Bundesländern erfolgt ein fast analo-
ger Absturz von rund 21 Prozent auf 0,7 Pro-
zent. Sehr ausgeprägt ist auch die Abkehr von
den Grünen bei den Befragten aus den alten

Bundesländern. Die Partei fiele im Westen von
21 Prozent auf 4,1 Prozent zurück. Für die Uni-
onsparteien ergäben sich ebenfalls Verluste,
wenngleich von einem niedrigem Niveau aus-
gehend (West: von 5,2 Prozent auf 1,9 Prozent;
Ost: von 7,2 Prozent auf 1,5 Prozent). Die PDS
würde mit Blick auf die Sonntagsfrage in Wes-
ten Zugewinne von 22 Prozent auf 33 Prozent,
im Osten von 44 Prozent auf 49 Prozent verbu-
chen. Die NPD würde von geringen Ausgangs-
werten unter den Demonstrierenden (West 0,3
Prozent, Ost 0,8 Prozent) auf 2,8 Prozent im
Westen bzw. 3,1 Prozent im Osten anwachsen.
Rechtsradikale Parteien könnten somit bei einer
anstehenden Bundestagswahl unter den De-
monstrierenden relativ bescheidene Zugewinne
verbuchen, die deutlich unter den Zugewinnen
der letzten Landtagswahlen in Brandenburg und
Sachsen lägen. Damit wird die häufig geäußerte
Annahme widerlegt, die Demonstrierenden ge-
gen Hartz IV seien in besonderem Maße rechts-
radikalen Parteien zugeneigt.

Dieter Rucht und Mundo Yang
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Zur Ermittlung allgemeiner politischer Ein-
stellungen wurden die Befragten mit einer Rei-
he von Aussagen konfrontiert, zu denen sie
jeweils ihre Zustimmung oder Ablehnung auf
einer 5-Punkte-Skala äußern konnten. Der Aus-
sage „Die Demokratie ist die beste Staatsform“
stimmten –  bei einer Zusammenfassung der
Werte für Zustimmung und volle Zustimmung
– besonders viele Demonstrierende in Dort-
mund (78 Prozent) zu, während die Zustim-
mung an den drei übrigen Orten auf geringe-
rem Niveau blieb (zwischen 57 Prozent und 60
Prozent). Werden die Befragten danach aufge-
teilt, ob sie überwiegend in den alten oder den
neuen Bundesländern aufgewachsen sind (Ber-
lin stellt wie erwähnt einen Mischfall dar), so
fällt die Zustimmung in den alten Bundeslän-
dern mit rund 68 Prozent höher aus als in den
neuen Ländern mit 58 Prozent. Bei der Aussa-
ge „Sozialismus ist eine gute Idee, die schlecht
ausgeführt wurde“ liegt die Zustimmung am
höchsten in Magdeburg (rund 70 Prozent) und

Abb.2: Materialistische und Postmaterialistische Einstellungen nach dem 

Inglehart-Index unter den Hartz IV-Demonstrierenden und der 

Gesamtbevölkerung
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am niedrigsten in Dortmund (58 Prozent). Ge-
nerell ist die Zustimmung im Osten (74 Pro-
zent) höher als im Westen (60 Prozent). Die
Aussage „Letztlich entscheidet die Wirtschaft
in unserem Lande und nicht die Politik“ findet
in allen vier Städten und in etwa gleicher Höhe
in West und Ost eine hohe Zustimmung in der
Größenordnung von 81 Prozent (Magdeburg)
bis 87 Prozent (Leipzig).

In Entsprechung zu repräsentativen Umfra-
gen (hier: Allbus-Befragung von Infas, 2002)
wurden die Befragten gebeten, vier politische
Werte – (1) Ruhe und Ordnung, (2) mehr Ein-
fluss der Bürger auf politische Entscheidungen,
(3) Kampf gegen steigende Preise sowie (4)
Schutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung
– in eine Rangordnung zu bringen. Auf dieser
Grundlage können dann Materialisten (Präfe-
renz für Wert 1 und 3), Postmaterialisten (Prä-
ferenz für Wert 2 und 4) und Mischtypen unter-
schieden werden. Obgleich bei Hartz IV Vertei-
lungsfragen und somit eher materielle Aspekte

Wer demonstrierte gegen Hartz IV?
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im Vordergrund stehen, ist der Anteil der Post-
materialisten unter den Demonstrierenden in
West wie Ost weitaus höher als in der Gesamt-
bevölkerung (s. Abbildung 2).

Die Befragten wurden zudem gebeten, sich
anhand einer 5-Punkte-Skala auf der Links-
Rechts-Achse zu verorten. Dabei zeigte sich ein-
deutig eine Linkslastigkeit. Ganz links ordnete
sich mit rund 48 Prozent ein besonders hoher
Anteil der Demonstrierenden in Berlin ein. Fasst
man die ganz linken und linken Positionen zu-
sammen, so liegt der Anteil der Linken in Berlin
mit 83 Prozent an der Spitze, gefolgt von Dort-
mund (69 Prozent), Leipzig (65 Prozent) und
Magdeburg (54 Prozent). Sich ganz rechts plat-

zierende Demonstrierende fallen lediglich in
Leipzig mit 2,7 Prozent ins Gewicht und fehlen
in Berlin fast völlig. Zu bedenken ist allerdings,
dass die Polizei in Dortmund eine kleinere Grup-
pe von Rechten schon im Vorfeld abgedrängt
hatte und in Magdeburg die geschlossene Grup-
pe der Rechten unter den Demonstrierenden nicht
befragt werden konnte. Werden die Kategorien
„eher rechts“ und „ganz rechts“ zusammenge-
fasst, so ist der Anteil der Rechten in Leipzig
und Dortmund am höchsten (12,3 Prozent bzw.
7,8 Prozent), gefolgt von Magdeburg (6,8 Pro-
zent) und Berlin (3,8 Prozent).

Ein gutes Drittel aller Befragten gab an, in
einer politisch oder sozial engagierten Gruppe

Dieter Rucht und Mundo Yang
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bzw. Organisation aktiv zu sein. Unter denen,
die von Hartz IV-Regelungen überwiegend ne-
gativ betroffen sind (Bezieher von Arbeitslo-
sengeld bzw. Arbeitslosenhilfe), ist mit rund 23
Prozent ein weitaus geringerer Anteil in diesem
Sinne aktiv als unter allen übrigen Befragten
(42 Prozent). Dies verstärkt den Eindruck, dass
viele und insbesondere politisch ohnehin enga-
gierte Personen aus Solidarität und nicht auf-
grund persönlicher Betroffenheit an den Pro-
testen teilgenommen haben.

Grob vereinfachend kann der typische De-
monstrant gegen Hartz IV folgendermaßen
charakterisiert werden: Er kommt aus dem
Osten, ist männlich, im Alter zwischen 50 und
55 Jahren, steht in einem unsicheren Arbeits-
verhältnis oder ist arbeitslos. Er kehrt sich von
den etablierten Parteien ab und tendiert am ehes-
ten zur PDS. Entgegen der öffentlichen Wahr-
nehmung gibt es unter den Demonstrierenden
keine markante Hinwendung zu rechtsradika-
len Parteien. Vielmehr ist der typische Demons-
trant deutlich links und postmaterialistisch ori-

entiert; er betrachtet den Sozialismus als eine
gute Idee, die aber schlecht ausgeführt worden
sei. Mit dieser Charakterisierung werden
lediglich Tendenzen bzw. Schwerpunkte be-
zeichnet. Es wäre jedoch falsch zu behaupten,
nahezu alle Demonstrierenden entsprächen die-
sem Bild.

Dieter Rucht ist Leiter der Arbeitsgruppe
‚Politische Öffentlichkeit und Mobilisierung‘
am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung (WZB).

Mundo Yang arbeitet als wissenschaftlicher
Mitarbeiter in der Arbeitsgruppe ‚Politische
Öffentlichkeit und Mobilisierung‘ am Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung
(WZB).

Anmerkung

1 Der vorliegende Beitrag erscheint auch in
den WZB Mitteilungen, Heft 106 (Dezember
2004).

Wer demonstrierte gegen Hartz IV?
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1 Die Renaissance der Religion

Der sozialwissenschaftliche ‚common sense‘
hat den unaufhaltsamen Niedergang oder gar
das völlige Verschwinden der Religion erwar-
tet. Doch spätestens seit dem Ende der 1970er
Jahre – mit der Revolution im Iran (im ‚Süden‘)
und der Formierung der christlichen Rechten in
den USA (im ‚Norden‘) – hat sich Religion
sowohl im öffentlichen Bewusstsein als auch
im sozialwissenschaftlichen Diskurs als Faktor
der gesellschaftlichen und politischen Wirklich-
keit zurückgemeldet. Diese beiden Schlüsseler-
eignisse einer Rückkehr der Religion fanden
zusammen mit der weltweiten islamistischen
Mobilisierung ihren sozialwissenschaftlichen
Ausdruck zunächst in Form einer Flut von Ana-
lysen zum religiösen Fundamentalismus (vgl.
pars pro toto Marty/Appleby 1991-1995).

Seitdem haben sich jedoch die Fälle einer
Revitalisierung der Religion und ihrer Rolle als
politische und gesellschaftliche Kraft erheblich
vermehrt. Sie lassen sich zudem nicht mehr alle
umstandslos in das Prokrustesbett der Formel
vom gegenmodernen religiösen Fundamenta-
lismus zwingen. Hier seien nur einige wenige
Beispiele angeführt: die rapide wachsenden
pfingstlerischen und prophetischen Bewegun-
gen im Christentum Afrikas und Lateinameri-
kas, das überraschende come-back der ortho-
doxen Kirchen im postkommunistischen Ost-
europa, die wachsende Bedeutung religiöser
Identität für viele aus den jüngeren Generatio-
nen nicht-christlicher Migranten und Einwoh-
ner in Europa (Beckford 2001: 229) sowie die
nicht unerhebliche Rolle, die religiöse Instituti-
onen und Akteure bei der Öffnung totalitärer
und autoritärer Regime in Osteuropa und La-
teinamerika gespielt haben (Wood 1999: 307),

Ulrich Willems

Religion und soziale Bewegungen – Dimensionen eines Forschungsfeldes

und das weltweit verstärkte öffentliche Engage-
ment von Kirchen und kirchlichen Organisatio-
nen, das Jose Casanova (1994) auf den Begriff
der ‚Deprivatisierung‘ der Religion brachte. Die-
se religiöse Vitalisierung hat zusammen mit der
zunehmenden religiösen Pluralisierung in vie-
len Teilen der Welt einerseits Debatten über die
Kriterien und die konkrete Ausgestaltung einer
‚gerechten‘ religionspolitischen Verfassung kul-
turell und religiös pluraler Gesellschaften aus-
gelöst. Andererseits lassen sich vielerorts Ver-
suche mehrheitsreligiöser Traditionen beobach-
ten, eine privilegierte gesellschaftliche und po-
litische Stellung (wieder) zu erlangen und der
religiösen Konkurrenz den Marktzutritt zu er-
schweren.

2 Religion: blinder Fleck der
Bewegungsforschung

In den Sozialwissenschaften insgesamt hat der
Umstand, dass Religion nach wie vor eine zen-
trale Rolle in Prozessen der Identitätsformati-
on, der sozialen Inklusion und der Vergemein-
schaftung spielt (Beckford 2001: 230), dass re-
ligiöse Organisationen und Bewegungen sich
als Akteure des politischen Prozesses zurück-
gemeldet haben und dass die religionspolitische
Verfassung von Gesellschaften auf der politi-
schen und öffentlichen Agenda einen promi-
nenten Platz einnimmt, seinen Ausdruck in ei-
nem neu erwachten Interesse an der Religion
gefunden.

Dies gilt nicht oder doch zumindest nicht in
gleichem Maß für die Erforschung sozialer Be-
wegungen. Obwohl viele der gerade beschrie-
benen Phänomene einer Revitalisierung der
Religion die soziale Gestalt von ‚Bewegungen’

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 4/2004
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haben und obwohl eine ganze Reihe von sozia-
len oder revolutionären Bewegungen in der
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in erhebli-
chem Maß von religiösen Akteuren und Orga-
nisationen getragen oder unterstützt wurden,
wurde und wird – von wenigen Ausnahmen
abgesehen – die Dimension der Religion von
der Bewegungsforschung weitgehend ausge-
blendet.

Die Ursachen dieses blinden Flecks sind
zahlreich: Zunächst hat, einem Trend der Sozi-
alwissenschaften insgesamt folgend, auch in der
Bewegungsforschung das Säkularisierungspa-
radigma eine erhebliche Rolle gespielt. Danach
führt Modernisierung in Form von Prozessen
der Differenzierung, der relativen Autonomi-
sierung und Rationalisierung sozialer Hand-
lungssphären sowie der Pluralisierung kultu-
reller Orientierungsmuster unweigerlich und
unumkehrbar zum Verlust der Rolle der Religi-
on als zentraler sozialer Institution sowie der
damit verbundenen gesellschaftlichen und poli-
tischen Funktionen. Religion wird so in den
Bereich des Privaten verdrängt. Dort hat sie
Bedeutung allenfalls noch für die Bewältigung
der Kontingenz- und Endlichkeitserfahrungen
eines jedoch immer kleiner werdenden Teils der
Bevölkerung. Für Politik und Gesellschaft hat
Religion keine Bedeutung mehr – es sei denn,
als Bedrohung in fundamentalistischer und ge-
waltbereiter Form.

Dieser modernisierungstheoretisch inspirier-
te säkularisierungstheoretische ‚common sen-
se‘ der Sozialwissenschaften findet seinen Aus-
druck auch dort, wo Religion als Faktor politi-
scher oder sozialer Bewegungen thematisiert
wird oder wo die politischen und gesellschaftli-
chen Aktivitäten religiöser Bewegungen in den
Blick genommen werden. Denn Religion wird
in diesen Zusammenhängen häufig als traditio-
nalistische oder antimoderne Kraft gekennzeich-
net (vgl. Blanchard 1994). Im Hintergrund die-
ser Etikettierung stehen zwei weitere Theore-
me, die dem säkularisierungstheoretischen

Komplex zuzurechnen sind. Dabei handelt es
sich zum einen um die – insbesondere vom po-
litiktheoretischen Liberalismus formulierte –
prinzipielle Überzeugung, dass genuin religiö-
se Argumente im öffentlichen Diskurs nicht all-
gemein rechtfertigungs- oder anerkennungsfä-
hig seien, weil sie auf Grundlagen – wie etwa
göttliche Autorität – rekurrierten, die nicht von
allen Bürgern geteilt werden könnten. Legitim,
weil vereinbar mit dem Prinzip der Freiheit, sei-
en aber nur solche Entscheidungen, die mit Grün-
den gerechtfertigt würden, denen prinzipiell alle
Bürger zustimmen könnten. Es handelt sich zum
anderen um die Überzeugung, dass die gesell-
schaftspolitischen Positionen und Forderungen
religiöser Akteure – wie etwa in der Frage der
Regelung des Schwangerschaftsabbruchs oder
bei den präferierten Strukturen von Familie und
Geschlechterbeziehungen – dem Programm ei-
ner längst historisch gewordenen Moral ent-
stammen. Diese sei mit einer modernen Moral,
die auf Werten wie Autonomie und Gleichheit
beruhe, und mit dem nicht zuletzt von sozialen
Bewegungen erkämpften Grad der Realisierung
solcher Werte nicht zu vereinbaren.

Des Weiteren hat auch die Segmentierung
der sozialwissenschaftlichen Fächerlandschaft
– hier die mit Ausnahme weniger Grenzgänger
wie David Snow oder John Lofland weitgehen-
de Separierung der soziologischen Teildiszipli-
nen Bewegungsforschung und Religionssozio-
logie – einen nicht unerheblichen Anteil daran,
dass die Dimension der Religion in der Bewe-
gungsforschung ausgeblendet wurde. Religiö-
se Bewegungen, ganz gleich, wie sehr sie auf
die Veränderung gesellschaftlicher und politi-
scher Zustände zielten, werden als Domäne der
Religionssoziologie begriffen (Zald/Mccarthy
1987: 76). Diese Separierung von religionsso-
ziologischer Forschung und Bewegungsfor-
schung geht jedoch nicht allein auf wissens-
organisatorische Dynamiken und professions-
politische Domänenabgrenzungen zurück. Im
Hintergrund der Unterscheidung von sozialen
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und religiösen Bewegungen stehen konzeptio-
nelle Vorentscheidungen, die spezifische Selek-
tivitäten bei der Gegenstandsbestimmung zur
Folge hatten.

So hat sich vor allem die amerikanische Be-
wegungsforschung überwiegend auf solche
sozialen Bewegungen konzentriert, die wirt-
schaftlichen oder politischen Wandel mit politi-
schen Mitteln zu erreichen suchten (Williams
2000: 2), d.h. auf den Typus der machtorien-
tierten Bewegung (Raschke 1988: 110-112). Die
europäische Forschung zu den sogenannten
neuen sozialen Bewegungen hat zwar neben dem
machtorientierten auch den Typus der kultur-
orientierten Bewegung in den Blick genommen.
Aber auch in der europäischen Bewegungsfor-
schung haben letztlich Analysen machtorientier-
ter Bewegungen dominiert.

Demgegenüber wurden und werden religiö-
se Bewegungen in der Regel als wertorientierte
Bewegungen im Sinne Smelsers betrachtet, die
Personen, nicht aber Strukturen oder soziale
Verhältnisse zu verändern trachten (Hannigan
1991: 319), bzw. als kulturorientierte Bewegun-
gen, die nicht daran interessiert sind, ihre Wert-
orientierungen im politischen Prozess verbind-
lich zu machen, sondern sich in den Bereich des
Privaten zurückziehen, um dort ihre Lebens-
weise praktizieren zu können (Offe 1985: 827).
Als wert- oder kulturorientiert klassifiziert,
konnten religiöse Bewegungen aber nicht mehr
in den Fokus einer überwiegend auf die Analy-
se machtorientierter Bewegungen ausgerichte-
ten Bewegungsforschung geraten.

Umgekehrt hat auch die Religionssoziolo-
gie ihrerseits zur Separierung der Forschung
von sozialen und religiösen Bewegungen und
letztlich auch zu ihrer Selbstisolierung im Feld
der Sozialwissenschaften beigetragen. Sie kon-
zipierte Religion als einen eigenen Bereich des
Sozialen, dessen empirisches Korrelat klar iden-
tifizierbare organisatorische Formen wie Kir-
chen, Sekten und religiöse Bewegungen sowie
deren Lehren und Praktiken sind. Eine solche

Perspektive richtet den Blick eher auf die spezi-
fischen Charakteristika des Religiösen und stär-
ker auf die Unterschiede als auf die Gemein-
samkeiten zwischen religiösen und anderen so-
zialen Organisationsformen und sozialen Prak-
tiken. Zudem wurde damit schon auf konzepti-
oneller Ebene die Möglichkeit der Frage danach
ausgeschlossen, ob und in welchem Ausmaß
Religion eine Dimension sozialen Handelns
auch jenseits der Kirchenmauern bildet (Deme-
rath III/Schmitt 1998: 381).

Diese durch theoretische und analytische
Zugänge beförderten Tendenzen zur Ausblen-
dung der Religion bei der Analyse sozialer Be-
wegungen wurden von der Gegenstandsseite
her zusätzlich dadurch verstärkt, dass der ‚reli-
giöse Faktor’ in den lange Zeit im Zentrum der
Aufmerksamkeit der Bewegungsforschung ste-
henden Studenten-, Frauen und Umweltbewe-
gungen eine vergleichsweise geringere, wenn
auch sicherlich unterschätzte Rolle spielte (Smith
1996a: 3-4).

3 Exkurs: Religion in der Moderne

Wenn diese Rekonstruktion der säkularisie-
rungstheoretischen Hintergrundüberzeugungen
und der konzeptionellen gegenstandsbezogenen
Vorentscheidungen zutreffend ist, dann wird der
Verweis auf die eingangs angedeuteten empiri-
schen Befunde einer Renaissance der Religion
allein nicht ausreichen, die Bewegungsfor-
schung (wie auch die Sozialwissenschaften
insgesamt) zu einer angemesseneren Berück-
sichtigung der Religion sowie religiöser Orga-
nisationen, Bewegungen und Traditionen bei
der Erforschung sozialer Bewegungen zu ver-
anlassen. Daher sollen im Folgenden das Säku-
larisierungstheorem und die These vom traditi-
onalistischen oder gegenmodernen Charakter
des Religiösen in der Moderne noch einmal ge-
nauer betrachtet werden.

Das Säkularisierungstheorem ist von zwei
Seiten unter Druck geraten. Theoretisch sieht
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es sich einer grundsätzlichen Konkurrenz durch
eine ökonomische Theorie der Religion ausge-
setzt (vgl. u.a. Iannaccone 1991; Finke/Iannac-
cone 1993). Vertreter dieses Ansatzes betrach-
ten den Rückgang religiöser Vitalität im We-
sentlichen als Ergebnis der politischen Regulie-
rung religiöser Märkte. Denn politische Be-
schränkungen des Marktzugangs führen zu Ein-
bußen bei Qualität und Vielfalt des Angebots
der privilegierten religiösen Firmen, und diese
Verschlechterung des Angebots mündet wieder-
um in eine sinkende Nachfrage, ohne dass da-
mit auch die religiösen Bedürfnisse verschwän-
den. Europa dient als klassisches Beispiel: ge-
ringe religiöse Vitalität aufgrund einer histori-
schen Privilegierung der mehrheitsreligiösen
Traditionen.

Demgegenüber ruft in unregulierten religiö-
sen Märkten jede Verschlechterung des religiö-
sen Angebotes innovative Wettbewerber auf den
Plan, die mit spezifischen religiösen Angeboten
die Nachfrage wieder zu beleben vermögen. In
unregulierten religiösen Märkten ist Säkulari-
sierung daher ein sich selbst begrenzender Pro-
zess. Das klassische Beispiel sind die USA:
hohe religiöse Vitalität als Folge einer weiten
Auslegung der Religionsfreiheit sowie eines
strikten Verbots religionspolitischer Privilegie-
rung.

Das Säkularisierungstheorem ist jedoch auch
von innen unter Druck geraten, nämlich durch
die Versuche, den oben geschilderten empiri-
schen Befunden zum Schicksal der Religion in
der Moderne gerecht zu werden (vgl. den Über-
blick bei Willems 2001). Danach bedarf es vor
allem einer Differenzierung unterschiedlicher
Dimensionen von ‚Säkularisierung‘ (vgl. u.a.
Casanova 1994).

Ohne Zweifel hat Religion mit der Ausdiffe-
renzierung und relativen Autonomisierung ge-
sellschaftlicher Handlungssphären sowie der
Pluralisierung kultureller Orientierungsmuster
zumindest in westlichen Gesellschaften einen
großen Teil ihrer ehemaligen Funktionen sowie

ihre Rolle als bedeutende soziale Institution ein-
gebüßt. Verloren hat sie vor allem die Fähigkeit,
das soziale Handeln und die kulturellen Werte
von Menschen zu beeinflussen, die sich nicht
freiwillig an religiöse Normen gebunden haben
(Beckford 2001: 233). Das heißt aber nicht,
dass ihr unter den gewandelten Bedingungen
einer globalisierten Gesellschaft und in verän-
derter Gestalt nicht wieder neue gesellschaftli-
che Rollen und Funktionen zuwachsen könn-
ten.

So muss etwa selbst eine weitgehende Ver-
weisung der Religion in den Bereich des Priva-
ten keineswegs soziale Irrelevanz zur Folge ha-
ben. Dies legen Funktionsbestimmungen des
vermeintlich Privaten in neueren gesellschafts-
theoretischen Ansätzen wie etwa demjenigen von
Anthony Giddens nahe, bei dem das Private
zum Ort der Produktion von personaler Identi-
tät, sozialem Vertrauen sowie eines grundsätzli-
chen Zutrauens zur Welt wird, Qualitäten, die
als unverzichtbare Voraussetzungen der Funkti-
onsfähigkeit abstrakter Systeme ausgezeichnet
werden (Giddens 1990). Die Privatisierung der
Religion und die charakteristische Fokussierung
neuer Religionen auf das Selbst wäre vor die-
sem Hintergrund gerade kein Indikator für eine
geschwundene Bedeutung der Religion in der
Moderne, sondern vielmehr Ausdruck eines
gesellschaftlichen Funktionsgewinns und da-
mit einer erfolgreichen und realitätstüchtigen
Anpassung der Religion an die Realitäten einer
globalisierten Welt, wie sie von den Individuen
erfahren wird (Dawson 2004: 87).

Religion bzw. religiöse Traditionen können
gesellschaftlich und politisch aber auch eine
Funktion als kulturelle Ressource gewinnen, die
Individuen und Gruppen gegebenenfalls nut-
zen können. Dieser letzte Funktionsgewinn wird
aber erst möglich vor dem Hintergrund einer
weiteren Dimension von Säkularisierung, näm-
lich der Erosion organisierter Religiösität, wie
sie sich zumindest in Europa beobachten lässt
(die aber – wie die eingangs aufgeführten Bei-
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spiele für die ‚Renaissance‘ des Religiösen zei-
gen – keineswegs mit der Erosion von Religio-
sität insgesamt verwechselt werden darf). Denn
diese Erosion organisierter Religiosität in Form
etwa des Mitgliederverlustes der verfassten Kir-
chen befördert die Nutzung von Religion als
kultureller Ressource, weil der Bedeutungsver-
lust und die Schwächung religiöser Organisati-
onen auch ihr Interpretationsmonopol erodiert.
Religiöse Symbole, Bedeutungen und Werte
werden dadurch gleichsam dereguliert und aus-
beutbarer (Beckford 2001: 232).

Aber auch die Charakterisierung von Reli-
gion und religiösen Bewegungen als traditiona-
listisch und/oder gegenmodern erweist sich als
nicht haltbar. Empirisch lässt sich zunächst dar-
auf verweisen, dass religiöse Akteure und Or-
ganisationen eine wichtige Rolle in ‚fortschritt-
lichen‘ – also Werten wie Freiheit, Gleichheit
oder Gerechtigkeit verpflichteten – Bewegun-
gen wie den Bürgerrechts- und Bürgerbewe-
gungen und der Solidaritätsbewegung gespielt
haben.

Als nicht stichhaltig erweisen sich auch die
beiden Theoreme, die zu einem großen Teil für
diese pejorative Etikettierung der Religion als
traditionalistisch verantwortlich sind. Das gilt
zunächst für die These des politiktheoretischen
Liberalismus vom besonderen epistemischen
Charakter religiöser Gründe, der sie angeblich
untauglich macht, als alleinige Basis der Legiti-
mation politischer Entscheidungen und damit
der Anwendung von Zwang zu dienen (vgl. Audi
2000). Denn weder sind religiöse Argumente in
besonderer oder gar durchgängiger Weise für
nichtreligiöse Bürgerinnen und Bürger unzu-
gänglich oder unverständlich – sind sie doch
Ergebnis einer diskursiven Prüfung und Refle-
xion durch Laien und theologische Experten,
was sie in aller Regel zumindest nachvollzieh-
bar macht –, noch lässt sich ein besonderer und
durchgängiger Vorzug der Kategorie der säku-
laren Gründe mit Blick auf ihre Zugänglichkeit
oder Zustimmungsfähigkeit erkennen: Argu-

mente auf der Basis des Utilitarimus etwa las-
sen sich zwar verstehen, allgemein zustim-
mungsfähig sind sie aufgrund ihrer sehr spezi-
fischen Voraussetzungen und Annahmen des-
halb noch lange nicht (Willems 2003: 93-98).1

Als problematisch erweist sich auch das
Werturteil, die in moralischen Konflikten oder
Wertkonflikten von religiösen Bewegungen ver-
tretenen Positionen seien nicht nur traditionell
in dem Sinne, dass sie einer ‚alten‘ moralischen
Tradition entstammten, sondern auch traditio-
nalistisch oder gar fundamentalistisch in dem
Sinne, dass sie mit dem moralischen Programm
der Moderne mit seinem Fokus auf Schadens-
vermeidung bzw. auf die Sicherung individuel-
ler Autonomie konfligierten. Um es an der für
moderne Wertkonflikte prototypischen Frage der
Regelung des Schwangerschaftsabbruches zu
verdeutlichen: Weder ist das (übrigens nicht nur
von religiösen Gruppen) postulierte Lebensrecht
des Fötus mit dem moralischen Programm der
Moderne unvereinbar oder ‚unvernünftig‘ – die
Verfechter eines Lebensrechts des Fötus vertre-
ten schlichtweg nur eine andere religiöse bzw.
weltanschauliche Auffassung in der (natur-)wis-
senschaftlich nicht entscheidbaren Frage des
Beginns des Lebens als die Kritiker eines sol-
chen Lebensrechtes – noch sind andere Lösun-
gen des Wertkonfliktes zwischen dem postu-
lierten Lebensrecht des Fötus und dem Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen als die klassi-
sche liberale Privatisierung unvereinbar mit die-
sem Programm. Die Wertpositionen religiöser
Bewegungen operieren auf der gleichen Augen-
höhe wie ihre säkularen Konkurrenten. Sie bil-
den eine Stimme unter anderen. Als fundamen-
talistisch wären eher solche Positionen zu be-
zeichnen, die das Faktum der Pluralität nicht
zur Kenntnis nähmen und dementsprechend die
Suche nach Lösungen nicht für notwendig er-
achteten, die für alle Beteiligten akzeptabel wä-
ren – und solche Positionen wiederum werden
keineswegs nur von religiösen Organisationen
vertreten.
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4 Dimensionen des Verhältnisses
von Religion und sozialer
Bewegung

Ein Blick auf die sozialen Bewegungen der
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts vermag
schnell zu zeigen, dass empirisch aller Anlass
besteht, das Verhältnis von Religion und sozia-
ler Bewegung auf die Forschungsagenda zu
setzen. Denn anders als in der Frauen-, der Stu-
denten- und der Umweltbewegung haben reli-
giöse Akteure und Organisationen in vielen an-
deren Bewegungen eine erhebliche Rolle ge-
spielt. Dies gilt etwa für die Friedensbewegung,
die amerikanische Bürgerrechtsbewegung, die
Solidaritätsbewegung, die Bewegung zur Un-
terstützung von Flüchtlingen aus Mittelameri-
ka, die Solidarnosc in Polen, die Anti-Apart-
heids-Bewegung in Südafrika selbst und in den
westlichen Ländern, für die Mobilisierung der
christlichen Rechten in den USA oder für die
vielfältigen Formen der alten (Abtreibung) und
neuen (Bio-Politik) ‚Right-to Life‘-Bewegun-
gen.2 Zudem wird man den Anteil religiöser
Akteure und Traditionen bei der Formierung
sozialen und politischen Protests etwa in La-
tein- und Zentralamerika kaum unterschätzen
dürfen (vgl. u.a. Smith 1991); gleiches gilt für
die islamische Welt.3 Vier Dimensionen des
Forschungsfeldes Religion und soziale Bewe-
gungen sollen im Folgenden entfaltet werden:
Religion als Ressource sozialer Bewegungen,
gemeinsame Herausforderungen und Probleme
sozialer und religiöser Bewegungen, neue reli-
giöse Bewegungen als Akteure sozialen und
politischen Wandels und religiöse Dimensio-
nen neuer sozialer Bewegungen.

4.1 Religion als Ressource sozialer
Bewegungen

Eine erste Facette der Rolle von Religion als
Ressource sozialer Bewegungen, nämlich die
Rolle von religiösen Organisationen als Akteu-

ren in oder als Unterstützer von sozialen Bewe-
gungen, haben vor allem Mayer N. Zald und
John D. McCarthy im Rahmen ihres Ansatzes
der Ressourcenmobilisierung herausgestellt
(Zald/Mccarthy 1987).4 Religiöse Organisatio-
nen können soziale Bewegungen auf vielfältige
Art und Weise unterstützen: durch die Bereit-
stellung von organisatorischer Infrastruktur, von
materiellen Ressourcen, von Personal für Füh-
rungs- oder Koordinierungsaufgaben sowie
durch den Zugang zu Kommunikationsmedien
(Zald/Mccarthy 1987: 73; vgl. auch Smith
1996a: 13-17). Eine wichtige potenzielle Res-
source stellt auch die Mitgliedschaft religiöser
Organisationen dar, weil dies Formen der Block-
rekrutierung erlaubt. Schließlich sind insbe-
sondere die christlichen Kirchen mit ihrer paro-
chialen Struktur häufig flächendeckend präsent,
sozial zumeist diffus konstituiert, verfügen viel-
fach über starke nationale und z.T. auch interna-
tionale organisatorische Strukturen und sind
zudem international gut vernetzt, was die natio-
nale wie die internationale Verbreitung sozialer
Bewegungen befördern kann (Smith 1996a: 19-
20; vgl. auch Zald/Mccarthy 1987). Darüber
hinaus verfügen die Kirchen in vielen Gesell-
schaften immer noch über eine beachtliche mo-
ralische Autorität, die es zur Legitimation der
eigenen Anliegen zu mobilisieren lohnt. In au-
toritären Regimen schließlich zählen die Kir-
chen nicht selten zu den wenigen Institutionen,
die kritischen Gruppen und Kräften Raum bie-
ten oder sich aktiv für ihren Schutz einsetzen
(vgl. Smith 1996a: 20-22 sowie Haspel, in die-
sem Heft).

Diese Ressourcen religiöser Organisationen
lassen sich deshalb zugunsten sozialer Bewe-
gungen aktivieren, weil die zentralen Glaubens-
inhalte zumindest der abrahamitischen Religio-
nen – jedenfalls im Verständnis großer Mehr-
heiten unter Laien, Funktionären und Fachwis-
senschaftlern, aber wohl auch der Nicht-Mit-
glieder – einen Auftrag auf (Mit-)Gestaltung
der gesellschaftlichen und politischen Verhält-
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nisse einschließen. Die aus den zentralen Glau-
bensinhalten abgeleiteten Prinzipien gesell-
schaftlicher Ordnung – etwa das der Gerechtig-
keit – sind darüber hinaus so anschlussfähig,
dass es kaum ein Thema gibt, dass nicht als
Feld religiöser Verantwortung ausgezeichnet
werden könnte.

Allerdings ist die Aktivierung religiöser Or-
ganisationen als Unterstützer sozialer Bewegun-
gen häufig mit erheblichen innerorganisatori-
schen Konflikten verbunden. Denn religiöse
Organisationen konstituieren sich ja in der Re-
gel interessenunspezifisch, und daher spiegelt
sich in der Mitgliedschaft zumeist ein breites
Spektrum der heterogenen gesellschaftlichen
Interessen und Werthaltungen wider. Jede poli-
tische Positionierung religiöser Organisationen,
wie sie etwa die Entscheidung für die Unter-
stützung einer spezifischen Bewegung darstellt,
kann daher zur Kristallisation dieser heteroge-
nen Interessen und Werthaltungen führen und
in Konflikte münden.

Die Rolle religiöser Organisationen in und
für soziale Bewegungen beschränkt sich jedoch
nicht nur darauf, materielle, personelle und or-
ganisatorische Ressourcen zur Verfügung zu
stellen. Vielmehr können religiöse Traditionen
auch einen erheblichen Beitrag zur individuel-
len Motivierung von Engagement leisten, etwa
durch die transzendente Legitimation von Zie-
len, die Bereitstellung von Symbolen, die Tra-
dierung und Vermittlung moralischer Prinzipi-
en wie Gerechtigkeit, Frieden, Freiheit und
Gleichheit sowie die Beförderung individueller
Orientierungen, die Altruismus oder den Ein-
satz bzw. das Opfer für eine gute Sache verlan-
gen (Smith 1996a: 9-13; vgl. auch Wood 1999:
308).5 Denn trotz aller Unkenrufe vom fortge-
schrittenen Stand der Säkularisierung sind etwa
die christlichen Kirchen auch in Europa nach
wie vor wichtige Agenturen moralischer Sozia-
lisation und Sensibilisierung.

Der sogenannte ‚cultural turn‘ in den Sozi-
alwissenschaften insgesamt sowie auch in der

Bewegungsforschung hat die Aufmerksamkeit
jedoch noch auf einen weiteren Aspekt der Rol-
le der Religion als Ressource für soziale Bewe-
gungen gerichtet. Im Zentrum dieses ‚cultural
turn‘ stehen die kollektive Dimension der Kul-
tur in Form von Symbolen, Praktiken und Welt-
verständnissen und ihre strukturierenden Effek-
te als ermöglichende und restringierende Be-
dingung sozialen Handelns sowie gesellschaft-
licher und politischer Wirkung.6 Der Religion
kommt in einer solchen Analyse deshalb ein
prominenter Stellenwert zu, weil die religiösen
Mehrheitstraditionen vieler Länder tiefe Spuren
in der politischen Kultur hinterlassen haben und
auch heute noch große Teilkulturen prägen (vgl.
für die USA Williams 1999; Wood 2002).

4.2 Gemeinsame Herausforderungen
und Probleme sozialer und
religiöser Bewegungen

Zu den Gründen für die Vernachlässigung des
religiösen Faktors in der Bewegungsforschung
ist weiter oben die wechselseitige Abschottung
der soziologischen Teildisziplinen Bewegungs-
forschung und Religionssoziologie gezählt wor-
den.

Die Perspektive einer interdisziplinären Er-
forschung von religiösen Organisationen und
Bewegungen und Protestmobilisierung in mo-
dernen Gesellschaften eröffnet sich, wenn hin-
reichende Gemeinsamkeiten in Form von Struk-
turähnlichkeiten bzw. Herausforderungen exis-
tieren und/oder sich die jeweiligen Gegenstän-
de gewinnbringend aus der Perspektive der je-
weils anderen Disziplin betrachten lassen.

Strukturähnlichkeiten zwischen sozialen und
religiösen Bewegungen und vergleichbare Her-
ausforderungen kommen in den Blick, wenn
man sich den sozialen und kulturellen Wandel
der Organisationsformen und des Status von
Religion in modernen Gesellschaften vergegen-
wärtigt (vgl. zum Folgenden Beckford 2001:
235-237). Mitgliedschaft in religiösen Organi-
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sationen ist heute Folge einer Wahlentscheidung.
Religiöse Organisationen und Bewegungen
müssen sich daher wie soziale Bewegungen bei
der Rekrutierung von Mitgliedern und bei der
Verstetigung von Mitgliedschaft in kompetiti-
ven Märkten behaupten. Angesichts der Struk-
turähnlichkeiten eines Engagements in religiö-
sen Kontexten und sozialen Bewegungen – wie
etwa dem Einsatz für ewige und/oder universa-
le Werte – spricht zudem viel für die Vermu-
tung, dass es sich um dieselben Märkte handelt
oder die Zielmärkte zumindest große Über-
schneidungen aufweisen. Dies zeigt sich aber
auch, wenn man die typischen Charakteristika
der Mitglieder in neuen sozialen und neuen reli-
giösen Bewegungen in den Blick nimmt: sie
sind jung, überdurchschnittlich gebildet, stam-
men aus der sogenannten Mittelschicht und
zeichnen sich durch ‚Idealismus’ aus (Hannig-
an 1990: 252).7

Zugleich wird Religion kontroverser. Ein-
gangs wurde schon darauf verwiesen, dass im
Zuge der kulturellen Pluralisierung die religi-
onspolitische Ordnung den Gegenstand einer
heftigen Debatte bildet. Zugleich erodieren
durch diese Politisierung der Religion, aber auch
durch die mit dem politischen Engagement reli-
giöser Kräfte verbundenen Konflikte, die her-
kömmlichen Zuschreibungen von Gemeinwohl-
orientierung und moralischer Autorität an die
Adresse etablierter religiöser Organisationen.
Religiöse Organisationen stehen daher in wach-
sendem Maß wie soziale Bewegungen unter dem
Zwang, sowohl sich selbst als auch ihre politi-
schen Forderungen legitimieren zu müssen. Vor
allem mit Blick auf das Geltendmachen morali-
scher Anliegen in vom Pluralismus selbstbe-
züglicher Interessen geprägten Gesellschaften
besteht zunehmend eine Konkurrenzsituation
zwischen religiösen Organisationen und Bewe-
gungsorganisationen.

Strukturähnlichkeiten und vergleichbare
Herausforderungen zu betonen, bedeutet jedoch
nicht, die beträchtlichen Unterschiede zwischen

sozialen und religiösen Bewegungen einzueb-
nen. Solche Unterschiede zeigen sich etwa bei
einem Vergleich der neuen sozialen mit den neu-
en religiösen Bewegungen.

Neue soziale Bewegungen zeichnen sich in
der Regel z.B. durch ein geringes Maß der Ab-
grenzung nach außen sowie der Disziplinierung
der Mitglieder, dezentrale Führungsstrukturen
und diskursive Kommunikationsstrukturen, die
intern wie extern in kollektive Lernprozesse
münden sollen, aus. Zudem werden ihnen von
Öffentlichkeit wie beobachtender Wissenschaft
eine rationale Zielstruktur und Instrumentenwahl
zugeschrieben.

Demgegenüber sind neue religiöse Bewe-
gungen überwiegend durch eine stärkere Ab-
grenzung nach außen, eine starke Disziplinie-
rung der Mitglieder, charismatische und zum
Teil autoritäre Führungsstrukturen sowie eine
Orientierung an vorgegebenen Normen und eine
Konzentration auf individuelle Lernprozesse ge-
kennzeichnet. Zudem sehen sich ihre unkon-
ventionellen Glaubensüberzeugungen aufgrund
der starken Betonung direkter Erfahrungen bzw.
ihrer prekären Plausibilität eher der Irrationali-
tät verdächtigt (Hannigan 1990: 247-250; Beck-
ford 1993: 24).

Diese Gegenüberstellung bezieht sich vor-
nehmlich auf die in der Öffentlichkeit besonders
umstrittenen und deshalb besonders gut er-
forschten, aber mit Blick auf Gesamtzahl wie
ihre Mitgliedschaft eher marginale Gruppe neu-
er religiöser Bewegungen, die u.a. die ‚Kinder
Gottes‘, die Bhagwan-Rajneesh- bzw. Osho-
Bewegung, die Mun-Bewegung (Vereinigungs-
kirche), Hare Krishna (ISKCON) oder Scien-
tology umfasst. Eine solche Betrachtung darf
jedoch nicht die beträchtlichen Unterschiede in-
nerhalb der neuen religiösen Bewegungen ver-
decken. Insgesamt betrachtet haben neue religi-
öse Bewegungen wenig mehr gemeinsam als
ihre Auszeichnung als deviant, wobei die etab-
lierten religiösen Organisationen den Eichpunkt
dieser Etikettierung bilden (Melton 2004: 27).
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4.3 Soziale und politische Dimensio-
nen neuer religiöser Bewegungen

Dass religiöse Bewegungen auch soziale und
politische Ziele verfolgen, hat spätestens seit
der Formierung der christlichen Rechten in den
USA und der folgenden Konjunktur der For-
schung zum Fundamentalismus Eingang in den
sozialwissenschaftlichen ‚common sense‘ ge-
funden. Allerdings wird in vielen Analysen sol-
cher Bewegungen die genuin religiöse Dimen-
sion immer noch unzureichend berücksichtigt
oder gänzlich ausgeblendet. Anderes gilt für die
sogenannten neuen religiösen Bewegungen.
Bereits Zald und McCarthy haben jedoch dar-
auf hingewiesen, dass die typische Perzeption
neuer religiöser Bewegungen als weltabgewand-
te, auf den Bereich des Privaten fokussierte und
allenfalls auf die Veränderung von Mitgliedern
bzw. Individuen orientierte Bewegungen nicht
den Tatsachen entspricht (Zald/Mccarthy 1987:
69, 76). Vor allem der Umstand, dass sie zuneh-
mend zum Gegenstand staatlicher Beobachtung
und Regulierung sowie von religiösen und sä-
kularen Gegenbewegungen werden, hat viele
dieser neuen religiösen Bewegungen längst zu
Akteuren auch in der politischen Arena mutie-
ren lassen (vgl. Zald/Mccarthy 1987: 76-79).
Diese Politisierung devianter Religiosität nimmt
ebenso wie der Kreis der Betroffenen eher zu
als ab. Bisher konzentrierte sich das Kontroll-
und Regulierungsinteresse auf wenige, im Zeit-
verlauf wechselnde Bewegungen, bei denen vor
allem die Formen der Rekrutierung und Bin-
dung von Mitgliedern als problematisch ange-
sehen wurden. Heute erstrecken sich Skepsis
und Regulierungsinteresse auch auf die Quali-
tät der vielfältigen therapeutischen oder auf Hil-
fe zur Lebensbewältigung zielenden Angebote
solcher Bewegungen (vgl. Süss, in diesem Heft).
Anders als im ersten Diskurs stehen im zweiten
weniger betroffene Eltern und etablierte Kir-
chen als vielmehr die Vertreter der Konkurrenz
aus den Dienstleistungsprofessionen sowie eine

Politik im Hintergrund solcher Forderungen,
die sich durch einen protektiven Schutz von
Konsumenten zu profilieren sucht.

Zudem verfolgt eine Reihe dieser Bewegun-
gen explizit Ziele, die auf die Veränderung sozi-
aler und politischer Zustände zielen (vgl. Ro-
bertson 2003: 589-590), und sie verfolgen sie
zum Teil mit den Mitteln konventioneller Poli-
tik (vgl. dazu Wieczorek, in diesem Heft). Häu-
figer jedoch operieren neue religiöse Bewegun-
gen auf der Basis einer anderen ‚Ontologie des
Wandels‘ (Maurer 2002), also einer anderen
Auffassung über die Funktionsweise sozialen
Lebens und die Möglichkeiten ihrer Änderung.
Während eine Strategie des Wandels, die auf die
Veränderung von Lebensweisen und nicht auf
die Veränderung von Institutionen oder Politi-
ken setzt, noch aus dem Kontext neuer sozialer
Bewegungen wie der Alternativbewegung oder
von Teilen der Frauenbewegung vertraut ist, gilt
dies nicht mehr für ein Transformationskon-
zept, das auf die Veränderung der ‚Herzen und
Köpfe‘ von Individuen zielt und langfristig dar-
auf setzt, dass sich der Prozess des Wandels in
Form einer Strategie der Konversion fortpflanzt
und so gesamtgesellschaftliche Wirkung zeitigt
(Williams 2000).

4.4 Religiöse Dimensionen sozialer
Bewegungen

Ohne Zweifel rekrutieren sich einerseits – wenn
auch in unterschiedlichem Maß – Teile der Füh-
rung wie der Mitgliedschaft sozialer Bewegun-
gen aus religiösen Kontexten. Zweifelsohne ist
auch das Engagement von einzelnen Mitglie-
dern religiös motiviert und operieren soziale
Bewegungen in politisch-kulturellen Struktu-
ren, die durch mehrheitsreligiöse Traditionen
geprägt sind. Nimmt man andererseits jedoch
die gemeinsame Praxis sowie die geteilte Ideo-
logie sozialer Bewegungen in den Blick, findet
sich dort in der Regel keines der Elemente, die
gewöhnlich mit religiöser Praxis verbunden
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werden, also Praktiken wie Gebet oder Gottes-
dienst oder Vorstellungen über ein göttliches
Gericht oder ein Leben nach dem Tod (vgl. Beck-
ford 2001: 235). Des Weiteren kann man aber
auch nach funktionalen Äquivalenten oder nach
strukturellen Analogien religiöser Praktiken und
Vorstellungswelten fahnden. In einer solchen
Perspektive ließe sich eine religiöse Dimension
etwa in der Beförderung von letzten oder uni-
versalen Werten bzw. der Thematisierung von
letzten Fragen, in der utopischen Energie, aber
auch in der apokalyptischen Dramatisierung
sozialer oder politischer Probleme sowie in der
Anlage politischer Kampagnen als moralische
Kreuzzüge, als endzeitliche Auseinandersetzung
zwischen Gut und Böse, erkennen (vgl. u.a.
Beckford 1993: 27; 2001: 235, 242; Hannigan
1991: 326; Melucci 1985: 811-812). Ein sol-
cher Aufweis von Ähnlichkeiten und Differen-
zen von Charakteristika sozialer Bewegungen
zu einzelnen Elementen konventioneller bzw.
kulturell vertrauter religiöser Praktiken und Vor-
stellungswelten trägt zu einer grundsätzlichen
Beantwortung der Frage nach den religiösen
Dimensionen jedoch wenig bei.

Vielversprechender ist ein abstrakterer Zu-
gang über eine Definition von Religion und re-
ligiösen Phänomenen, die nicht zuletzt die Ver-
änderungen des Religiösen und seine beständi-
ge Aushandlung und Neudefinition in der und
durch die soziale Praxis zu berücksichtigen ver-
mag. Jüngere Versuche einer solchen konzepti-
onellen Fassung unterscheiden zwischen Reli-
gion im engeren und Spiritualität im weiteren
Sinne: „They both refer to levels of meaning
and significance which go beyond the surface
appearance of everyday realities. They both point
to the possibility that ostensibly routine taken-
for-granted, matter-of-fact phenomena may con-
ceal deeper or higher levels of reality. Spiritual
insights convey a sense of the ultimate signifi-
cance of things, often creating the impression
that human life is part of a comprehensive, time-
less scheme” (Beckford 2001: 240). Im Unter-

schied zu einer spirituellen zeichnet sich eine
religiöse Vorstellungswelt durch die Überzeu-
gung aus, dass übernatürliche oder übermensch-
liche Kräfte für die letzte Bedeutung von Din-
gen verantwortlich sind.

Die Ergänzung des Religionsverständnisses
um die Dimension der Spiritualität weist auf
das hin, worin viele Religionssoziologen eine
entscheidende Veränderung der Religion in west-
lichen Gesellschaften sehen: auf eine ‚Wieder-
verzauberung‘ der Welt, die nicht in einer Rück-
kehr zu hergebrachten religiösen Traditionen
besteht, sondern auf einem neuen spirituellen
Verhältnis zu Welt und Selbst beruht, das
keineswegs mehr randständig ist, sondern des-
sen Elemente inzwischen weit in die Mitte der
Gesellschaften vorgedrungen sind (Partridge
2004: 46, 51). Diese neue Spiritualität, die mal
als ,Veröstlichung des Westens‘ (Campbell
1999), mal als Wiederbelebung einer genuin
westlichen esoterischen oder mystischen Tradi-
tion (Melton 2004: 23-24) rekonstruiert wird,
wird in der Regel durch folgende Elemente cha-
rakterisiert: durch eine immanente, ganzheitli-
che Vorstellung des Zusammenhangs von Selbst,
Welt und Kosmos, die Dualismen wie diejeni-
gen von Gott und Mensch, Mensch und Natur,
Körper und Geist nicht kennt; durch die Über-
zeugung von der grundsätzlichen individuellen
wie kollektiven Erfahrbarkeit dieser Einheit
(und gegebenenfalls ihres göttlichen Grundes),
aber auch von der für solche Erfahrungen not-
wendigen (therapeutischen) Transformation von
Selbst und Bewusstsein; durch die Skepsis ge-
genüber einer wissenschaftlichen Weltsicht,
ohne jedoch in direktem Widerspruch zu ihr zu
geraten. Diese Spiritualität ist darüber hinaus
relativistisch, synkretistisch und tolerant und
vermag sich daher auch neben oder in etablier-
ten religiösen Traditionen festzusetzen (vgl. u.a.
Campbell 1999; Partridge 2004).

Es ist diese Dimension einer neuen spiritu-
ellen Weltsicht sowie der mit ihr verbundenen
Praktiken, die sich nicht zuletzt bei Teilen der
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neuen sozialen Bewegungen entdecken lässt.
Dies gilt vor allem für den radikalen, biozent-
ristischen Flügel der US-amerikanischen Um-
weltbewegung (Earth First!) sowie für die An-
hänger eines tiefenökologischen Bewusstseins.
Gemeinsam ist diesen Fraktionen der Umwelt-
bewegung die holistische Auffassung von der
Verbundenheit allen Lebens auf dem Planeten
sowie die Empfindung einer Verbindung und
Verwandtschaft zur Erde, ihren Lebensformen
und den auf ihr lebenden Spezies (Taylor 2001b:
238; vgl. auch Campbell 1999). Dies schließt,
wie Taylor zeigt, die Kultivierung von Ritualen
einer spirituellen Erfahrung der Einheit wie der
Kommunikation mit der Natur ebenso ein wie
individuelle und kollektive Formen direkter
Aktion als Ausdruck dieser Spiritualität (vgl.
Taylor 2001a, 2001b).

5. Die ‚Wiederverzauberung‘ der
Welt als Herausforderung der
Bewegungsforschung?

Die Diskussion der Faktoren, die bisher eine
stärkere Berücksichtigung des Verhältnisses von
Religion und sozialen Bewegungen verhindert
haben – allen voran das Säkularisierungstheo-
rem und die These vom traditionalistischen, ge-
genmodernen oder fundamentalistischen Cha-
rakter des Religiösen – hat gezeigt, dass dieser
blinde Fleck der Bewegungsforschung nicht
länger gerechtfertigt werden kann. Ob und in-
wieweit sich das in der künftigen Forschung
niederschlägt, hängt auch davon ab, wie viel-
versprechend eine solche Forschungsperspek-
tive ist. Eine Fokussierung auf die Rolle der
Religion als Ressource sozialer Bewegungen
sowie auf die Bewältigung der strukturell ähn-
lichen Herausforderungen sozialer und religiö-
ser Bewegungen bewegt sich in eher konventi-
onellen Bahnen und hat daher, so bedeutsam sie
auch als Ergänzung oder Korrektur bisheriger
Forschung ist, wohl nur eine begrenzte Attrak-
tivität. Ein vielversprechenderes, aber auch risi-

koreicheres Unternehmen ist sicher die Erfor-
schung des Zusammenhangs der Tendenzen zu
einer ‚Wiederverzauberung‘ der Welt in Form
einer neuen Spiritualität mit Prozessen der Pro-
testmobilisierung – denn hier könnte sich das
mobilisierungsfähige Potenzial für eine mehr
oder weniger konflikthafte Transformation der
Konstitution moderner Gesellschaften abzeich-
nen (vgl. Bourg 1983: 59).

Ulrich Willems (geb. 1960) ist Politikwis-
senschaftler und Habilitand am Institut für Po-
litische Wissenschaft der Universität Hamburg.
Seine Mail-Anschrift lautet: Uwillems@
aol.com.

Anmerkungen

1Keineswegs weniger problematisch ist die
Rawlssche Unterscheidung von Gründen auf
der Basis eines öffentlichen und solchen auf
der Basis eines nichtöffentlichen Vernunftge-
brauchs (1998; vgl. dazu ausführlich Willems
2003: 98-105).

2Vgl. u.a. die Beiträge in den Sammelbän-
den von Smith (1996b) und Yarnold (Yarnold
1991) sowie Haspel und Minkenberg, in die-
sem Heft.

3Vgl. Reetz, in diesem Heft; vgl. aber auch
als Beispiele für Untersuchungen islamischer
Mobilisierung aus der Perspektive der Bewe-
gungsforschung die Bände von Burke und La-
pidus (1988) sowie Wiktorowicz (2004).

4Empirisch ist die Rolle von religiösen Or-
ganisationen, Akteuren und Traditionen als Res-
source sozialer Bewegungen vor allem in Ar-
beiten zur US-amerikanischen Bürgerrechtsbe-
wegung herausgearbeitet worden (vgl. Haspel,
in diesem Heft).

5Die Bedeutung dieser Dimension von Reli-
gion als Ressource sozialer Bewegungen wird
deutlich, wenn man in Rechnung stellt, dass es
eine eigenständige Logik kollektiven Handelns
mit uneigennützigen Zielen gibt, die nicht oder
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zumindest nicht in gleichem Ausmaß mit dem
Problem des ‚free riding‘ konfrontiert ist, an
dessen Lösung sich die Debatte über kollekti-
ves Handeln so lange abgearbeitet hat (vgl. Wil-
lems 1998: Kap. 2).

6Die Agenda einer solchen kulturtheoreti-
schen Analyse sozialer Bewegungen hat beson-
ders prägnant Stephen Hart (1996: 98) formu-
liert. Im Unterschied zum framing-Ansatz in
der Bewegungsforschung betont eine kultur-
analytische Perspektive stärker die strukturel-
len Effekte und die Restriktionen durch das exis-
tierende kulturelle Material, denen sich Bewe-
gungen beim Entwurf von kulturellen Strategi-
en gegenüber sehen (Wood 1999: 310; vgl. auch
Hart 1996: 89-90).

7Mauss (1993) hat vor zehn Jahren eine
erste Bilanz der unterschiedlichen Schwer-

punkte der Erforschung sozialer und neuer
religiöser Bewegungen vorgelegt und damit
die potenziellen Erträge einer verstärkten Ko-
operation beider Forschungstraditionen,
etwa mit Blick auf Fragen der Formierung
und Verstetigung von Bewegungen, deutlich
gemacht.
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1 Die amerikanische Christliche
Rechte: von der Bewegungs- zur
Parteiorganisation?

Die christliche Rechte in den USA gehört zu
den am besten erforschten religiösen Bewegun-
gen in westlichen Demokratien, wozu sicher
auch ihre Langlebigkeit entgegen allen Progno-
sen ihres Niedergangs oder Verschwindens bei-
getragen hat (Brocker 2003; Bruce 1988; Min-
kenberg 1990). Hinzu kommt, dass sie ein
besonders enges Verhältnis zur Republikani-
schen Partei und, mit der Amtsübernahme von
Präsident George W. Bush 2001, eine Nähe zur
politischen Macht in Washington erlangt hat wie
nie zuvor. Dies hat Rückwirkungen auf die Ak-
teursrolle der Christlichen Rechten.

Im vorliegenden Beitrag soll in Anlehnung
an die von Mayer N. Zald und John D. Mc-
Carthy angesprochene Dimension der Verwick-
lung religiöser Bewegungen in die Politik und
ihren Kontext (staatliche Regulierung, Gegen-
bewegungen, Verbündete in Parteien und ande-
ren Bewegungen, vgl. hierzu den Beitrag von
Willems in diesem Heft) die Christliche Rechte
in den USA untersucht werden. Dabei stehen
vor allem deren Aktionsrepertoire und Aktions-
radius in der amerikanischen Politik und weni-
ger das Zusammenspiel mit anderen Bewegun-
gen oder einzelne zentrale Konfliktfelder (Schul-
gebet, Abtreibung) im Mittelpunkt.

Hierzu sollen die Agenda der Christlichen
Rechten sowie Wandlungen in ihrem Organisa-
tionsfeld im Übergang vom 20. zum 21. Jahr-
hundert aufgezeigt und sodann in Beziehung
zum politischen Umfeld, insbesondere zur Re-
publikanischen Partei gestellt werden. Es wird
die These vertreten, dass die Eigenständigkeit
der Christlichen Rechten einer zunehmenden
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Unterwerfung unter die Regeln der Parteipoli-
tik und einer Instrumentalisierung durch die
Partei gewichen ist.

2 Themenfelder und Agenda: Bibel
und Burke

Die Christliche Rechte kann als eine politische
und soziale Bewegung verstanden werden, die
entscheidend zur Politisierung und Mobilisie-
rung des amerikanischen protestantischen Fun-
damentalismus ab Mitte der 1970er Jahre bei-
getragen hat. Fundamentalismus bedeutet hier
eine ausgeprägte religiöse Orthodoxie, die sich
auf die Unfehlbarkeit des biblischen Wortes und
eine selektive Adaption religiöser Traditionen
gründet sowie in einer diesseitigen Haltung de-
zidiert gegen bestimmte Ausprägungen der
Moderne wie Liberalismus und Säkularismus
Stellung bezieht (Ammerman 1991). Die politi-
sche Mobilisierung und Organisation des pro-
testantischen Fundamentalismus durch die
Christliche Rechte kann daher als moderne anti-
modernistische Reaktion zur Bewahrung der
fundamentalistischen Lebenswelt in einer sich
rapide ändernden Umwelt aufgefasst werden
(Casanova 1994: 137-157). Die politische Pro-
grammatik der Christlichen Rechten wurde von
Theodore Lowi (1996: 6) treffend als Mischung
aus Bibel und Edmund Burke1, in der sich eta-
tistische und populistische Elemente verbinden,
charakterisiert.

Diese Agenda ist an eine grundlegende Di-
agnose eines Werteverfalls und einer morali-
schen Krise seit den 1960er Jahren geknüpft.
In der Reagan-Ära stellte Paul Weyrich (1986:
C4), einer der führenden Strategen der Christ-
lichen Rechten und Mitbegründer von Moral
Majority und der Christian Coalition fest: „The-
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re is a close, causal link between the abandon-
ment of traditional ways of thinking and living
since about 1960 and the national decline that
has marked the same period“ (siehe auch Lind
1991: 40). Die Träger dieses Verfalls und der
Hauptgegner der Christlichen Rechten sind
ebenfalls eindeutig identifiziert: Es handelt sich
um den in verschiedenen Bereichen der ameri-
kanischen Gesellschaft wirksamen und die
amerikanische Nation in ihrem Zusammenhalt
bedrohenden ‚secular humanism‘ liberaler
Kräfte, der vor allem in den neuen sozialen
Bewegungen, insbesondere im Feminismus
und unter den Homosexuellen, aber darüber
hinaus auch in der Popkultur (Hollywood),
dem liberalen Establishment und den Massen-
medien ausgemacht wird. Die Reaktionen füh-
render Vertreter der Christlichen Rechten auf
den Terroranschlag vom 11. September 2001
unterstreichen diese Frontstellung. Der An-
schlag wurde als gerechte Strafe für den mora-
lischen Verfall der Nation und als Befreiung
für die Rückkehr zu einem ungebrochenen
Nationalismus interpretiert. Jerry Falwell kom-
mentierte die Ereignisse in einer Sendung von
Pat Robertsons 700 Club mit den Worten: „God
continues to lift the curtain and allow the ene-
mies of America to give us probably what we
deserve... I really believe that the pagans, and
the abortionists, and the feminists, and the gays
and lesbians who are trying to make that an
alternative lifestyle, the ACLU, People for the
American Way – all of them who have tried to
secularize America – I point the finger in their
face and say: ,You helped this happen‘“ (zitiert
in Harris 2001).

Im Mittelpunkt der Agenda der Christlichen
Rechten standen lange Zeit nicht nur kulturelle
oder religionspolitische, sondern auch allgemein
politische Forderungen, die auf eine Abwertung
des Kongresses und der Parteipolitik zielten.
Zu letzteren gehörten diejenigen nach Föderali-
sierung und Dezentralisierung der Entschei-
dungsprozesse und nach verstärkter Anwendung

direktdemokratischer Mittel, die vehemente Kri-
tik an den special interests sowie an den politi-
schen Eliten, die sich vor allem gegen das libe-
rale Ostküstenestablishment und die Demokra-
ten richtete. Als antiparlamentarisch sind For-
derungen nach dem präsidentiellen line-item veto
(einem selektiven Veto des Präsidenten gegen
einzelne Teile von Gesetzgebungsvorhaben des
Kongresses) und im Laufe der 1990er Jahre in
über zwanzig Einzelstaaten erfolgreich umge-
setzten, verfassungstheoretisch aber umstritte-
nen term limits (Begrenzung der Amtsdauer)
für Kongressabgeordnete einzustufen (vgl.
Lowi 1995: 203).

Die radikale Kritik der Christlichen Rechten
am Kongress, der Parteipolitik und den Bun-
desgerichten kann nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass deren Agenda auch Elemente einer
etatistischen Staatsphilosophie im Sinne eines
Edmund Burke aufweist. Denn sie befürwortet
eine Stärkung des Präsidenten gegenüber dem
Kongress (line item veto), eine von gerichtli-
chen Interventionen möglichst freie Durchset-
zungsfähigkeit der Administrationen sowie den
Ausbau (einzel)staatlicher Kompetenzen, vor
allem im Bereich von law and order (z.B. in der
Anwendung der Todesstrafe) und des Militärs.
Darüber hinaus akzeptiert die Christliche Rech-
te auch den modernen Wohlfahrtsstaat, sofern
er überwiegend in den Händen der Einzelstaa-
ten bleibt (Lowi 1995: 197-208).

Eine staatszentrierte Ausrichtung der Christ-
lichen Rechten zeigt sich insbesondere, wenn
man deren religiös-moralische Agenda in Be-
tracht zieht (Diamond 1998). Wie der Kultur-
kampf der Christlichen Rechten um die Wieder-
zulassung des Schulgebets in öffentlichen Schu-
len, um das Verbot der Abtreibung und den
Abbau staatlicher Förderung von Kunst zeigt,
soll der Staat eine Wächterrolle zur Aufrechter-
haltung einer öffentlichen Moral einnehmen.
Diese Vorstellungen zielen auf die Aufwertung
von family values, den Werten der traditionellen
amerikanischen Mittelstandsfamilie, doch sie
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treffen auch den Nerv der amerikanischen De-
mokratie. Denn dahinter steht eine ganz spezifi-
sche politische Konzeption: das Programm ei-
ner Verchristlichung der amerikanischen Demo-
kratie, das sowohl den aktuellen Regelungen
zur Trennung von Staat und Kirche als auch der
multikulturellen Realität der amerikanischen
Gesellschaft zuwiderläuft (Brocker 2003;
Brown 2002). Zwar ließ sich in den 1990ern
eine Abschwächung der ursprünglich eindeuti-
gen religiösen Sprache der Christlichen Rech-
ten und die neuerliche Verwendung von Begrif-
fen ihrer liberalen Gegner – z.B. die Betonung
von Individualrechten des Embryos in der Ab-
treibungsdiskussion, von choice in der Schul-
gebetsfrage – feststellen. Doch handelte es sich
in erster Linie um eine strategische Anpassung
der Führung an die öffentliche Resonanz, die

zudem von den Anhängern bislang kaum mit-
vollzogen wurde (Moen 1992: 126-137).

Die im Grunde nach wie vor antimodernisti-
sche Zielsetzung der Christlichen Rechten zeigt
sich am deutlichsten in ihrem Kampf gegen die
Evolutionslehre bzw. um die Aufwertung der bi-
blischen Schöpfungsgeschichte als gleichrangi-
ge Theorie, die Bekämpfung von Homosexuali-
tät, Feminismus und einer sehr weitgefassten
Pornografie, die auch moderne Kunst und den
Sexualkundeunterricht an Schulen mit einschließt
(Brown 2002: 201-252). Ein zusätzliches Ge-
wicht erhält dieser Antimodernismus mit dem
spezifischen Nationalismus der Christlichen
Rechten, der sich in einer moralisch-religiösen
Überhöhung der amerikanischen Nation und in
einem besonders gegen die Vereinten Nationen
gerichteten Unilateralismus bemerkbar macht.
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3 Organisation und Strategie:
Professionalisierung und
Parteipolitik

dass die Mehrzahl von ihnen fundamentalisti-
sche Geistliche mit anfangs parteipolitisch aus-
geglichenem Hintergrund waren (Moen 1992:
20f.).

Die Strategie der Christlichen Rechten be-
stand in der ersten Mobilisierungsphase der
1980er Jahre vor allem im Anlegen umfangrei-
cher direct mail-Datenbanken für Aufrufe zu
Spenden, Briefaktionen und Verunglimpfung
oder Unterstützung bestimmter Kandidaten in
Wahlkämpfen, in der Registrierung und Mobi-
lisierung von Wählern, in Lobby-Tätigkeiten im
Kongress und im Weißen Haus sowie in der
Herstellung eines engmaschigen Kommunika-
tionsnetzes. Unter dem Einfluss der Washing-
toner Führung um Weyrich und Geistlicher wie
Falwell war die Christliche Rechte in dieser
Phase stark auf die nationale Politik und das
Machtzentrum Washington DC ausgerichtet. Mit
dem äußerst knappen Scheitern des Ratifizie-
rungsprozesses des Equal Rights Amendment
im Jahre 1978 und mit den Wahlen von 1980,
aus denen Ronald Reagan als Sieger und libera-
le Demokraten wie Sen. George McGovern als
Verlierer hervorgingen, feierte die Christliche
Rechte ihre ersten großen nationalen Erfolge.

Gemessen an ihren Erwartungen bedeutete
Reagans Amtszeit allerdings ein Misserfolg, und
die neu aufkommenden Spekulationen über die
Gründung einer dritten Partei sowie die Auflö-
sung von Organisationen wie Moral Majority
(1986) wurde in den Medien und der Wissen-
schaft bereits als Ende der Bewegung interpre-
tiert (Bruce 1988). Doch trat sie in den 1980er
Jahren keineswegs den Rückzug an. Vielmehr
zeichnete sich eine Reaktion auf das Reagan-
Regime auf verschiedenen Ebenen ab: Radika-
lisierung in Teilen der Bewegung (z.B. die Ge-
walt gegen Abtreibungskliniken und -personal,
Militanz des rassistischen Milieus; Minkenberg
1998: 260-269; Rucht 1994: 339), Reorganisa-
tion des Netzwerks und Revision der Strategie.
Im Zusammenwirken mündeten diese Reaktio-
nen in einem Prozess des fortschreitenden Ein-

Die Christliche Rechte in den USA als politischer Akteur

Die organisatorischen und strategischen Wand-
lungen und daraus hervorgehenden neuen poli-
tischen Impulse der Christlichen Rechten im
Übergang von den 1980er zu den 1990er Jah-
ren sind inzwischen vielfach dokumentiert und
analysiert (Minkenberg 1998: 252-262, 341-
347; Diamond 1998; Moen 1992).

In der Aufbauphase ab Mitte der 1970er Jahre
waren politische Aktivisten und Lobbyisten wie
Paul Weyrich, Howard Phillips und Richard
Viguerie, die auf jahrelanges Engagement in der
Republikanischen Partei zurückblicken konn-
ten, aber nicht dem konservativen mainstream
zuzuordnen waren, ausschlaggebend. Sie etab-
lierten eine Reihe von in Washington DC täti-
gen Lobby-Gruppen (Conservative Caucus,
Free Congress Foundation) und bauten ein Netz-
werk auf, das single issue-Gruppen wie die an-
tifeministische Stop-ERA-Kampagne von Phyll-
lis Schlafly und die Anti-Abtreibungsgruppen
der Right-to-Life Bewegung miteinbezog.
Schließlich stellten sie Verbindungen zu funda-
mentalistischen Geistlichen und Fernsehpredi-
gern zur Mobilisierung der grass roots für ihre
Politik her. Mit der Gründung von Jerry Fal-
wells Moral Majority im Jahre 1979 schufen
sie die größte und wichtigste Organisation der
Christlichen Rechten in dieser Phase (Minken-
berg 1990: 110-126; Moen 1992: 15-32). Die
enge Vernetzung des Spektrums und die Rolle
der nationalen Eliten wird dadurch unterstrichen,
dass viele Führungsfiguren Mitglieder in meh-
reren Organisationen der Christlichen Rechten
waren bzw. sind (siehe Tabelle 1). Angaben über
Mitgliederzahlen sind allerdings wenig verläss-
lich. So schwankten die Schätzungen zur Moral
Majority zwischen mehreren Hunderttausend
und mehreren Millionen (Liebman/Wuthnow
1983: 54-55). Realistisch ist wohl eine Annah-
me von unter einer Million. Es lässt sich zeigen,
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Tabelle 1: Das Netzwerk der Christlichen Rechten in den 1980er und 1990er Jahren

NCAC RR CV MM FC EF CWA ACTV AFC FRC CC

Robert Billings X X X

James Dobson X X

Colonel Doner X X

Jerry Falwell X X

Robert Grant X X X

Gary Jarmin X X X

Beverly LaHaye X

Tim LaHaye X X X

Ed McAteer X

Pat Robertson X X X

James Robison X X

Phyllis Schlafly X

Anmerkungen:
X = Mitgliedschaften von Führungsfiguren in den Organisationen.
Schräg = wichtige Organisationen der 1980er Jahre
Fettdruck und schräg = wichtige Organisationen, die nach der Reorganisation am Ende der
1980er Jahre fortbestanden
Fett: neue Organisationen, die im Zuge der Reorganisation entstanden
Abkürzungen:
ACTV: American Coalition for Traditional Values
AFC: American Freedom Coalition
CC: Christian Coalition
CV: Christian Voice
CWA: Concerned Women for America
EF: Eagle Forum
FC: Freedom Council
FRC: Family Reserach Council
MM: Moral Majority
NCAC: National Christian Action Coalition
RR: Religious Roundtable

Quellen: Moen (1992: 70); Minkenberg (1998: 252-256).
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dringens der Christlichen Rechten in die Repu-
blikanische Partei, in einer Symbiose von Be-
wegung und Partei.

Das Schlüsselereignis war die Präsident-
schaftskampagne Pat Robertsons 1988, aus der
1989 die Gründung der von ihm geleiteten Chris-
tian Coalition hervorging und der einige grund-
legende Verschiebungen im organisatorischen
Spektrum und in der politischen Strategie folg-
ten. Tabelle 1 fasst die wichtigsten Organisatio-
nen zusammen und bietet einen Überblick über
die multiplen Mitgliedschaften wichtiger religi-
öser Führer der Bewegung.

Die äußerst wirkungsvolle strategische Er-
neuerung in den 1990er Jahren bestand in zwei
zentralen Elementen. Zum einen erfolgte die
Forcierung der Kulturkampfrhetorik, wobei
allerdings religiöse Reizworte vermieden und
ein Vokabular von Grundrechten eingesetzt
wurde (s.o.). Zum anderen setzte der Direktor
der Christian Coalition, Ralph Reed, die Rück-
kehr zu einer grass roots-Strategie durch, die
sich (zunächst) von Washington ab- und der
lokalen und Einzelstaatenpolitik und hier vor
allem der Republikanischen Partei zuwandte.
Als Ergebnis dieses Strategiewechsels ist fest-
zuhalten, dass die Christliche Rechte in der Clin-
ton-Ära immer mehr Ortsverbände und Einzel-
staatenorganisationen der Partei unterwanderte.
Mitte der 1990er Jahre dominierte sie 18 Ein-
zelstaatenorganisationen, gegen Ende des Jahr-
zehnts waren es ca. 30. Dazu kommt, aufbau-
end auf die zunehmende lokale und einzelstaat-
liche Verwurzelung, eine wachsende Präsenz
auf nationaler Ebene vor allem im Kontext von
Kongress- und Präsidentschaftswahlen. Für den
Republikanischen Nominierungskonvent in
Houston 1992 stellte die Christliche Rechte etwa
300 der 2000 Delegierten, vier Jahre später in
San Diego waren es bereits 500 von 2000 Dele-
gierten. Seit den Kongresswahlen von 1994 hatte
eine äußerst konservative Republikanische Par-
tei die Mehrheit in beiden Häusern des Kon-
gresses inne. Sie begann unter Leitung ihres

Mehrheitsführers im Abgeordnetenhauses,
Newt Gingrich, eine radikale Oppositionspoli-
tik gegen die Clinton-Administration, an der
auch führende Vertreter der Christlichen Rech-
ten mitwirkten und die im Versuch einer Amts-
enthebung des Präsidenten mündete (Brock
2002: Kap. 11-13).

Die aus dem Scheitern des Amtsenthebungs-
verfahrens resultierende Ernüchterung und Ent-
täuschung unter führenden Aktivisten der
Christlichen Rechten fiel zusammen mit einer
neuerlichen Reorganisation ihres Netzwerkes und
einer Neuorientierung der Aktivitäten, die in ei-
ner weiteren Professionalisierung und parteipo-
litischen Ausrichtung mündete (Minkenberg
2003: 25f.). Im September 1997 verließ Ralph
Reed die Christian Coalition. Sein Nachfolger,
Randy Tate, konnte, anders als Reed, bereits auf
eigene parlamentarische Erfahrungen als Repub-
likanischer Abgeordneter (1995-1997) zurück-
blicken. Er war zudem ein enger Parteifreund
Newt Gingrichs. Damit entschied sich die Füh-
rung von Christian Coalition bewusst für eine
weitere Professionalierung ihrer Führung und
eine besonders enge Beziehung der Organisati-
on zum politischen Establishment auf Capitol Hill.
Dieser neue Professionalisierungsschub an der
Spitze von Christian Coalition wurde im Dezem-
ber 2001 fortgesetzt, als Pat Robertson Roberta
Combs antrug, die Präsidentschaft von Christian
Coalition zu übernehmen. Im Gegensatz zu Ro-
bertson bekleidete Combs vor ihrer Arbeit für
Christian Coalition keine kirchliche Position,
sondern war stets in der Politik ihres Heimat-
staates South Carolina aktiv.

Nach eigenen Angaben hat Christian Coali-
tion heute fast 2 Millionen Mitglieder (vgl. http:/
/www.cc.org) und kann immer noch beanspru-
chen, die größte Organisation der Christlichen
Rechten zu sein. Allerdings hat sie einiges von
ihrer politischen Durchschlagskraft aus der
Hochzeit Mitte der 1990er Jahre eingebüßt. So
fiel Christian Coalition im alljährlichen ranking
einflussreicher Lobbygruppen in Washington
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DC durch das Wirtschaftsmagazin ‚Fortune‘ von
einem siebten Platz in den Jahren 1997 und 1998
auf den 35. Platz im Jahre 1999 (Brown 2002:
277f.).

Hinter dieser Gewichtsverschiebung liegt
eine organisatorische Verschiebung im Gefüge
der Christlichen Rechten (Diamond 1998). Ein
Netzwerk verschiedener Gruppen, darunter Ja-
mes Dobsons Focus on the Family, Gary Bau-
ers Family Research Council (seit 2000 unter
der Leitung von Kenneth Connor) sowie Bau-
ers eigenes political action committee, Cam-
paign for Working Families, hat sich inzwischen
als Hauptrivale von Christian Coalition etab-
liert. Die Vernetzung dieser Gruppen drückt sich
u.a. darin aus, dass Bauer und Dobson den
Aufsichtsräten der jeweils anderen Organisati-
on angehören, obwohl sie öffentlich Unabhän-
gigkeit voneinander demonstrieren. Family Re-
search Council verfügte über 455.000 Mitglie-
der (1998), die Mitgliedschaft von Campaign
for Working Families geht ebenfalls in die Hun-
derttausende und übersteigt somit diejenige der
United Auto Workers oder der National Educa-
tion Association (Diamond 1998: 178f.). Wei-
tere zunehmend einflussreiche Gruppen sind die
bereits in der Frühzeit der Christlichen Rechten
entstandene Concerned Women for America (in-
zwischen unter Führung von Carmen Pate) und
Traditional Values Coalition (Brown 2002: 273).
Concerned Women for America ist in etwa 1200
Gebets- und Aktionsgruppen organisiert, wäh-
rend die Traditional Values Coalition angibt,
Mitglieder aus 43.000 kirchlichen Kongregati-
onen zu haben (Green 2000: 24).

Eine Analyse des gegenwärtigen Zustands
und Einflusses der Christlichen Rechten muss
der föderalen Struktur der USA besonders Rech-
nung tragen. Eine Studie von 13 Bundesstaa-
ten, in denen die Bewegung über eine besonders
ausgeprägte Organisationsbasis verfügt und eine
sehr aktive Rolle mit allerdings unterschiedli-
chem Erfolg spielt, unterstreicht, dass der Pro-
fessionalisierungsschub auf nationaler Ebene in

den einzelnen Staaten weitgehend mitvollzogen,
dass aber auch in vielen Fällen Grenzen der
Mobilisierung und Einflussnahme erreicht sind
(Green et al. 2003). Vor allem in den Südstaa-
ten, wo die Christliche Rechte über die meisten
Ressourcen verfügt, zeigen sich gewisse Ab-
nutzungserscheinungen. Zwar war sie überaus
erfolgreich in der Durchdringung der Republi-
kanischen Einzelstaatenorganisationen, so dass
sie inzwischen als fester Bestandteil der Repu-
blikanischen Parteiorganisationen in vielen Staa-
ten gelten kann. Aber mit diesem organisatori-
schen Erfolg und dem Zugang zu den Entschei-
dungsträgern in Parlamenten und Administrati-
onen ging der Verlust der Eigenständigkeit und
des ursprünglichen ideologisch-programmati-
schen Profils einher. In diesem Sinne ist die
Aussage Roberta Combs bei ihrer Amtsüber-
nahme in der Christian Coalition zu verstehen,
dass sie der Organisation eine neue Richtung
geben, sie wieder stärker an ihren spirituellen
Auftrag heranführen sowie ein ‚outreach‘ zu
neuen Gruppen versuchen wolle (http://
w w w. c h a r l e s t o n . n e t / s t o r i e s / 0 8 2 3 0 3 /
hip_23combs.shtml, 30. Sep. 2003).

4 Aktion und Umfeld: Christliche
Rechte und Republikanische Partei

Im Laufe der 1990er Jahre zeigte sich, dass sich
der unter Ronald Reagan begonnene Trend fort-
setzte, demzufolge neben den wirtschaftlich
Bessergestellten vor allem diejenigen, die als
Anhänger der Christlichen Rechten gelten, d.h.
weiße born-again Christen bzw. Fundamenta-
listen weiter überdurchschnittlich für die Repu-
blikaner stimmten. Eingehende Datenanalysen
belegen, dass es der Bewegung gelang, diese
ursprünglich eher zu den Demokraten neigen-
den Wähler für die Republikanische Partei zu
mobilisieren. Sie trugen damit zu einem re-
alignment mit weitreichenden Konsequenzen für
Strategie und Taktik der Republikaner und ihrer
Kandidaten bei. Diese Mobilisierung kann nicht
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in erster Linie auf eine neue Responsivität der
alten Republikanischen Parteieliten zurückge-
führt werden. Vielmehr hat die Christliche Rechte
die Partei durch ihre Unterwanderung respon-
siver gemacht (Minkenberg 1998: 341-347).

Wie weit dieser Prozess einer Verschmel-
zung zu Beginn des neuen Jahrzehnts vorange-
schritten ist, zeigen verschiedene neuere Unter-
suchungen. In mehreren Fällen zeichnete sich
eine strukturelle Verschiebung ab: Von der an-
fänglichen Allianz zwischen Christlicher Rech-
ter und Republikanern und einer späteren Sym-
biose zwischen Partei und Bewegung kam es
zu einer Absorption der Bewegung durch die
Partei und einer damit einher gehenden Profes-
sionalisierung sowie ‚Domestizierung‘. Was für
die Entwicklung in Florida gilt, kann auch mit
Blick auf andere Südstaaten gesagt werden: die
Christliche Rechte wandelte sich „from an out-
sider social movement to a conventional inte-
rest group to a durable faction within a major
party“ (Wald/Scher 2003: 80).

Allerdings führten nach der Phase der Kon-
solidierung in den 1990er Jahren verschiedene
innerparteiliche Faktoren zu Beginn des neuen
Jahrzehnts nicht selten dazu, dass sich dieser
Parteiflügel gegen andere nicht endgültig durch-
setzen konnte, wie in Kansas oder Minnesota.
Oder es kam dazu, dass sich die Christliche
Rechte etwa in Nominierungswahlkämpfen in
Gouverneurs-, Senats- oder Präsidentschafts-
wahlen bewusst strategisch verhielt und gemä-
ßigteren und wählbareren Kandidaten den Vor-
zug gab vor denjenigen aus den eigenen Reihen
oder solchen, die der Christlichen Rechten ide-
ologisch näher stehen, wie in Virginia oder Te-
xas (vgl. Green et al. 2003).

Insgesamt zeigt sich, dass die Christliche
Rechte ihre Basis in der Republikanischen Par-
tei ausbauen konnte und sich deren Anhänger in
vielerlei Hinsicht zunehmend mit der Partei iden-
tifizieren. Andersherum gilt, dass der Kern der
Republikanischen Aktivisten die Bewegungs-
aktivisten absorbiert hat und die Christliche

Rechte und ihre Agenda weitgehend unterstützt.
So stellte sich in Umfragen aus den späten
1990er Jahren heraus, dass die Aktivisten der
Christlichen Rechten immer noch deutlich radi-
kalere Einstellungen haben als diejenigen der
Republikanischen Partei, vor allem was die Ein-
stellung zur Abtreibung, die Unterstützung Is-
raels im Konflikt mit den Palästinensern, die
Sympathie für die National Rifle Association
und die Gegnerschaft zu liberalen Gruppen wie
American Civil Liberties Union und National
Organization of Women angeht. Auf der ande-
ren Seite haben sich die Republikanischen und
die christlich-rechten Aktivisten in demografi-
scher Hinsicht (Alter, Hochschulabschluss, Ein-
kommen, Südstaaten-Residenz) inzwischen
stark angeglichen, und deutlich mehr als die
Hälfte der Republikaner drücken ihre Sympa-
thie für die Christliche Rechte aus (vgl. Green
2000: Tabellen 1 und 2).

Daneben ist ein wachsender Pragmatismus
unter den christlich-rechten Aktivisten, z.B. im
strategischen Wahlverhalten, festzustellen. Die-
ser stellt parallel zu den Verschiebungen auf der
organisatorischen Ebene einen Übergang von der
Bewegungs- zur konventionellen Partei- und
Wahlkampfpolitik dar. Allerdings ist dies nicht
gleichbedeutend mit Kompromissfähigkeit und
Verhandlungsbereitschaft, vor allem wenn die
Kernthemen der christlich-rechten Agenda auf
dem Spiel stehen: „Christian rightists lag behind
their GOP counterparts in willingness to negoti-
ate, compromise, and build coalitions“ (Green
2000: 30).

Vor diesem Hintergrund ist die Rolle der
Christlichen Rechten im Wahljahr 2000 und die
daraus hervorgehende Konstellation einer
besonders engen Verbindung zwischen der Be-
wegung, der Partei und der Kandidatur von
George W. Bush zu sehen. Im Vorfeld der Wah-
len galt Sen. John Ashcroft aus Missouri als
Wunschkandidat der Bewegung, da er sich als
Gouverneur in Missouri und später als US-Se-
nator in zentralen Themen (traditionelle Fami-
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lie, Abtreibung, Schulgebet) die Agenda der
Christlichen Rechten zu eigen gemacht hatte und
von namhaften Aktivisten der Christlichen Rech-
ten als Favorit unter den Republikanern einge-
stuft wurde (Edsall 1998). Vor den primaries
entschied er sich jedoch gegen eine Kandidatur
und gab somit das Feld frei für eine Reihe von
Kandidaten, die auf Unterstützung durch die
Christliche Rechte hofften (Dan Quayle, Alan
Keyes, Sen. Orrin Hatch, Gary Bauer). In den
Vorwahlkämpfen spitzte sich der Wahlkampf
jedoch bald auf die Konkurrenz zwischen Geor-
ge W. Bush und dem moderaten Sen. John
McCain zu. Wie früher Ronald Reagan oder
Robert Dole, war auch in dieser Wahl der Repu-
blikanische front runner George W. Bush nicht
der ideale Repräsentant für die Christliche Rech-
te. Er konnte sich aber, wie seine Vorgänger
zwischen 1988 und 1996, im Verlauf der Vor-
wahlen, auf dem Republikanischen Parteitag und
schließlich im allgemeinen Wahlkampf deren
volle Unterstützung versichern, indem er sich
deutlich auf sie zu bewegte (Stanley 2001).

Der Wahlausgang im November 2000 und
sein Nachspiel gehören zweifellos zu den gro-
ßen Merkwürdigkeiten der amerikanischen
Wahlgeschichte. Weniger merkwürdig war, dass
George W. Bush, wie seine Republikanischen
Vorgänger unter den Präsidentschaftskandida-
ten, über eine große Unterstützung unter den
Fundamentalisten verfügte: 69% von ihnen
stimmten für ihn, nur 29% für Albert Gore. Da
diese Gruppe sich ebenfalls überdurchschnitt-
lich an der Wahl beteiligte, kann davon ausge-
gangen werden, dass Anhänger der Christlichen
Rechten in einzelnen Wahlkreisen durchaus ent-
scheidend zum Ausgang der Wahl beigetragen
haben (Abramson et al. 2003: 77-84, 97-106).
George W. Bush konnte aufgrund des knappen
Wahlausgangs nicht beanspruchen, ein klares
Mandat von den amerikanischen Wählern er-
halten zu haben. Wohl aber kann man behaup-
ten, dass er von den Fundamentalisten ein sol-
ches bekommen hat, und dies spiegelte sich auch

in seiner Regierungspolitik wider (Minkenberg
2003: 29-32).

5 Zwischen System und Lebenswelt

Michael Minkenberg

Die Christliche Rechte hat seit ihrer Entstehung
Mitte der 1970er Jahre einen grundsätzlichen
Wandel hinsichtlich ihres Aktionsrepertoires und
Aktionsradius durchlaufen. Noch 1990 stand die
Bewegung weitgehend außerhalb des Parteien-
systems, mobilisierte in und gegen Washington
DC und sah sich mit Anzeichen eines Nieder-
gangs konfrontiert. Die Beziehung zum Repub-
likanischen Präsidenten George H.W. Bush war
gespannt, wenn nicht gar feindlich. Im Laufe der
1990er Jahre hat die Bewegung die Republikani-
sche Partei dann soweit unterwandert, dass sie
inzwischen zu einem festen Bestandteil dersel-
ben und damit des Parteien- und Machtsystems
der USA geworden ist. Zugleich hat die Christli-
che Rechte seit 2001 in George W. Bush einen
ihr besonders nahestehenden Präsidenten, der
sich, was seine Politik, seine Religiosität und
seine Familienverhältnisse angeht, von allen Vor-
gängern im Weißen Haus deutlich positiv – im
Sinne der Christlichen Rechten – abhebt. Nicht
zuletzt deswegen hat die Christliche Rechte in
der Präsidentschaftswahl von 2004 besondere
Anstrengungen zur Mobilisierung von christli-
chen und konservativen Wählern unternommen
und einen entscheidenden Beitrag zur Wieder-
wahl von Bush geleistet. Diese Mobilisierungs-
leistung zeigt sich u.a. darin, dass 2004 im Ver-
gleich zu früheren Wahlen besonders viele Wäh-
ler, nämlich 22% (von denen 79% für Bush
stimmten), „moralische Werte“ als wichtigsten
Grund für die Wahlentscheidung angaben (ge-
folgt von 20%, für die die Wirtschaft und die
Arbeitsplätze entscheidend waren) (Newsweek,
15. Nov. 2004, S. 17). Und im Gegensatz zur
Wahl von 2000 kann Bush mit 51% der Stimmen
nun zu Recht behaupten, ein Mandat der (kon-
servativen) Mehrheit der Wähler erhalten zu ha-
ben und seine Politik im Innern fortführen.
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Diese Nähe zwischen dem Präsidenten und
der Christlichen Rechten verweist aber auch auf
ein Dilemma, das alle Bewegungen in einer sol-
chen Entwicklungsdynamik teilen: Je größer die
Nähe zur politischen Macht, desto stärker steht
die Identität und Integrität der Bewegung auf
dem Spiel. Als Bestandteil einer Partei, die den
Spielregeln der Demokratie unterworfen ist, und
nunmehr auch als Partnerin einer Regierung
kann die Christliche Rechte immer weniger be-
anspruchen, einen eigenen signifikanten Bei-
trag zur Bewahrung der fundamentalistischen
Lebenswelt zu leisten. Die Frage nach ihrer Ef-
fektivität wird umso lauter, je mehr sie sich auf
das politische Spiel und seine Regeln einlässt.
Die Professionalisierung und politische Etab-
lierung der Christlichen Rechten bedeutet nicht
nur eine im historischen Maßstab außergewöhn-
liche Einbindung der Fundamentalisten in den
politischen Prozess der USA. Sie steht auch
dafür, dass man sich inzwischen weit von der

Lebenswelt entfernt hat, die zu verteidigen man
sich in den 1970er Jahren anschickte.

Michael Minkenberg (geb. 1959) ist Profes-
sor für Politikwissenschaft und arbeitet an der
Kulturwissenschaftlichen Fakultät der Europa-
Universität Viadrina Frankfurt (Oder). Seine Mail-
Anschrift lautet: mminken@euv-frankfurt-o.de

Anmerkungen

1 Der englische Philosoph und Parlamenta-
rier Edmund Burke (1729-1797) wurde vor al-
lem durch sein Werk „Reflections on the Revo-
lution in France“ (1790) bekannt, in welchem er
die Französische Revolution radikal verurteilt.
Seine Staatsphilosophie will die politische Ord-
nung auf Tugend und Tradition gegründet se-
hen. Gegen die rationale Idee des Gesellschafts-
vertrages setzt er die Bedeutung der Kontinuität
der Generationen. Politische Autorität wird ihm
zufolge nicht durch Prinzipien der Vernunft oder
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das Volk legitimiert, sondern durch die Ge-
schichte tradierter Institutionen und Symbole
sowie durch tugendhafte Eliten.
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Die evangelischen Kirchen in der DDR und die
schwarzen Kirchen in den USA gehören zu den
wenigen Beispielen nicht-fundamentalistischer
protestantischer Kirchen, die eine wichtige Rolle
in gesellschaftlichen Transformationsprozessen
gespielt haben. Um diese Funktion erfüllen zu
können, bedurfte es einerseits spezifischer in-
stitutioneller und organisatorischer Vorausset-
zungen (vgl. Punkt 1). Dass sie diese Rolle aber
anzunehmen bereit waren, setzt andererseits
voraus, dass sie sich in ihrem eigenen Programm
auf die gegebene gesellschaftliche Situation re-
flexiv einstellten. Durch die Analyse der theo-
logischen Diskurse lässt sich zeigen, dass dies
durch eine Kontextualisierung der Theologie
tatsächlich stattgefunden hat (vgl. Punkt 2).1

Schließlich wird zu fragen sein, wie die Resul-
tate der zwei unterschiedlichen Perspektiven
methodisch redlich aufeinander bezogen und
welche Schlussfolgerungen daraus für die Er-
forschung von (neuen) sozialen Bewegungen
gezogen werden können (vgl. Punkt 3).

1 Die Kirchen als organisatorisches
Rückgrat der Protestbewegungen

In beiden Fallbeispielen ist es offensichtlich,
dass Teile der Kirchen das organisatorische
Rückgrat der Protestbewegungen gebildet ha-
ben. Dies lässt sich in der Perspektive der Re-
source Mobilization Theory rekonstruieren und
in Hinsicht auf die Bedeutung für die Entste-
hung und den Erfolg der jeweiligen sozialen
Bewegung interpretieren. In der Bürgerrechts-
bewegung in den USA etwa stellten die lokalen
Kirchen Kommunikations- und Druckmöglich-
keiten sowie Versammlungsräume zur Verfü-
gung. Schwarze Pastoren waren die wesentli-

Michael Haspel

Organisierte religiöse Akteure: Die amerikanische Bürgerrechtsbewegung
und die Bürgerbewegung in der DDR

chen Führungspersönlichkeiten, aber auch vie-
le kirchlich engagierte Laien nahmen wichtige
Positionen ein. Die Kirchen waren die einzigen
Organisationen im Süden, die über eine Mas-
senbasis zur Mobilisierung des Protests ver-
fügten. Finanzielle Ressourcen wurden anfäng-
lich von den Kirchen zur Verfügung gestellt und
später vor allem über kirchliche Netzwerke in
anderen Landesteilen akquiriert. Während des
Busboykotts in Montgomery2, der in Reaktion
auf rassische Sitzordnungsvorschriften in den
Bussen erfolgte, stellten beispielsweise die
Kirchgemeinden Fahrzeuge zur Verfügung, die
Kirchengebäude fungierten als Warteräume und
Knotenpunkte des alternativen Transportsys-
tems. Die kirchlichen Netzwerke und Kommu-
nikationsstrukturen dienten der kommunikati-
ven Verständigung und der Koordinierung der
Handlungen. Die Bewegungsorganisationen,
wie etwa die Montgomery Improvement Asso-
ciation oder die Southern Christian Leaders-
hip Conference, wurden überwiegend durch
kirchliches Personal und Ressourcen getragen
(Morris 1984; McAdam 1985; Branch 1989;
Haspel 1997a: 288-302).

In der DDR waren die Strukturen vielleicht
etwas komplizierter. Die Kirchen als gesell-
schaftliche Organisationen traten nicht als Initi-
atoren des Protests auf. Um ihr Überleben als
Organisationen zu sichern, mussten sie (und
wollten zum Teil auch) vermeiden, selbst als
Opposition wahrgenommen zu werden. Zu-
gleich aber boten sie unter ihrem Dach Raum
für politisch alternative Gruppen, die zu einem
erheblichen Teil organisatorisch und personell
mit den kirchlichen Strukturen verflochten wa-
ren (Pollack 1990). In der DDR bildeten sich
keine formellen Bewegungsorganisationen, die
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zum Protest aufgerufen und ihn koordiniert hät-
ten. Vielmehr dienten hier die kirchlichen Netz-
werke als Kommunikationsinfrastruktur, die
durch die Westmedien verstärkt wurde. Der
politische Protest in der DDR entstand ganz
überwiegend aus dem Raum der Kirche heraus.
Die politisch alternativen Gruppen trafen sich
nicht nur zum großen Teil in kirchlichen Räu-
men, sie wurden personell auch zu erheblichem
Teil durch haupt- und ehrenamtliche kirchliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter getragen. Die
die Kontrolle der Öffentlichkeit unterlaufende
Samisdat-Literatur3 wurde auf kirchlichen Ab-
ziehgeräten und den wenigen Kopierern ‚für
den innerkirchlichen Dienstgebrauch‘ verviel-
fältigt, die Telefone der Pfarrämter bildeten die
Kommunikationsinfrastruktur, die Friedensge-
bete und Treffpunkte der Ausreiseantragssteller
wurden zu Kristallisationspunkten des Protes-
tes, wie etwa die legendären Leipziger Friedens-
gebete für die Leipziger Montagsdemonstratio-
nen. Die flächendeckende Struktur der Kirch-
gemeinden diente als Infrastruktur zur Koordi-
nation der Aktionen. Die kirchlichen Ressour-
cen, die übrigens nicht unwesentlich durch die
Unterstützung der westlichen Landeskirchen
gewährleistet wurden, konnten so direkt und
indirekt für die entstehende politische Opposi-
tion in den 1980er Jahren und die massenhafte
Protestbewegung 1989 nutzbar gemacht wer-
den (Pollack 1994; Pollack 2000; Pollack/Rink
1997; Neubert 2000; Haspel 1997a: 192-221;
Haspel 1997 b; Haspel 2003a).4

In beiden Fällen traten also die Kirchen di-
rekt oder indirekt als organisatorische Unter-
stützer von Protestbewegungen und Protestor-
ganisationen auf. Dies ist in der schmalen Lite-
ratur, welche die Bewegungsforschung bislang
nicht-fundamentalistischen Kirchen gewidmet
hat, noch die am ehesten wahrgenommene Rol-
le (Zald/McCarthy 1987: 70-76). In beiden Fall-
beispielen war es aber alles andere als selbst-
verständlich, dass die Kirchen sich zu unabhän-
gigen und über Ressourcen verfügende Orga-

nisationen entwickelt haben. Im Süden der USA
hätten sie sich dem Druck der weißen Elite
durchaus fügen und auf politische Aktivitäten
verzichten können. Auch in der DDR war es
trotz der materiellen Unterstützung aus dem
Westen alles andere als ausgemacht, dass die
evangelischen Kirchen ihre Unabhängigkeit
gegenüber dem Staat wahren und gar zum Dach
für politisch alternative Gruppen werden wür-
den. Warum also konnten die Kirchen in beiden
Fällen über unabhängige Ressourcen verfügen?
Warum haben sie sich entschieden, die ihnen
zufallende gesellschaftliche Rolle anzunehmen,
hat es doch in den theologischen Traditionen in
beiden Fällen genügend Konzepte gegeben, die
gerade eine Trennung zwischen weltlichen und
geistlichen Dingen befürwortet haben? M. E.
kann man diese Fragen, die gerade für die Be-
wegungsforschung interessant sind, nur beant-
worten, wenn man das sich verändernde theo-
logische Selbstverständnis der zunächst so un-
terschiedlich erscheinenden protestantischen
Kirchen untersucht.

2 Theologische Voraussetzungen für
die Rolle der Kirchen in den
Protestbewegungen

Dieses Selbstverständnis lässt sich mit einer
Analyse des theologischen Diskurses, also etwa
der Reden der Führungspersönlichkeiten, der
offiziellen Programme und anderer schriftlicher
Quellen wie auch der Interpretationen beteilig-
ter Akteure in Interviews, die im Zuge von Oral
History Projekten geführt wurden, erheben.5

Mit Martin Luther King, Jr. hatte die Bür-
gerrechtsbewegung im Süden der USA in ihrer
Initialphase in den 1950er und frühen 1960er
Jahren eine herausragende Führungsfigur. An
seinem Beispiel lässt sich zeigen, dass das ge-
sellschaftlich-politische Engagement ohne die
theologische Reflexion nicht denkbar gewesen
wäre. King war einer der ersten jungen schwar-
zen Theologen, die nach dem Zweiten Weltkrieg
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postgraduierte Studien an einer der (weißen)
Elite-Universitäten des Nordens betreiben konn-
ten. Er hat sich in seinem Doktorandenstudium
mit sozialwissenschaftlichen Themen beschäf-
tigt und war insbesondere an einer umfassen-
den Analyse von Rassismus und Segregation
interessiert. Die Dexter Avenue Baptist Church,
die er im Herbst 1954 übernahm, war schon
zuvor ein Zentrum der gesellschaftlichen Ver-
antwortung der Kirchen gewesen: In seiner the-
ologischen Verkündigung thematisierte er die
gesellschaftlichen Ursachen von Armut und
Segregation. So verband er eine biblische Pers-
pektive mit der konkreten gesellschaftlichen Si-
tuation. Dies bot nicht nur Motivation zum so-
zialen Engagement, sondern auch Ansätze zu
dessen inhaltlicher Bestimmung. Als der Bus-
boykott in Montgomery im Dezember 1955
begann und King an dessen Spitze gestellt wur-
de, setzte er diesen Ansatz, der das Civil Rights
Movement bis zu seinem Tod prägen sollte,
erstmals in größerem Umfang in die Praxis um.
Am Anfang stand die Analyse der gesellschaft-
lichen Situation. Auf diese wurde die theologi-
sche Reflexion bezogen. Dabei war für King
klar, dass die Kirche eine besondere gesellschaft-
liche Verantwortung hatte. Aber erst dadurch,
dass er in seinen theologischen Überlegungen
die biblischen Aussagen auf die konkrete Situa-
tion beziehen und mit den amerikanischen
Grundwerten der Freiheit und Gleichheit ver-
binden konnte, wurde sie für die Mehrheit der
Christinnen und Christen überzeugend (King
1958; King 1981; King 1964; King 1968; King
1987; Garrow 1986; Lincoln et al. 1992).

Man kann diese Entwicklung als Kontextu-
alisierung der (schwarzen) Theologie bezeich-
nen. Die theologische Reflexion bezieht sich
auf eine Analyse des gesellschaftlichen Kon-
textes. Dadurch wird nicht nur die theologische
Verkündigung in Beziehung zum Kontext ge-
setzt, sondern durch diese Art theologischer
Reflexion wird der gesellschaftliche Kontext
neu interpretiert und es werden Alternativen

aufgezeigt. Insofern die theologische Interpre-
tation nicht abstrakt bleibt, sondern auf die je-
weilige gesellschaftliche Situation bezogen ist,
kann dieses Aufzeigen von Alternativen zur
Motivation werden, die gegebene Situation zu
verändern. Dabei werden die biblischen Motive
zu inhaltlichen Zielperspektiven, wie sie in Kings
Reden immer wieder angeklungen sind.

Der Zusammenhang von theologischer Kon-
textualisierung und dem Bereitstellen kirchli-
cher Ressourcen hat dabei zwei Facetten. Zum
einen mussten die Kirchen ein Selbstverständ-
nis entwickeln, dass sie in der Gesellschaft als
Organisationen eine wichtige Rolle einnehmen.
Sie mussten darauf bedacht sein, Ressourcen
anzusammeln sowie diese für soziale Ziele ein-
zusetzen. Dies kann bei den urbanen schwarzen
Kirchen in den Dekaden vor dem Civil Rights
Movement bereits beobachtet werden. Zum an-
deren trägt die der theologischen Kontextuali-
sierung inhärente gesellschaftliche Analyse dazu
bei, dass die Kirchen wahrnehmen können,
wann und wie es sinnvoll ist, nicht nur punktu-
ell sozial aktiv zu werden, sondern tiefgreifen-
dere Transformationsprozesse zu unterstützen.
Nur wenn eine kontextualisierte Theologie dies
beides zu leisten vermag, können die Plausibili-
täten entstehen, die notwendig sind, eine Mehr-
heit davon zu überzeugen, dass es sich bei die-
sen sozialen Aktivitäten um einen Ausdruck des
Kerns des christlichen Evangeliums handelt, das
auf die Verwirklichung von Gerechtigkeit und
Frieden zielt (Haspel 1997a: 258-283; Haspel
1998).

In den evangelischen Kirchen in der DDR
war die Situation etwas komplizierter. Während
im Süden der USA die schwarzen Kirchgemein-
den in einem congregationalistischen Kirchen-
modell6 weitgehend autonom handelten und als
Kirchengemeinden zu Akteuren und Unterstütz-
ern des Civil Rights Movements wurden, gab es
in den episkopalen evangelischen Kirchen7 der
DDR eine Gemengelage von Akteuren und In-
teressen auf verschiedenen Ebenen. Während
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die Kirchenleitungen um der Bewahrung ge-
wisser Freiräume willen auch Rücksichten auf
Partei und Staatsorgane nehmen musste, waren
manche Gemeinden, verschiedene Synoden,
viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und vor
allem die politisch alternativen Gruppen unter
dem Dach der Kirche zu weitergehenden Aktio-
nen bereit.

Durch den Mauerbau 1961 und die dadurch
notwendig gewordene eigenständige Organisa-
tion der evangelischen Kirchen in der DDR,
waren diese verstärkt vor die Aufgabe gestellt,
ihr Selbstverständnis und ihren Auftrag im kon-
kreten Kontext der offiziell als sozialistisch sich
verstehenden DDR zu bestimmen. Dabei bilde-
te sich ein Diskursstrang heraus, der von An-
fang der 1970er Jahre über die Diskussion um
die politisch alternativen Gruppen und die Frie-
densbewegung bis zu den Ökumenischen Ver-
sammlungen am Ende der 1980er Jahre und bis
in den Herbst 1989 reichte.

Paradigmatisch für diese Entwicklung ste-
hen die theologischen Reflexionen des Erfurter
Propstes Heino Falcke. Sein Vortrag auf der
Bundessynode 1972 in Dresden wurde zu ei-
nem Grunddokument derer in der Kirche, die
sich nach ihrem theologischen Selbstverständ-
nis einerseits auf die konkrete Situation in der
DDR als Ort der Sendung einlassen wollten,
aber andererseits aus dem christologischen Zeug-
nis der christlichen Freiheit heraus, die real vor-
findliche Situation auch kritisieren und verän-
dern wollten. Unter dem Titel ‚Christus befreit
– darum Kirche für andere‘ formulierte Falcke
das Programm einer kontextuellen Theologie
für die DDR, die über die Ökumenischen Ver-
sammlungen bis in die Programmatik der Bür-
gerrechtsgruppen und Parteien im Herbst 1989
fortwirkte. Für ihn verpflichtet die Befreiung
durch Christus die Kirche darauf, Kirche für
andere zu sein. Um diesem Auftrag gerecht
werden zu können, setzt Falcke mit einer Situa-
tionsanalyse ein. Die konkrete Situation wird
dann im Lichte des Evangeliums interpretiert

(Falcke 1972; Neubert 2000: 251-255). Die
Kirche in der DDR wollte für die Menschen in
der sozialistischen Gesellschaft da sein; so konn-
te sie sich als ‚Kirche im Sozialismus’ verste-
hen, jedoch nicht als Kirche für den Sozialis-
mus, sondern als Kirche in der sozialistischen
Gesellschaft. Diese formale ekklesiologische
Bestimmung wurde konkretisiert durch das
Konzept der ‚Kirche für andere‘, die in der Ge-
sellschaft Verantwortung zu übernehmen bereit
war. Dies bedeutete bisweilen Konfrontation mit
der Staatsmacht und die Bereitschaft, sich für
Veränderungen in der Gesellschaft einzusetzen.

Diese Kontextualisierung der Theologie hatte
in zweierlei Hinsicht Auswirkungen auf die
Rolle, welche die Kirchen in der Bürgerbewe-
gung einnehmen konnten. Erstens war es ihr
Ziel, eine eigenständige Organisation in der
ansonsten von der SED dominierten Gesell-
schaft zu bleiben. Voraussetzung dafür war zum
einen, dass die Kirchen gemäß ihrem eigenen
Selbstverständnis ihre Eigenständigkeit gegen-
über Staat und Partei wahren wollten. Dies heißt
aber nicht, dass sie sich überhaupt nicht an die
Handlungsbedingungen in einer Diktatur an-
passen durften. Eine gewisse Anpassung war
sogar die Voraussetzung für das Überleben als
eigenständige Organisation. Vielmehr bedeute-
te dies, dass die evangelischen Kirchen in der
Steuerung ihrer Organisation nur wenig von
der herrschenden Elite beeinflusst wurden.8

Dies ist keineswegs selbstverständlich, wenn
man die Entwicklung anderer Kirchen im Ost-
block betrachtet. Zum anderen setzte diese Un-
abhängigkeit die Verfügung über Ressourcen
weitgehend unabhängig vom SED-Regime vo-
raus. Hier waren die Transfer-Leistungen der
westlichen Landeskirchen von immenser Be-
deutung. Die zweite Auswirkung der Kontex-
tualisierung der Theologie war, dass erhebliche
Teile der Kirche es als theologisch geboten an-
sahen, diese Ressourcen für gesellschaftliche
Veränderungen einzusetzen. Da durch die Situ-
ationsanalyse die kontextuelle Theologie auf die
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konkrete gesellschaftliche Situation anwendbar
war, konnten auch theologisch-ethische Inhalte
in den gesellschaftlichen Diskurs eingebracht
werden, wie etwa die Orientierung an Gerech-
tigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung,
die über die Dokumente der Ökumenischen
Versammlungen in die Verfassungen einiger
junger Länder eingegangen sind (Haspel 1997a:
65-231; Haspel 2003b).

Mit Hilfe einer Diskursanalyse lässt sich
zeigen, dass in beiden Fallbeispielen eine Trans-
formation des theologischen Selbstverständnis-
ses der kirchlichen Akteure stattgefunden hat,
bevor die Kirchen zum organisatorischen Rück-
grat der Protestbewegung wurden. Im Zuge ei-
ner theologischen Kontextualisierung wurde die
Verkündigung auf die konkreten gesellschaftli-
chen Verhältnisse bezogen, die in diesem Lichte
als veränderungswürdig erschienen. Die jewei-
lige kontextuelle Theologie beinhaltete, dass sich
die Kirchen zu eigenständigen Organisationen
mit Zugriff auf materielle Ressourcen entwi-
ckelten, die sie auch in die jeweiligen sozialen
Bewegungen einzubringen bereit waren. Darüber
hinaus hat das theologische Programm auch in-
haltlich den Protestdiskurs beeinflusst.9

3 Methodische und methodologische
Probleme: Der Zusammenhang von
religiösen Akteuren und sozialen
Bewegungen

Die bisherige Argumentation verlief auf zwei
Ebenen. Erstens konnte in der Perspektive der
Resource Mobilization Theory gezeigt werden,
dass die Kirchen in beiden Fällen als organisa-
torisches Rückgrat der Protestbewegungen dien-
ten. Mit dem Ansatz kann man zeigen, wie die
kirchlichen Ressourcen notwendige Vorausset-
zung für Entstehung und Erfolg des Protestes
waren. Dies scheint mir bei den untersuchten
Fallbeispielen zu plausibleren Ergebnissen zu
führen als etwa Analysen mit Hilfe der Rational
Choice Theorie. Dabei steht es außer Zweifel,

dass weitere politische Bedingungen zur Ent-
stehung des Protestes notwendig waren, auf die
hier nur kurz verwiesen werden konnte.

Sicher strittig ist die zweite Komponente
meiner Argumentation. Gestützt auf eine Dis-
kursanalyse behaupte ich, dass es einen bedeut-
samen Zusammenhang gibt zwischen dem theo-
logischen Selbstverständnis der religiösen Ak-
teure und ihrer Rolle in den jeweiligen sozialen
Bewegungen. Ich meine zeigen zu können, dass
es im Vorfeld der Protestbewegungen eine Ver-
änderung des theologischen Programms der
Akteure gegeben hat, die ich mit Kontextuali-
sierung bezeichnet habe. Die bewusste Annah-
me der gesellschaftlichen Verantwortung als Teil
des theologischen Selbstverständnisses und die
Einbeziehung einer gesellschaftlichen Situati-
onsanalyse in die theologische Methodik erschei-
nen in meiner Analyse als notwendige Voraus-
setzungen dafür, dass die Kirchen die ihnen
gesellschaftsstrukturell zukommende Rolle
angenommen, sich als eigenständige Organisa-
tionen behauptet, ihre Ressourcen in den Trans-
formationsprozess eingebracht haben und mit
ihrem theologisch-sozialethischen Programm im
gesellschaftlichen Diskurs wirksam wurden.10

Methodisch kann man hier freilich keine
kausalen Beziehungen nachweisen und bleibt
darauf angewiesen, mit Plausibilitäten zu arbei-
ten. Dieses methodologische Problem tritt auf,
wenn verschiedene Analyseinstrumente und the-
oretische Perspektiven miteinander in Beziehung
gesetzt werden sollen. M.E. wäre es aber für
die Bewegungsforschung und die Sozialwis-
senschaften im Ganzen durchaus lohnend, durch
weitere Studien diesen Zusammenhängen nach-
zugehen. Für eine solche Forschungsperspekti-
ve lassen sich zwei Ebenen unterscheiden. Zum
einen scheint mir bislang die Rolle der religiö-
sen Organisationen in sozialen Prozessen zu
wenig Beachtung zu finden.11 Dies hat mit his-
torischen, weltanschaulichen und biographi-
schen Blockaden in den Sozialwissenschaften
zu tun. Die Rolle, welche die Kirchen in gesell-
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schaftlichen Prozessen spielen, etwa in der
Transformation in der DDR, kann mit Hilfe
der Resource Mobilization Theory untersucht
werden, ohne dass dabei das theologische
Selbstverständnis der Kirchen mit analysiert
werden müsste. Zum anderen wäre es auch ein
lohnendes Unterfangen, solche interdisziplinä-
ren Forschungsdesigns zu entwickeln, die
zumindest mit der Möglichkeit rechnen, dass
das theologische Selbstverständnis religiöser
Organisationen für das Verstehen gesellschaft-
licher Prozesse explanatives Potenzial haben
könnte.
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Anmerkungen

1Zum ursprünglichen Design der Untersu-
chung vgl. Haspel 1993, zu den Ergebnissen,
auf die ich mich auch im folgenden beziehen
werde Haspel 1997a. Dort finden sich auch aus-
führlichere Belege und Literatur. In diesem Ar-
tikel bleibt die gesellschaftstheoretische Grund-
legung der Untersuchung aus Platzgründen un-
berücksichtigt.

21955/56 wurde in Montgomery der erste
erfolgreiche Busboykott gegen die Rassentren-
nung unter der Leitung von Martin Luther King,
Jr. durchgeführt. Er wurde zum Beispiel für
weitere Aktionen der Bürgerrechtsbewegung.

3Russische Bezeichnung für nicht von der
Zensur genehmigte, heimlich im Selbstverlag
gedruckte und verteilte Literatur.

4Es ist ganz offensichtlich, dass in beiden
Fällen weitere Faktoren hinzukommen muss-
ten, welche die Entstehung und den Erfolg des
Protestes ermöglicht haben. In den USA sei

etwa an die einschlägigen Gerichtsurteile und
die – wenn auch widerwillige – Unterstützung
durch die Kennedy-Regierung erinnert, im Fal-
le der DDR sind vor allem die neue Politik un-
ter Gorbatschow ab 1985 und die Öffnung der
Grenzen zwischen Ungarn und Österreich zu
erwähnen. McAdam weist darauf hin, dass hier
die Resource Mobilization Theory an ihre Gren-
zen stoße und es der Perspektive der Political
Process Theory bedürfe, um dies angemessen
zu beschreiben (McAdam 1985: 5-64).

5Zu den zugrunde gelegten Quellen vgl.
Haspel 1997a: 333-376. Auf das Problem, wie
die unterschiedlichen Perspektiven methodisch
angemessen aufeinander bezogen werden kön-
nen, komme ich im abschließenden Kapitel noch
zu sprechen.

6Im congregationalistischen Kirchenmodell
kommt den einzelnen Gemeinden (Congregati-
onen) hohe Autonomie zu. Eine übergreifende
kirchliche Organisation ist in der Regel nur
schwach entwickelt und hat gegenüber den ein-
zelnen Gemeinden nur wenig Eingriffsbefug-
nisse.

7In episkopalen (bischöflichen) Kirchen
kommt der zentralen Organisation und Leitung
eine besondere Rolle zu. Die einzelnen Gemein-
den stehen unter Aufsicht der zentralen Leitung.
Dadurch können sich zwischen den einzelnen
Ebenen und Leitungsorganen Interessenkonflik-
te ergeben.

8Es ist hier nicht der Ort, ausführlich auf die
Stasi-Problematik einzugehen. Es wird voraus-
gesetzt, dass es zwar eklatante Fälle von Koo-
peration mit der Stasi und ebenso eklatante In-
filtration durch Agenten gab, im großen und
ganzen dies aber den Kurs der Kirche(n) nicht
wesentlich beeinflusste.

9Dies widerspricht der Analyse von Zald/
McCarthy, die davon ausgehen, dass der Infra-
struktur religiöser Gruppen mehr Bedeutung für
das Entstehen und den Erfolg sozialer Bewe-
gungen zukommt als den theologischen Prinzi-
pien (Zald/McCarthy 1987: 69). Das mag daran
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liegen, dass in meiner Analyse entsprechend
meinem eigenen Erkenntnisinteresse zwei Fall-
beispiele untersucht wurden, in denen evangeli-
sche Kirchen wesentlich zum Gelingen eines
emanzipatorischen Prozesses beigetragen haben,
während Zald/McCarthy auch politisch und
moralisch konservative Bewegungen in den
USA in ihre Untersuchung einbezogen haben.

10Insofern kann ich Detlef Pollack zustim-
men, wenn er meinen Ansatz unter den gesell-
schaftstheoretischen Ansätzen rubriziert und
meine Analyse näher hin als ‚kulturalistisch‘
bezeichnet (Pollack 2003: 84). Das Attribut ‚kul-
turalistisch‘ verstehe ich hier in dem Sinne, dass
ich in der Weberschen Tradition der ‚Kultur‘
eine eigenständige Bedeutung neben der Ge-
sellschaftsstruktur für das Handeln von Akteu-
ren zuschreibe, auch wenn ich selbst wohl eher
eine an Habermas orientierte Theoriesprache
wählen würde, die letztendlich aber diese We-
bersche Trias als Strukturen der Lebenswelt
aufnimmt.

11Vgl. die Arbeiten von Heidi Swarts (Swarts
2003; dort weitere Literaturhinweise), die die
Bedeutung von Zusammenschlüssen von Kir-
chen für Bürgerinitiativen im urbanen Kontext
in den USA untersucht hat. In den bislang ver-
öffentlichten Teilen sind leider die Zusammen-
hänge von religiöser Orientierung und gesell-
schaftlicher Aktivität noch nicht enthalten. Un-
tersucht wird vor allem die institutionelle Rolle
der kirchlichen Netzwerke.
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Die islamistischen Bewegungen gehören mit zu
den prominentesten religiösen Akteuren der
jüngsten Zeit. Dabei ist unübersehbar, dass die-
se Bewegungen sehr unterschiedliche Formen
angenommen haben und auch ihre Bewertung
aus sehr verschiedenen Perspektiven erfolgt. Im
Folgenden soll ein Überblick über die Paradig-
men gegeben werden, die in der deutschen sozi-
alwissenschaftlichen Literatur bei der Analyse
islamistischer Bewegung zur Anwendung kom-
men. Daran schließt sich ein Vorschlag zur Grup-
pierung der islamistischen Aktivitäten an, die
heute zu erkennen sind. Dabei geht es besonders
darum zu zeigen, dass der Islamismus nicht auf
die politischen Bewegungen reduziert werden
kann. Religiöse und soziale Motive sowie die
Vielfalt religiöser Traditionen müssen ebenfalls
berücksichtigt werden.

1 Fundamentalismus und Moderne

In der politologischen Literatur und besonders
in den Medien werden die islamistischen Be-
wegungen oft als fundamentalistisch bezeich-
net. Dabei distanzieren sich jedoch Wissen-
schaftler, die islamwissenschaftliche Perspek-
tiven mit einbeziehen, aber auch islamische Ak-
tivisten selber verstärkt von diesem Begriff
(Hartmann 1997, Heine 2003, Perthes 1993).
In Bezug auf islamische Bewegungen wird der
Fundamentalismus in der Regel als die Rück-
kehr zu den Fundamenten der Religion, zu einer
angeblich unverfälschten Auslegung der Quel-
len des Islam, vor allem des Qur‘ãn, und der
Anwendung ihrer Grundsätze gesehen und ein-
gefordert. Als verwandter Begriff wird dafür
auch der ‚Literalismus‘ gebraucht, der auf die
wörtliche Lesart der Schrift abhebt (Riesebrodt
1990: 14ff, 19).

Dietrich Reetz

Aktuelle Analysen islamistischer Bewegungen und ihre Kritik

Arbeiten zur Untersuchung des Fundamen-
talismus aus den späten 1980er und frühen
1990er Jahren wurden hauptsächlich von be-
stimmten Aspekten der islamischen Bewegung
im Iran angestoßen (Meyer 1989a, b). Der Be-
griff geht jedoch auf die bekannten amerikani-
schen Bibel-Schriften zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts zurück. Ausgehend davon wurde
darunter vor allem eine Bewegung und Geistes-
haltung verstanden, die sich gegen die Moderne
und ihre Folgen richtet. Dabei überwog die
Ansicht, dass es sich bei diesen Bewegungen
um eine „unbestimmte Negation der Grundla-
gen der Aufklärung und Modernisierung“ (Mey-
er 1989b: 15) handelt. Neuere Analysen gehen
jedoch davon aus, dass die sogenannten funda-
mentalistischen Bewegungen sehr wohl Be-
standteil der Moderne sind. Sie reagieren auf
deren Auswirkungen, vor allem auf die Säkula-
risierung und eine zunehmende weltanschauli-
che und soziokulturelle Orientierungslosigkeit.
Prozesse wie die Urbanisierung und Industria-
lisierung führen ihnen neue soziale Kräfte zu
(Jäggi/Krieger 1991: 17; Riesebrodt 1990: 27-
28).

Sie bekämpfen jedoch nicht nur reaktiv oder
defensiv die Auswirkungen von Modernisie-
rungsprozessen, sondern verfolgen auch z.T. in
die Zukunft gerichtete Projekte. Riesebrodt
(1990: 21) unterscheidet zwischen Fundamen-
talismus als ‚Weltflucht oder Weltbeherrschung’.
Büttner (1996: 485ff) vergleicht das islamisti-
sche Projekt als eine Art ‚revolutionäre’ Utopie
mit anderen ideologischen Erlösungsbewegun-
gen. Nicht selten verbirgt sich dahinter der Ver-
such, die Teilhabe an der Moderne einzuklagen,
auch wenn sich das häufig auf deren technische
und soziale Aspekte beschränkt. Wie andere ide-
ologische Bewegungen auch, versuchen die is-
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lamistischen Projekte den normativen Aspekten
wie Demokratie und Menschenrechten ihre ei-
gene Interpretation zu geben, um damit eine Viel-
falt der Wege in die Moderne einzufordern. Zahl-
reiche islamische Bewegungen richten sich ge-
gen die historische, z.T. koloniale Vorherrschaft
des Westens, gegen dessen wirtschaftliche und
politische Vormacht heute, v.a. in Gestalt der
USA und ihrer Politik, aber auch gegen alte,
traditionelle religiöse und politische Eliten in
diesen Ländern. Sie erhalten dadurch auch eine
emanzipatorische Komponente. Andreas Meier
(1994: 34f) verlangt, die islamistischen Kräfte
bei ihrem Gestaltungswillen für eine neue Ge-
sellschaft ernst zu nehmen und sie in eine mög-
liche ‚offene Gesellschaft‘ im westlichen Sinne
zu integrieren.

Der Begriff des Fundamentalismus geriet in
Bezug auf islamistische Bewegungen vor allem
dadurch in Verruf, dass er in den westlichen
Medien als Schmähung benutzt und von den
islamischen Aktivisten auch so verstanden wur-
de. Dadurch entstand im öffentlichen Bewusst-
sein eine Gleichsetzung zwischen Islam, Fun-
damentalismus und Gewalt, wobei der Islam
als Ganzes mit der Moderne und besonders mit
demokratisch verfassten Gesellschaften als un-
vereinbar dargestellt wurde.

Ein weiteres Problem entsteht dadurch, dass
die Verwendung des Fundamentalismus-Be-
griffs im Westen indirekt den Ansprüchen be-
stimmter radikaler Führer und Gruppen entge-
genkommt. Einige von ihnen haben die Schluss-
folgerung gezogen, es sei besser und effekti-
ver, den Fundamentalismus als Kampfbegriff
anzunehmen und wie eine Auszeichnung zu tra-
gen. Indirekt bestätigt der Westen diesen Grup-
pen ihren Anspruch, die Fundamente des Islam
zu vertreten. Zugleich leugnen diese Gruppen
zumeist die Existenz unterschiedlicher Ausle-
gungs- und Lebensformen des Islam.

Es lassen sich jedoch mit den klassischen
Quellen des Islam, dem Qur‘ãn, den sogenann-
ten Propheten-Traditionen (Hadíth), die die

wichtigen apokryphen Aussagen zusammenfas-
sen, und den Rechtsschulen (fiqh), sehr unter-
schiedliche Strategien ausmachen, die sich
besonders in ihrem Verhältnis zu Andersden-
kenden und Nichtgläubigen unterscheiden. Sie
polarisieren sich im Wesentlichen zwischen
Ausgrenzung und Integration.

Aus diesen Gründen scheint es heute gene-
rell fragwürdig, Fundamentalismus als analyti-
schen Begriff zu benutzen. Seine Anliegen kön-
nen so gegensätzlich sein, dass sie sich sogar aus-
schließen. Islamische Gruppen, die sich gegensei-
tig bekämpfen, wie in Südasien die sunnitischen
und schiitischen Extremisten, die sunnitischen
Radikalen und die Ahmadíya-Sekte, puristisch-
reformistische und sufi-orientierte Strömungen,
argumentieren alle mit Bezug auf die Fundamente
der Religion. Diese Beispiele zeigen, dass Versu-
che, den Fundamentalismus als ‚politisierte Reli-
gion‘ (Bielefeldt/Heitmeyer 1998: 11ff) zu fas-
sen, zu kurz greifen, weil sie den nichtpolitischen
Aktivismus unberücksichtigt lassen.

2 Islamismus – Ideologie oder
religiöser Aktivismus

Daher ziehen viele Autoren den Begriff ‚Is-
lamismus‘ vor (Heine 2003, Krämer 1999,
Hartmann 1997, Lücke 1993, Hottinger 1993).
Peter Heine (2003: 7) versteht unter Islamis-
mus das „ideologische Moment der radikal-
islamischen Vorstellungen“, das ausdrücklich
auch die religiösen Vorstellungen berücksich-
tigt. Das tut, wie Heine m.E. richtig feststellt,
der Begriff des politischen Islam nicht oder
scheint es nicht zu tun. Letzterer beschränkt
sich vor allem auf Fragen der politischen
Macht, auf politische Aktivitäten und Parteien,
während ersterer den Islam als Ressource ei-
ner Weltanschauung und eines Gesellschafts-
projektes ansieht. Zugleich gehen verschiede-
ne Autoren davon aus, dass der ideologische
Islamismus das existierende politische System
infrage stellt (Büttner 1996). Hier sind die Is-
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lamisten mit anderen sozialen und politischen
Bewegungen, beispielsweise des linken und
rechten Spektrums oder des ökologischen La-
gers, vergleichbar. Einige Autoren stellen da-
her islamistische Aktivitäten auch in den allge-
meineren Kontext normativer Konflikte, der
die Aushandlung von Wertvorstellungen in der
Gesellschaft betrifft (Berger 1997).

Heute scheint sich jedoch der Ansatz zu
weiten. Mit islamistischen Parteien können z.B.
auch Kräfte gemeint sein, die wie die regieren-
den türkischen Islamisten der AKP unter religiö-
sen Vorzeichen eine wertkonservative Politik be-
treiben, die sich vergleichsweise kaum von christ-
lich-konservativen Kräften unterscheidet und
ansonsten weitgehend die Spielregeln der west-
lich geprägten politischen Systeme einhält. Auf
diese Möglichkeit wies Perthes bereits 1993 hin.

Offenbar gibt es ein sehr breites Spektrum
von Kräften und Konzepten, die den Islam in
die Öffentlichkeit tragen, um ihn im öffentli-
chen Raum als politische, soziale und religiöse
Ressource zur Mobilisierung von Anhängern
einzusetzen. Insofern geht ihr Anliegen deut-
lich über individuelle oder rein kontemplative
Religiosität hinaus. Zugleich ist darin nicht au-
tomatisch eine anti-moderne, anti-westliche
Komponente enthalten, sondern zunächst einmal
der Wunsch, die moderne Welt und ihre Ent-
wicklungen in religiösen Kategorien zu inter-
pretieren, um sie für Gläubige nachzuvollzie-
hen und zu erschließen.

Verschiedene Autoren halten es für besser,
die sogenannten Traditionalisten, die sich ohne
erkennbare politische Ansprüche um die genaue
Umsetzung der Qur‘ãnbestimmungen und Pro-
phetentraditionen bemühen, nicht dazuzuzählen
(Büttner 1996, Krämer 1999). Aus der Erfah-
rung der islamistischen Bewegungen Südasi-
ens scheint mir eine solche Unterscheidung
schwierig, da die Grenzen fließend verlaufen,
so im Falle der Gruppe der Ahl-i Hadíth. Auch
andere islamische Reinigungsbewegungen (De-
obandís) sind zum Aktivismus besonders durch

die Wiederbelebung des Studiums der religiö-
sen Traditionen (Hadíth) gekommen.

Daher wäre es wichtig, den Islamismus-Be-
griff nicht auf politische und ideologische Fra-
gen zu beschränken. Er scheint überall dort an-
gebracht, wo öffentliches Auftreten ausdrück-
lich mit einer religiösen Argumentation begrün-
det wird.

3 Radikalismus und Militanz

Bei weitem nicht alle Islamisten zählen dagegen
zum radikalen Spektrum. Laut Duden bedeutet
‚radikal‘ „politisch, weltanschaulich extrem,
gründlich, rücksichtslos“. Der Radikalismus ist
ein reduktionistischer Ansatz. Der islamische
Radikalismus stellt einzelne Deutungsvarianten
gegenüber anderen heraus (Reetz 2001: 79ff).
Während in Deutschland dieser Begriff weni-
ger Verwendung findet, haben sich Sivan und
Friedman (1990) ausführlich mit verschiede-
nen Varianten des religiösen Radikalismus im
Islam befasst. Reinigungsbewegungen oder
Puristen unterschiedlicher Spielart würden un-
ter diesen Begriff fallen. Zudem berücksichtigt
er den Umstand, dass äußere soziale und politi-
sche Bedingungen dazu beitragen oder sogar
darüber entscheiden, ob eine religiöse Bewe-
gung sich dem Radikalismus zuwendet oder
nicht (Anderson 1997). Sayyid Qutb (1906-
1966) und Sayyid Abú’l A‘l Maudúdí (1903-
1979) gelten als herausragende Vertreter dieser
Strömung.

Doch nicht alle radikalen Islamisten, die mit
Ausgrenzungsstrategien arbeiten, legitimieren
Gewalt. Sie wird z.B. von pietistisch beeinfluss-
ten Missionsbewegungen wie der Tablíghí
Jamã’at abgelehnt. Andere radikale Vertreter set-
zen sich gewaltlos mit den ökonomischen Ver-
hältnissen auseinander und argumentieren dabei
mit anti-westlicher, anti-kolonialer Stoßrich-
tung. Sie vertreten häufig Positionen, die dem
linken Spektrum entlehnt sind. Sie treten auch
als konsequente Globalisierungsgegner auf.
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Für jene, die Gewaltanwendung legitimie-
ren und selber gewaltbereit sind, sollte man den
Begriff der Militanz reservieren. Trotz ihrer
Prominenz bilden sie nur eine relativ kleine
Minderheit. Militante islamische Gruppen ver-
treten von ihrer Ideologie her zwar auch häufig
Positionen des islamischen Radikalismus, aber
letzterer führt eben nicht zwingend zur Gewalt-
anwendung. Auch hierin unterscheiden sich die
ideologischen und militanten Spielarten des Is-
lamismus nicht wesentlich von anderen ideolo-
gischen Milieus.

4 Religiöse Antriebskräfte

Trotz aller Ähnlichkeit dürfen jedoch nicht die
Antriebskräfte und Motive vernachlässigt wer-
den, die sich aus inner-islamischen Argumen-
ten und Praktiken ergeben. Sie entscheiden häu-
fig darüber, wann, warum und wie Mobilisie-
rung im Namen des Islam erfolgreich ist und
nach welchen Kriterien sich die verschiedenen
Gruppen und Bewegungen untereinander ab-
grenzen.

Innerhalb der religiösen Bewegungen entfal-
tet sich eine eigene Rationalität von Reinigungs-
bewegungen. Deren Kenntnis ist durchaus wich-
tig, um bestimmte Mobilisierungsargumente der
Gegenwart zu verstehen. So greifen ja auch die
christlichen ‚Fundamentalisten‘ auf das Erbe der
lutherischen Reformation zurück, die in ihrer ra-
dikalsten Ausprägung auch eine ‚zerstörerische‘,
anti-moderne Stoßrichtung hatte.

Islamische Diskurse verweisen auf die peri-
odischen Bemühungen um Reinigung des ge-
lebten und praktizierten Islam, die von Denkern
wie Ibn Taimiyya (1263-1328) aus dem islami-
schen Mittelalter unternommen wurden und
noch heute von Islamisten unterschiedlicher
Prägung rezipiert und zitiert werden. Doch auch
hier sind Richtung und Inhalt des Anspruchs
auf Reinigung und Reform (islãh)immer wieder
umstritten, der von vielen, oft sehr verschiede-
nen Bewegungen reklamiert wird. In der Neu-

zeit waren es vor allem die ägyptischen und
syrischen Denker Muhammad ‘Abduh (1849-
1905), Rashíd Rid (1865-1935), Hasan al-Ban-
na’ (1906-1949) und Sayyid Qutb, die mit un-
terschiedlichen Akzenten diese Argumente auf-
gegriffen haben (Schulze 2002). Dabei hat sich
als Begriff der Bezug auf die ‚frommen Altvor-
deren‘ oder auch salaf, die Gründergeneration
des Islam, herausgebildet, deren idealisierte
Lebensweise nachgeahmt werden soll. Daraus
ist die teilweise durchaus sehr heterogene Strö-
mung der salafíya entstanden. In der Radikali-
tät ihrer Erneuerung ist sie den Wahhabiten ähn-
lich, die in Saudi-Arabien tonangebend sind.

Doch sind nicht alle islamistischen Bewe-
gungen ihrer religiösen Ausrichtung nach sala-
fitisch oder wahhabitisch. Vielfach treten auch
deren islamische Kritiker in der Öffentlichkeit
mit dem Anspruch auf, dem wahren Islam zum
Durchbruch zu verhelfen. Vom Mystizismus und
Volksglauben beeinflusste Bewegungen und
Gruppen zeichnen sich ebenfalls durch zuneh-
mendes öffentliches Engagement aus, wie z.B.
die Strömung der Barelwís in Südasien oder die
Bruderschaften (Taríqat) in Nord- und Westafri-
ka. Die Salafiten sind auch nicht mit den Traditi-
onalisten oder Orthodoxen gleichzusetzen, die
sich auf die möglichst genaue Einhaltung und
Anwendung des Qurã‘n und der Prophetentra-
ditionen, der hadíth, konzentrieren.

Es erscheint für die Analyse wichtig, die In-
terpretation offen zu halten, d.h. nicht eine ‚do-
minierende‘ oder ‚radikal-fundamentalistische‘
Interpretationsvariante des Islam zu Grunde zu
legen, sondern auf die unterschiedlichen Ausle-
gungsarten zu achten. Das berührt Themen wie
die Instrumentalisierung des sogenannten Hei-
ligen Krieges (Jihãd), der nach konkurrierender
Lesart auch als Anstrengung auf dem Wege
Gottes ohne notwendige Gewaltanwendung
verstanden werden muss. Auch die Bestimmun-
gen des Islamischen Rechts, der Sharí’a, und
deren Anwendung unterliegen nicht weniger
vielfältiger Interpretation. Das gleiche betrifft
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die Rolle des religiösen Führers (Amír) und der
ihm geschuldete Gehorsam, oder das Verhältnis
zu Ungläubigen (Kãfir) oder Anhängern ande-
rer Religionen. Auch die Haltung gegenüber je-
nen, die unterschiedlichen Islam-Interpretatio-
nen folgen, muss nicht zwingend von Gewalt
gekennzeichnet sein, etwa im Verhältnis zwi-
schen Sunniten und Schiiten oder gegenüber
den oft als heterodox angesehenen Reformsek-
ten, wie der Ahmadíya oder den Alleviten.

5 Grundtypen islamistischer
Bewegungen

Für das Erstarken des Islamismus werden unter-
schiedliche wissenschaftliche Begründungen
herangezogen, in denen sich die Vielfalt der Sicht-
weisen der sozialen, politischen, religiösen Rea-
litäten deutlich widerspiegelt. Einige Autoren, vor
allem aus Frankreich, verweisen nachdrücklich
auf die Unterentwicklung von Regionen und
Ländern sowie die Benachteiligung bestimmter
Schichten (Tietze 2003). Andere machen die
Demokratiedefizite in den jeweiligen Ländern für
das Erstarken des Islamismus verantwortlich
(Krämer 1999). Tibi (2002) hebt die Folgen der
strukturellen Globalisierung in Verbindung mit
kultureller Fragmentierung der Gesellschaften
hervor. Diese unterschiedlichen Perspektiven be-
stätigen, dass es sich bei den islamistischen Be-
wegungen um mehr oder weniger normale sozi-
ale und politische Erscheinungen handelt (Perthes
1993). Das besondere Gewicht der islamischen
Diskurse, Institutionen und Praktiken sollte sich
eher in einer doppelten Zuordnung widerspie-
geln, die einerseits die politisch-sozialen Antriebs-
kräfte und andererseits die religiösen Momente
berücksichtigt.

Um die Breite islamistischer Bewegungen zu
verdeutlichen, sollen hier verschiedene funktio-
nale Grundtypen/Gruppen angenommen werden,
die sich aus dieser doppelten Zuordnung erge-
ben können. Diese manifestieren sich in der Re-
alität in oft sehr divergierenden Einzelfällen.

Zudem kommt es beim Islamismus häufig zu
einem fließenden Übergang von einem Milieu
oder Netzwerk ins andere. Doppel- und Mehr-
fachmitgliedschaften sind möglich und nicht un-
gewöhnlich.

Es sind politische Gruppen und Parteien er-
kennbar, die religiös argumentieren (erste Grup-
pe). Sie streben die Beteiligung am politischen
System an, darunter auch auf parlamentarischem
Wege. Ihre Zielstellungen sind weitgefächert,
auch in Abhängigkeit von der sozialen Schich-
tung der Klientel, die sie vertreten. Nicht selten
argumentieren sie mit der utopischen Zielvor-
stellung einer islamischen Gesellschaft, die sich
an der Gründungszeit des Islam orientiert, dem
sogenannten Goldenen Zeitalter, das die Regie-
rungszeit des Propheten und die Amtszeit der
ersten vier rechtgeleiteten Kalifen einschließt.
Zu ihnen gehören verschiedene Gruppen der
Muslimbrüder (al-Ikhwãn al-Muslimín), die
sich politisch engagiert haben oder Bündnisse
eingegangen sind (Moussalli 1999: 201ff).
Teilweise auch unter neuen Namen und mit
national stark divergierenden Akzenten beteilig-
ten sie sich z.T. erfolgreich an Wahlen sowie an
den Regierungen in Jordanien, dem Sudan und
Kuwait. Sie sind wichtige oppositionelle Kräfte
in Ägypten, Algerien, Palästina (Hamas), Tune-
sien, Libyen und Syrien. In Pakistan bildete ihr
Pendant, die Islamische Partei (Jamã‘at-i Islmí),
gemeinsam mit anderen religiösen Parteien ein
einflussreiches Wahlbündnis (MMA), das zwei
von vier Provinzregierungen dominiert.

In der Türkei stellten die Islamisten bisher
zweimal die Regierung – mit der Islamischen
Wohlfahrtspartei (Refah) und gegenwärtig mit
der Gerechtigkeits- und Entwicklungspartei
(AKP) unter Erdogan. Einige vertreten aber auch
technokratische Schichten, häufig aus der tech-
nischen Intelligenz, die sich für eine Moderni-
sierung der wirtschaftlichen und technischen
Bedingungen in ihren Ländern einsetzen und
größere Mitsprache für die islamische Welt in
der Weltwirtschaft verlangen. Es gibt eine aus-
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geprägte und offenbar auch erfolgreiche infor-
melle internationale Zusammenarbeit der politi-
schen Islamisten. Zwischenstaatliche Organi-
sation wie der islamische Staatenbund OIC
werden von Islamisten auch als Möglichkeit
angesehen, ihre Projekte zu fördern, obwohl
säkulare politische Anliegen dort dominieren.

Besonders bekannt durch die internationa-
len Medien wurden die militanten Gruppen
(zweite Gruppe). Sie haben sich oft durch Ab-
spaltung von gemäßigteren politischen Organi-
sationen gebildet, z.T. auch als Stoßtrupp oder
Speerspitze von politischen islamistischen Be-
wegungen. Beispiele dafür sind die sich auf
Qutb berufenden Islamischen Gruppen (al-
Jamã’at al-Islmíya) mit ihren verschiedenen Ab-
spaltungen in Ägypten, die Bewaffnete Islami-
sche Gruppe in Algerien (al-Jamã’a al-Islmíya
al-Musallaha), die HAMAS in Palästina, die af-
ghanischen Mujahidín-Gruppen, die Mujahidín-
i Khalq in Iran, die Harkat al-Mujahidín und
Lashkar-i Taiba in Pakistan und Indien. Sie
leiten ihr Vorgehen von einer eingeengten Jihãd-
Interpretation ab, die den gewaltsamen Jihãd
zur unmittelbaren Pflicht macht und den Kämp-
fern direkte Erlösung verheißt. Zumeist ist ihr
Vorgehen an eine bestimmte ‚Sache’, ein kon-
kretes Anliegen geknüpft, wie den Palästina-
Israel-Konflikt, oder den Bürgerkrieg in Alge-
rien, die lokalen Konflikte im Irak, Iran oder
den Kaschmirkonflikt in Pakistan und Indien.
Seit den 1990er Jahren haben sich bekann-
termaßen darüber hinaus international operie-
rende Gruppen gebildet, wie eben al-Qa’ida.
Bei ihnen, in jüngster Zeit aber auch zuneh-
mend bei den ‚nationalen‘ islamistischen Mili-
tanten, hat sich die Gewaltanwendung weitge-
hend verselbständigt und wird von eher allge-
meinen diffusen ideologischen Argumenten ge-
speist, die sich hauptsächlich gegen Israel, die
USA, aber auch ‚Abweichler‘ vom rechten is-
lamischen Weg richten.

Eine dritte größere Gruppe wird von isla-
mistischen Sozialverbänden gebildet, deren Be-

deutung offenbar zunimmt. Sie betonen die
Aufgabe des Islam, eine egalitäre Gemeinschaft
zu schaffen, die von der Gleichheit aller Gläu-
bigen vor Gott ausgeht. Sie firmieren als Nicht-
regierungsorganisationen und leisten häufig
Hilfestellung z.B. durch medizinische und Bil-
dungsangebote gegenüber sozial Schwachen
sowie Opfern von Konflikten und Katastrophen.
Kinder-, Jugend- und Frauenarbeit gehört eben-
so zu ihrer bevorzugten Domäne. Auf diesen
Gebieten haben die Muslimbrüder in Ägypten,
die HAMAS in Palästina, die türkischen, irani-
schen und pakistanischen Islamisten zahlreiche
Institutionen ins Leben gerufen, die einer isla-
misch geprägten Zivilgesellschaft den Weg be-
reiten. Verschiedene Bildungs- und Sozialpro-
jekte wirken international, wie die Internationa-
len Islamischen Universitäten in Malaysia, Pa-
kistan, Sudan, von Iran geförderte schiitische
Organisationen oder ihre wahhabitischen Ge-
genstücke saudischer Prägung.

Als vierte Gruppe profilieren sich Organi-
sationen, die sich explizit der Verbreitung reli-
giöser Bildung und Praktiken widmen, dabei
keine offenen politischen Ansprüche erheben
und keine sozialen Dienste anbieten. Sie sind
meist im Bereich der Mission (Da‘wa) tätig,
sowohl der äußeren als auch der inneren. Be-
sondere Prominenz erlangte in letzter Zeit die
Tablíghí Jamã‘at, die sich hauptsächlich der
inneren Mission widmet, also mit anderen Mus-
limen arbeitet, um sie im Glauben zu stärken
(Reetz 2004). Sie hat sich in den vergangenen
Jahren in der gesamten islamischen Welt ausge-
breitet. Andere Beispiele sind die auch staatlich
geförderten Da‘wa-Organisationen aus Saudi-
Arabien (Ottaway 2004) oder den Vereinigten
Arabischen Emiraten. Ein Teil der salafitischen
Organisationen gehört ebenso dazu wie die al-
salafíya in Ägypten, die sich dem ‚reinen‘ Is-
lam verschrieben haben.

In dieser Aufgliederung zeigt sich, dass es
sich hier um Mobilisierungsnetzwerke handelt,
die bestimmte Anliegen der Integration, der
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Emanzipation, der Seelsorge, der politischen
Teilhabe vertreten. Daher scheint die multifoka-
le Analyse für das Verständnis islamistischer
Bewegungen besonders wichtig. Unterschied-
liche Erklärungsmodelle sollten nicht gegenein-
ander ausgespielt werden, da sie verschiedene
soziale und politische Realitäten und Einbin-
dungen widerspiegeln. Die religiösen Argumen-
te sollten ernst genommen und von Politologen
und Soziologen nicht den Islam-Wissenschaft-
lern überlassen werden. Diese Zusammenschau
der verschiedenen Perspektiven wird in der
Sozialwissenschaft bisher noch zu wenig be-
trieben, ob in Deutschland oder anderswo. Inte-
ressante Ansätze dazu bieten neuere soziolo-
gisch orientierte Arbeiten zur Netzwerkanalyse
islamischer Gesellschaften an den Universitä-
ten Bochum, Bielefeld und Bayreuth (Loimeier
2000). Jüngere Fallstudien wenden sich ver-
stärkt diesem Ansatz zu (Tietze 2004; Schiffauer
2000). Aber auch die Arbeiten am Zentrum Mo-
derner Orient Berlin zur translokalen Interaktion
und zur Süd-Süd-Perspektive im Islam tragen
hoffentlich zu einer differenzierten Sichtweise
bei (Reetz 2001). Es erscheint aus der Sicht der

Politikwissenschaft lohnend, stärker interdiszip-
linär zu arbeiten, um islamistische Bewegungen
und Konzepte genauer zu verorten.
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am Zentrum Moderner Orient Berlin zur Politik
und modernen Geschichte Südasiens, besonders
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1 Die Bedeutung religiöser
Bewegungen in Japan

In Japan ist das Phänomen neuer religiöser
Bewegungen im Vergleich zu den USA und
Europa stärker ausgeprägt. Gegenwärtig exis-
tieren über 600 religiöse Gruppen, die durch
die Beteiligung und den aktiven Einsatz mehre-
rer zehn Millionen Mitglieder – etwa 10% bis
20% der japanischen Bevölkerung beteiligt sich
an ihnen (Inoue 1992: 2, Reader 1991: 196) –
über ein bedeutendes gesellschaftspolitisches
Potenzial verfügen. Aufgrund kultureller Be-
sonderheiten können religiöse Bewegungen in
Japan auf eine über 150-jährige Geschichte ver-
weisen. Dabei besitzen sie von jeher einen aus-
geprägt synkretistischen Charakter und haben
eine Vielfalt religiöser Strömungen in sich auf-
genommen, von den volksreligiösen Traditio-
nen über Buddhismus, Shintô und Hinduismus
bis hin zu New-Age-Ideen.1 Seit den 1970er
Jahren spricht man in Japan vom nunmehr 

‚
vier-

ten Religionsboom, in dessen Zusammenhang
sich parallel zur New-Age-Bewegung zahlrei-
che neue religiöse Bewegungen entwickelten
(Shimazono 1996, Inoue 1994: 2).

Religiöse Bewegungen begleiteten und
kommentierten Japans Entwicklung von einer
Feudalgesellschaft hin zu einer Industrienati-
on. Dabei versuchten sie immer wieder, ihren
Einfluss aktiv geltend zu machen, wenn sich
ihnen die Gelegenheit dazu bot. Als Teil der
sozialen Bewegungen sind sie Produkte und
Produzenten sozialen Wandels (Raschke 1988:
117): Sie zeigen Widerspruchs- und Konflikt-
potenziale, machen auf gestaltbare oder gestal-
tungsbedürftige Aspekte der japanischen Ge-
sellschaft aufmerksam (Wieczorek 2002: 16).

Iris Wieczorek

Soziale und politische Aktivitäten ‚neuer religiöser Bewegungen‘ in Japan

Dabei verfolgen sie nicht nur religiöse Ziele (sie-
he Inoue 1994: 562-564). So setzte sich
beispielsweise die 1838 gegründete und heute
etwa zwei Millionen Mitglieder zählende shin-
tôistische Religionsgemeinschaft Tenrikyô
(,Lehre der himmlischen Wahrheit‘) für die Be-
lange japanischer Frauen ein. In einer zweiten
Welle religiöser Bewegungen ab dem Jahr 1920
entstand z.B. die Sekai Kyuseikyô (‚Lehre zur
Errettung der Welt‘, 1926)2, die Naturheilkunde
und ökologischen Anbau in den gesellschaftli-
chen Diskurs einbrachte. Nach dem Zweiten
Weltkrieg begann eine dritte Phase religiöser
Vitalität, in der sich die politisch ambitionierte
Sôka Gakkai (,Studiengesellschaft zur Schaf-
fung von Werten‘) zu einer bis heute einfluss-
reichen Gruppe entwickelte. Unter den neuen
religiösen Bewegungen, die sich schließlich seit
Mitte der 1970er Jahre entwickeln, ist die Aum
Shinrikyô (im Folgenden Aum) durch den Gift-
gasanschlag auf die Tokyoter U-Bahn im März
1995 zu negativer Berühmtheit gelangt. Die Aum
ist zwar ein extremes Beispiel, doch ist sie Teil
eines gesellschaftlichen Phänomens, das sich in
Japan wie auch in den USA und Deutschland
zeigt: Die Religiosität fernab von etablierten
Institutionen boomt und es sind religiöse Märk-
te entstanden, auf denen eine Vielzahl neuer re-
ligiöser Bewegungen agiert.

Diese neuen religiösen Bewegungen als In-
dikatoren und Träger sozialen Wandels in Japan
stehen im Mittelpunkt des vorliegenden Beitra-
ges. Es wird untersucht, inwieweit sich Aspek-
te des Wertewandels und der politischen Gele-
genheitsstrukturen (vgl. hierzu z.B. Rucht 1994:
296-303, McAdam/McCarthy/Zald 1996: 23-
137), die im Rahmen der Forschung zu religiö-
sen Bewegungen bisher wenig beachtet wur-
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den,3 auf die Mobilisierungsaktivitäten religiö-
ser Bewegungen in Japan auswirken.

2 Gesellschaftlicher und politischer
Kontext der neuen religiösen
Bewegungen

Eine grundlegende Voraussetzung für die Ent-
faltungsmöglichkeiten neuer religiöser Bewe-
gungen stellt die verfassungsmäßig garantierte
Religionsfreiheit dar, die in Japan erst nach dem
Zweiten Weltkrieg realisiert wurde. Zuvor wa-
ren religiöse Bewegungen – wie auch die säku-
laren Bewegungen – ausgeprägten staatlichen
Repressionen ausgesetzt. In der Nachkriegszeit
änderte sich dies grundlegend. Der Staatsshin-
tô, der zur Untermauerung eines extremen Nati-
onalismus diente, wurde abgeschafft und in der
japanischen Verfassung von 1947 die Religi-
onsfreiheit garantiert sowie die strikte Trennung
von Religion und Staat verankert. Seitdem war
der Staat sorgsam darauf bedacht, sich nicht in
Belange religiöser Bewegungen einzumischen.
Zudem wurde 1951 das Gesetz über religiöse
Körperschaften verabschiedet, durch das Reli-
gionsgemeinschaften z.B. in den Genuss von
Steuererleichterungen kamen. Damit eröffnete
sich für religiöse Bewegungen – unterstützt
durch den Pluralismus und Synkretismus reli-
giöser Traditionen – ein enormer Freiraum zur
Entfaltung.

Unterstützt durch die Urbanisierung, die die
Menschen aus ihren lokalen Sozialbeziehungen
und Religionen herausriss, konnten religiöse
Bewegungen mit verschiedensten Angeboten in
die entstandene Nische treten und entwickelten
sich teilweise zu mächtigen, auch bedeutenden
politischen Faktoren in der japanischen Gesell-
schaft. Viele der Bewegungen waren z.B. inner-
halb der Friedensbewegung der 1950er und
1960er Jahre aktiv (Inoue 1994: 562-564). Auf
die Nachkriegsjahre geht auch das politische
Engagement der Sôka Gakkai zurück, die als
einzige religiöse Bewegung eine bis heute er-

folgreiche Partei, die Kômeitô (‚Partei für sau-
bere Politik‘, 1964), gründen konnte. Die meis-
ten anderen religiösen Bewegungen zogen sich
bald wieder aus der aktiven Politik zurück, da
ihre Möglichkeiten zur Mitbestimmung gering
waren. Aufgrund der bis Anfang der 1990er
Jahre starren politischen Ordnung blieben die
direkten politischen Einflussmöglichkeiten re-
ligiöser Bewegungen wie auch der säkularen
Bewegungen insgesamt relativ begrenzt. Die
Liberaldemokratische Partei (LDP) hatte von
1955 bis 1993 größtenteils unangefochten das
Regierungsmonopol und das politische System
Japans war durch eine Einparteiendemokratie
sowie das ‚eiserne Dreieck‘ aus LDP, Ministe-
rialbürokratie und Interessenverbänden der Wirt-
schaft gekennzeichnet. Die Opposition besaß
faktisch keine politische Durchsetzungskraft.

Die Entwicklung einer Vielzahl neuer religi-
öser Bewegungen seit den 1970er Jahren hängt
eng zusammen mit Aspekten des Wertewandels
und der politischen Gelegenheitsstrukturen in
Japan. Ähnlich wie in westlichen Industrienati-
onen hat in Japan ein Wertewandel in Richtung
auf zunehmenden Individualismus, Selbstver-
wirklichung und Hedonismus stattgefunden
(Möhwald/Ölschleger 1996: 121-147). Durch
den steigenden Lebensstandard weiter Bevöl-
kerungskreise rückten der soziokulturelle Be-
reich und damit Fragen nach der Lebensqualität
und die Suche nach neuen sinn- und identitäts-
stiftenden Gesellschaftsformen in den Vorder-
grund. In Japan kam es zur Ausbildung ver-
schiedener Phänomene wie die Bildung von
Subkulturen oder Kommunen, der New-Age-
Bewegung und neuer religiöser Bewegungen.
Diese Phänomene erhielten wichtige Impulse
aus der Studentenbewegung und reihten sich
ein in die modernisierungskritischen Bewegun-
gen dieser Zeit.

Im Vergleich zu Deutschland bildeten sich
in Japan auffallend viele ‚kulturorientierte Be-
wegungen‘ (Raschke 1988: 111, 116), die au-
ßerhalb des politischen Systems Foren für das
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Ausleben bestimmter kollektiver Überzeugun-
gen bereitstellten und primär auf eine Verände-
rung des alltäglichen Lebens, der unmittelbaren
Umwelt und des Selbst zielten (Derichs/Osian-
der 1998: 9; Vosse 1998: 231-277; Karrenbauer
1995). Eine wichtige Ursache für diese Ent-
wicklung liegt in der Geschlossenheit des etab-
lierten politischen Systems in Japan, das u.a. zu
einer ausgeprägten Politikverdrossenheit inner-
halb der japanischen Bevölkerung führte. Kon-
ventionellen Möglichkeiten der Problemlösung,
wie sie Politik und Parteien in Japan bieten,
wurde wenig Vertrauen entgegengebracht. Dies
wurde durch die relativ konfliktscheue politi-
sche Kultur Japans verstärkt, in der die symbo-
lische Auseinandersetzung der direkten politi-
schen Konfrontation vorgezogen wird (Pharr
1990). Auf der Suche nach Handlungsalternati-
ven wurde entsprechend Selbsthilfe und die
Partizipation an kulturorientierten Bewegungen
– eine Art ‚stiller Widerspruch‘ gegenüber staat-
lichen Autoritäten und etablierten Institutionen
– bevorzugt (Wieczorek 2002: 279). In diesem
gesellschaftlichen Kontext gewann aufgrund der
religiösen Tradition Japans die rituelle Konf-
liktbearbeitung an Attraktivität, sodass sich das
Phänomen neuer religiöser Bewegungen beson-
ders entfalten konnte.

Repräsentativ für diese Bewegungen, die seit
den 1970er Jahren große Zuwachsraten ver-
zeichnen können, sind die Agonshû (‚Schule
des Agama Buddhismus‘),4 die Mahikari Kyô-
dan,5 die God Light Association (GLA)6 und
die Shinnyôen,7 deren Mitgliederzahl sich zu-
sammen auf fast drei Millionen belaufen soll
(Mullins 1992: 239). Als Bewegungen jünge-
ren Datums sind neben der Aum z.B. die Kôfu-
ku no kagaku (‚Wissenschaft des Glücks‘, 1986)
zu nennen, die laut Eigenangaben im Jahr 1999
etwa zehn Millionen Mitglieder hatte.8

Auffällig ist, dass viele der neuen religiösen
Bewegungen im Gegensatz zum Westen ver-
stärkt das Jenseits und das Leben nach dem Tod
thematisieren. Ihre charismatischen Stifter emp-

finden sich häufig als ‚lebende Gottheiten‘. Die
zuvor entstandenen religiösen Bewegungen Ja-
pans betonten das Leben im Diesseits sowie
den weltlichen Nutzen ihrer Lehren und rituel-
len Praktiken für die Mitglieder. Ihre charisma-
tischen Stifterpersönlichkeiten waren in der
Regel Übermittler einer Gottheit. Gemeinsam-
keiten dieser Laienbewegungen sind u.a. ihre
vielfältigen spirituellen Erlebnisse, apokalypti-
schen Visionen (vgl. Shimazono 2001: 20-22)
und teilweise ausgeprägten nationalistischen
Tendenzen.

Die Jenseitsorientierung der neuen religiö-
sen Bewegungen scheint in der japanischen
Gesellschaft, in der der Einzelne mitunter we-
nig Gestaltungsmöglichkeiten hat, ein geschick-
tes Mittel zu sein, um Mitglieder zu gewinnen
bzw. in der Bewegung zu halten. Denn dadurch
kann bei Bedarf der Wunsch der Mitglieder nach
Selbstverwirklichung auf einen späteren, nicht
falsifizierbaren Zeitpunkt verschoben werden.
So zeigen eigene empirische Untersuchungen,
dass individualistisch geprägte Personen, die
auf der Suche nach dem Sinn des Lebens sind,
in Japan eine religiöse Bewegung wählten, in
deren Ideologie das Jenseits eine starke Rolle
spielt (Wieczorek 2002: 282). Als ein Beispiel
kann die Kôfuku no kagaku angeführt werden,
deren Jenseitsvorstellungen auf der traditionel-
len buddhistischen Lehre der Wiedergeburt und
des Karma basieren und äußerst konkret und
detailliert sind. Dabei betont sie – passend für
die individualisierte und pluralisierte Gesell-
schaft – die Notwendigkeit der intensiven Wis-
sensaneignung und Steigerung der Selbstkom-
petenz. Mit einer entsprechenden Vielfalt spiri-
tueller Erlebnismöglichkeiten und einem um-
fassenden weltanschaulichen Angebot, das in
Seminaren, Büchern usw. vermittelt wird, be-
sitzt sie in Japan ein großes Mobilisierungspo-
tenzial. Dabei ist sie auf der einen Seite bestrebt,
die Modernisierung voranzutreiben und steht
z.B. technischen Errungenschaften äußerst po-
sitiv gegenüber. Auf der anderen Seite kritisiert
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sie die abnehmende Bedeutung religiöser Werte
und will dem entgegenwirken. Sie propagiert
Methoden der Selbsthilfe, wird aber auch poli-
tisch aktiv, wenn sich entsprechende Möglich-
keiten bieten.

3 Regulierung und Instrumentalisie-
rung neuer religiöser Bewegungen

In den 1990er Jahren durchlebte Japan eine
Phase politischer, wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Umstrukturierung, in der sich auch
das Verhältnis von Politik und religiösen Bewe-
gungen maßgeblich veränderte. Die politischen
Machtverhältnisse änderten sich, die LDP muss-
te Machtverluste hinnehmen, die Opposition
gewann an Stärke. Als sich entsprechend Risse
in der politischen Ordnung Japans zeigten, ver-
suchten religiöse Bewegungen erneut, diese zum
politischen Einfluss zu nutzen. So bot beispiels-
weise die Kôfuku no kagaku der LDP die Un-
terstützung mit Wählerstimmen an, gewann
Politiker als Mitglieder und somit Bündnispart-
ner in der politischen Elite (vgl. Astley 1995:
374).

Insbesondere zwei Ereignisse prägten das
gesellschaftspolitische Klima Japans: Zum ei-
nen der am 20. März 1995 von der Aum verübte
Giftgasanschlag auf die Tokyoter U-Bahn, bei
dem zwölf Menschen ums Leben kamen und
über 5.000 verletzt wurden. Zum anderen das
von der LDP im Herbst 1999 geschlossene
Regierungsbündnis mit der Neuen Kômeitô,
hinter der die buddhistisch geprägte Religions-
gemeinschaft Sôka Gakkai steht. Durch diese
beiden Ereignisse trat zum ersten Mal in der
japanischen Nachkriegsgeschichte die Frage
nach einer angemessenen staatlichen Kontrolle
bei gleichzeitiger Bewahrung der Religionsfrei-
heit in den Mittelpunkt öffentlicher Debatten.
Nachdem durch die bis in die 1990er Jahre star-
ren politischen Gelegenheitsstrukturen lediglich
direkte politische Aktivitäten religiöser Bewe-
gungen eingeschränkt waren, sind seit dem At-

tentat der Aum die Einflussmöglichkeiten reli-
giöser Bewegungen generell durch direkte staat-
liche Kontrollmaßnahmen und ein anti-religiö-
ses Klima reglementiert.

3.1 Der Giftgasanschlag der Aum
Shinrikyô

Der Giftgasanschlag hat in Japan ein Trauma
ausgelöst, das bis heute nicht verarbeitet ist. Er
hat zu erheblicher Verunsicherung und zu ei-
nem massiven Vertrauenseinbruch gegenüber
dem staatlichen Apparat geführt. Die japanische
Öffentlichkeit, tief schockiert über das Ausmaß
der kriminellen Aktivitäten, versuchte zunächst,
die Aum als nicht-japanisches Phänomen abzu-
tun. Doch sie war in Japan entstanden und ihre
10.000 Mitglieder waren Japaner. Zudem teilte
Aum zahlreiche Charakteristika der neuen reli-
giösen Bewegungen, und wurde in der wissen-
schaftlichen Diskussion wie in den Medien als
eine typisch japanische religiöse Bewegung an-
gesehen (Shimazono 2001).

In der öffentlichen Auseinandersetzung wur-
den verschiedene soziale Missstände erstmals
konkret thematisiert: die Unfähigkeit der etab-
lierten Religionen, die spirituellen Bedürfnisse
der japanischen Jugend zu befriedigen; das Ver-
sagen des Erziehungssystems, seinen Schülern
die Fähigkeit zum analytischen Denken zu ver-
mitteln; die japanische Arbeitsethik sowie die
Zwänge des wenig flexiblen Arbeitssystems;
die übermäßige Betonung des Materialismus in
der japanischen Konsumgesellschaft. All dies
habe laut Journalisten und Politikern ein spiri-
tuelles Vakuum in Japan hinterlassen und viele
Jugendliche auf der Suche nach einer alternati-
ven Lebensweise in die Hände von Manipula-
toren wie Asahara, der sich selbst als Messias
sah, getrieben. Der Giftgasanschlag wird bis
heute mit einfachen Deprivationskonzepten
(Unzufriedenheit mit der Gesellschaft, Gehirn-
wäsche und ein geistesgestörter Gründer, Asa-
hara) erklärt, die das religiöse, politische und
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gesellschaftliche Klima prägen, obwohl vielfäl-
tige Faktoren verantwortlich sind (siehe Lifton
1999, Reader 2000, Wieczorek 2000a).

Als Wendepunkt zur Radikalisierung der
Aum wird allgemein ihr gescheiterter Versuch
gewertet, aktiv im Politikgeschehen mitzuwir-
ken (Repp 1997: 47). Im Februar 1990 kandi-
dierten Asahara und 24 weitere Mitglieder für
das Unterhaus. Die unkonventionelle Wahl-
kampfkampagne für ihre Shinritô (‚Partei der
absoluten göttlichen Wahrheit’), in der die Wahl-
helfer Elefanten-Masken oder Masken mit dem
Gesicht Asaharas trugen und religiöse Lieder
anstimmten, endete mit einem verheerenden
Misserfolg. Die Skepsis innerhalb der japani-
schen Bevölkerung gegenüber der Gruppe ver-
stärkte sich, es bildeten sich Bürgerinitiativen
und die Presse stufte sie als gefährlich ein. Aum
interpretierte die Wahlniederlage als feindlichen
Angriff der Außenwelt und Asaharas Äußerun-
gen wurden in wachsendem Maße radikal, pes-
simistisch und fatalistisch (Reader 2000), bis
es schließlich mit dem Giftgasanschlag 1995
zur Eskalation kam. Im Januar 1996 wurde der
Aum der Status einer religiösen Körperschaft
entzogen, sie wurde allerdings nie verboten.
Gegenwärtig zählt sie etwa 2.100 Mitglieder,
steht unter strenger staatlicher Überwachung
(vgl. z.B. Mullins 2001: 81-82) und leistet Kom-
pensationszahlungen an die Opfer des Atten-
tats. Gerichtlich wurden bisher 30 ehemalige
Mitglieder zur Rechenschaft gezogen, 12 zum
Tode verurteilt. Asahara erhielt im Februar 2004
die Todesstrafe, wogegen jedoch Berufung ein-
gelegt wurde. Nach wie vor wird Aum von der
japanischen Regierung und Bevölkerung als
potenziell gewaltbereit betrachtet und eine
Wiedereingliederung ehemaliger Mitglieder in
die japanische Gesellschaft scheint kaum mög-
lich. Als Reaktion auf den Giftgasanschlag ent-
wickelten sich in Japan eine Anti-Kult-Bewe-
gung und Selbsthilfegruppen, die die Verant-
wortung der Religionsgemeinschaften einkla-
gen (Watanabe 2001).

Das Aum-Attentat wirkt sich bis heute in
mehrfacher Hinsicht negativ auf die Mobilisie-
rungsmöglichkeiten religiöser Bewegungen in
Japan aus. Innerhalb der Politik und der Bevöl-
kerung ist ein neues Bewusstsein für potenziell
gefährliche religiöse Bewegungen entstanden.
Vor dem Hintergrund eines neuen sozialen Kli-
mas, in dem der Schutz der japanischen Bevöl-
kerung vor potenziell gefährlichen religiösen
Gruppen Vorrang genießt gegenüber dem Schutz
der Religionsfreiheit, konnte eine Revision des
Gesetzes über religiöse Körperschaften von
1951 in Rekordzeit das Parlament passieren und
trat bereits am 15. Dezember 1995 in Kraft
(Mullins 2001). Seitdem muss sich jede religiö-
se Gemeinschaft beim Kultusministerium re-
gistrieren lassen und seine Bilanzen offen le-
gen; das Kultusministerium ist befugt, einen
Bericht ihrer Aktivitäten einzufordern und ver-
antwortliche Personen vorzuladen, falls Ver-
dacht auf gesetzeswidrige Aktivitäten besteht
(vgl. z.B. LoBreglio 1997).

3.2Der politische Einfluss der Sôka
Gakkai

Mit der Revision des Gesetzes über religiöse
Körperschaften versuchte die LDP auch, den
politischen Einfluss der Neuen Kômeitô zu reg-
lementieren, hinter der die religiöse Bewegung
Sôka Gakkai steht, mit etwa zwölf Millionen
Mitgliedern9 eindeutig die größte und wirtschaft-
lich einflussreichste religiöse Bewegung in Ja-
pan (vgl. LoBreglio 1997: 40). Die Kômeitô
stellte inzwischen eine ernste politische Bedro-
hung für die LDP dar. Deshalb brachte die LDP
die Machtansprüche der Aum und ihres Stifters
Asahara indirekt mit denen der Sôka Gakkai
und ihres derzeitigen Ehrenpräsidenten Daisa-
ku Ikeda in Verbindung. Die LDP nutzte die
Widerstände gegen die Sôka Gakkai, die in der
Öffentlichkeit fast allergisch abgelehnt wird
(Wieczorek 2000b). Ihre religiöse Intoleranz und
aggressiven Missionsmethoden haben ihr ein
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negatives Image eingebracht. Die Missionsme-
thode des shakubuku (‚Brechens und Unter-
werfens‘), wodurch solange Druck auf Nicht-
mitglieder ausgeübt wurde, bis sie konvertier-
ten, war nichtsdestotrotz effektiv, um die Grund-
lage für das immense Wachstum der Organisa-
tion zu schaffen. Die autoritäre und straff hier-
archisch durchstrukturierte Organisation, die
Mitgliederstärke und das finanzielle Potenzial
der Bewegungen sind dafür verantwortlich, dass
sich die Sôka Gakkai – trotz aller Widerstände
in der Bevölkerung, den Medien und Parteien –
auch politisch durchsetzen konnte. In der japa-
nischen Bevölkerung sitzt die Angst tief, dass
die Sôka Gakkai die Kômeitô einsetzt, um den
Nichiren-Buddhismus zur Staatsreligion zu er-
heben.10 Die Liberaldemokraten wiesen immer
wieder auf die in der Verfassung festgelegte
Trennung von Religion und Politik hin und stell-
ten die Legalität des politischen Einflusses der
Sôka Gakkai in Frage (Hrebenar 2000: 181-
182). Diese Strategie war jedoch nicht erfolg-
reich, denn die Sôka Gakkai-Mitglieder gaben
bei Wahlen ihre Stimmen weiterhin für die Kô-
meitô ab und sicherten so ihren politischen Ein-
fluss.

Im Oktober 1999 siegte dann der politische
Pragmatismus: Die LDP und die Kômeitô gin-
gen ein Regierungsbündnis ein. Die LDP konnte
dadurch die zur Verabschiedung wichtiger Ge-
setze notwendige Mehrheit im Oberhaus wie-
dererlangen, nachdem sie seit Juli 1998 nur im
Unterhaus über eine bequeme Mehrheit verfügt
hatte. Die Kômeitô ließ von ihrer Strategie der
ewigen Regierungsopposition ab, um mehr Ein-
fluss auf das Profil der nationalen Politik neh-
men zu können (Metraux 1999). Mit dem Re-
gierungsbündnis der LDP und Kômeitô waren
Spannungen im religiösen sowie im politischen
Umfeld beider Parteien vorprogrammiert. Auf-
grund der starken Skepsis gegenüber diesem
Regierungsbündnis verlor die LDP erheblich
an Zuspruch innerhalb der japanischen Bevöl-
kerung. Auch verschiedene einflussreiche und

mitgliederstarke Religionsgemeinschaften gin-
gen auf Distanz zu den Liberaldemokraten.

4 Trennung von Religion und Politik?

Aufgrund der relativ geschlossenen politischen
Gelegenheitsstrukturen in Japan bildeten sich
seit der Nachkriegszeit religiöse Bewegungen,
die größere Teile der Bevölkerung mobilisieren
konnten, sich überwiegend im soziokulturellen
Bereich engagierten, aber auch politisch aktiv
wurden. Die Sôka Gakkai war in dieser Hin-
sicht am erfolgreichsten, denn die von ihr ge-
gründete Partei Neue Kômeitô ist inzwischen
an der Regierung beteiligt. Allerdings sind mit
dem Regierungsbündnis von LDP und Neuer
Kômeitô neue religiöse Bewegungen in mehr-
facher Hinsicht zum Risikofaktor geworden, und
beide Parteien müssen neben dem Nutzen, den
sie aus der Koalition ziehen, auch erhebliche
Kosten in Kauf nehmen. Die LDP muss z.B.
bei Wahlen auf die Unterstützung anderer reli-
giöser Bewegungen verzichten und Stimmein-
bußen hinnehmen. Die pazifistisch geprägte
Neue Kômeitô ist ihrerseits aufgrund der Koa-
lition dazu gezwungen, ihre Politikinhalte an-
zupassen, dies zeigte sich erst kürzlich bei der
Frage der Entsendung von Truppen in den Irak.
Dies sorgt zunehmend für Unzufriedenheit un-
ter den Sôka Gakkai-Mitgliedern, die die haupt-
sächliche Wählerbasis der Neuen Kômeitô stel-
len. Derzeit ist die Neue Kômeitô allerdings
immer noch in der Lage, bei Wahlen fast 10%
der Sitze im Parlament zu erzielen, sodass sie
als drittstärkste Partei Japans ein attraktiven
Koalitionspartner – sowohl für die LDP als auch
die Opposition – ist.

Vor dem Hintergrund des Aum-Attentats
können jedoch die anderen neuen religiösen
Bewegungen nicht von den sich in den 1990er
Jahren öffnenden politischen Gelegenheitsstruk-
turen profitieren. Durch die seitdem ausgeprägt
negativen Einstellungen der japanischen Bevöl-
kerung gegenüber religiösen Bewegungen, die
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neuen restriktiven gesetzlichen Bestimmungen
und die Gegenmobilisierung der Anti-Kult-Be-
wegung, gestaltet sich für sie eine effektive
Ressourcenmobilisierung schwierig und sie zie-
hen sich häufig aus der Öffentlichkeit zurück.
Nichtsdestotrotz gehören religiöse Bewegun-
gen zu einem festen Bestandteil innerhalb der
japanischen Gesellschaft und Politik. Aufgrund
ihrer millionenstarken Mitgliederzahl bzw. Wäh-
lerschaft und Finanzkraft bilden sie auch
weiterhin eine bedeutende politische Kraft.

Allerdings haben sich im Gegenzug zu den
ungünstigen Gelegenheitsstrukturen für reli-
giöse Bewegungen die Mobilisierungspoten-
ziale für NGOs erheblich verbessert. Der Staat
hat ihnen durch ein 1998 erlassenes Gesetz
ähnliche Vorteile wie religiösen Bewegungen,
z.B. Steuererleichterungen, zugebilligt und
fördert sie u.a. finanziell. Zudem besitzen
NGOs inzwischen eine relativ breite gesell-
schaftliche Akzeptanz. Daher liegt die Ver-
mutung nahe, dass sich in Zukunft zwischen
religiösen Bewegungen und NGOs ein zu-
nehmender Wettbewerb um Mitglieder entwi-
ckelt. Um diesen Befund zu bestätigen sind
allerdings empirische Untersuchungen zu den
Rekrutierungsbasen dieser Bewegungen not-
wendig.
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Anmerkungen

1Im Gegensatz zu Europa, das maßgeblich
durch das Christentum geprägt wurde, ist die
japanische Kultur durch einen Pluralismus und
Synkretismus religiöser Traditionen gekenn-
zeichnet. Im Wesentlichen sind es die folgenden

einheimischen und von außen eingeführten
Haupttraditionen sowie Mischungen daraus, die
das religiöse Umfeld in Japan geformt haben:
Shintô, Buddhismus, Konfuzianismus, Taois-
mus, Christentum und verschiedene regionale
Volksreligionen.

2Eine synkretistische Gruppe, die sich selbst
als Mischung von Wissenschaft und Religion
versteht.

3Erst seit dem Giftgasanschlag der Aum
werden religiöse Bewegungen zunehmend im
Kontext sozialer Bewegungen behandelt und
entsprechende Theorien, die maßgeblich von der
westlichen Bewegungsforschung beeinflusst
sind, werden verstärkt beachtet (ausführlicher
Wieczorek 2002: 84).

4Diese Bewegung hat eigenständige Riten
und Praktiken aus dem japanischen esoterischen
Buddhismus (Shingon) entwickelt (vgl. Reader
1991, Prohl 2004).

5Sie hat ihre Wurzeln im Shintôismus, stellt
die Ahnenverehrung und die Reinigung bzw.
Heilung von Körper, Geist und Seele durch
Handauflegen in den Mittelpunkt ihrer Aktivi-
täten.

6Die Lehren der GLA, anhand derer die Mit-
glieder an sich selbst arbeiten, basieren insbe-
sondere auf dem Buddhismus und dem Chris-
tentum (vgl. Wieczorek 2002: 126-177).

7Die Shinnyôen ist eine sehr traditionell ge-
prägte Religionsgemeinschaft mit eigenständi-
gen Shingon-Riten. Zum rapiden Mitglieder-
wachstum der Bewegung in den 1970er Jahren
hat insbesondere beigetragen, dass die Mitglie-
der durch ein spirituelles Medium Kontakt mit
dem Jenseits aufnehmen können.

8Anhand von Schätzungen der Autorin auf-
grund von teilnehmenden Beobachtungen er-
scheint die Zahl von etwa 500.000 aktiven Mit-
gliedern eher realistisch.

9Nach eigenen Angaben zählt sie 8,1 Mio.
Haushalte (vgl. www.sokagakkai.or.jp). Die
Angaben der Mitgliederzahlen religiöser Bewe-
gungen sind häufig überhöht. Doch die Tatsa-
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che, dass die Sôka gakkai bei Wahlen ca. 7,5
Mio. Wählerstimmen mobilisieren kann (Köll-
ner 2002: 132), ist ein Indiz für die starke Mit-
gliederbasis. Die Zahl der aktiven Mitglieder
dürfte bei ca. 1,5 bis 2 Mio. liegen. Im Ausland
beläuft sich die Mitgliederzahl der Sôka gakkai
auf 1,36 Mio., davon 19.000 in Europa; auch in
Deutschland ist die Sôka gakkai vertreten (vgl.
www.sgi-d.org).

10Die Sôka Gakkai ist in der Tradition des
Nichiren-Buddhismus zu verorten, in dessen
Zentrum die Verehrung des Lotos-Sûtra (Sans-
krit: Saddharmapundarîkasûtra) steht. Bis zu
ihrer Exkommunizierung im November 1991
war sie offiziell als Laienorganisation der Ni-
chiren Shôshû registriert, seitdem fungiert sie
als eigenständige religiöse Bewegung. Die Ni-
chiren Shôshû (‚Wahre Schule Nichirens‘) be-
sitzt eine über 700 Jahre alte Geschichte und ist
eine der gegenwärtig über 30 Schulen, die sich
auf die Lehren des buddhistischen Mönchs Ni-
chiren (1222-1282) berufen. Dabei nimmt die
Nichiren Shôshû für sich in Anspruch, die ein-
zig wahren Lehren des Nichiren-Buddhismus
zu verkünden.
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Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges hat
sich die religiöse Landschaft in Deutschland tief-
greifend verändert. Es ist zunächst die wirtschaft-
liche und politische Globalisierung, die der
westlichen Welt – und seit dem Ende des Kalten
Krieges in wachsendem Ausmaß auch der östli-
chen – eine nie gekannte Pluralität religiöser und
weltanschaulicher Lehren beschert hat.

Neben den zahllosen fundamentalistischen
Gemeinschaften, die als Abspaltungen aus den
großen christlichen Kirchen hervorgegangen
waren, breiteten sich vor allem asiatische Reli-
gionen und religiöse Bewegungen aus, die ver-
schiedenen Schulen und Richtungen des Bud-
dhismus und Hinduismus.1

Infolge dieser Entwicklung gerieten die
Volkskirchen in eine Situation, die für sie neu
ist: Für eine wachsende Zahl religiös-suchen-
der Menschen erscheinen sie als eine Religion
unter Hunderten auf dem ‚Markt der Sinnange-
bote‘. Zwar werden die beiden Kirchen noch
auf lange Sicht die mitgliederstärksten und ge-
sellschaftlich einflussreichsten religiösen Insti-
tutionen bleiben. Dennoch schreitet die Dyna-
mik der Pluralisierung auch zu Beginn des drit-
ten Jahrtausends weiter ungebremst voran. Dies
lässt sich nicht allein dadurch erklären, dass die
Kirchen ihre Bindekraft einbüßen und religiöse
Alternativen sich im liberalen gesellschaftlichen
Klima der Gegenwart relativ ungehindert aus-
breiten können. Auch die Erwartungen an Reli-
gion und das Konzept der Religiosität haben
sich in den westlichen Gesellschaften tiefgrei-
fend gewandelt.

Religiosität gestaltet sich unter den Vorzei-
chen von Individualisierung und persönlicher
Autonomie immer weniger heteronom, auf ein
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Zur Delegitimierung religiöser Alternativen durch einen pluralisierungskritischen
Diskurs

außerhalb des Subjekts liegendes Objekt wie
Jesus, Gott, die Kirche etc. bezogen. Das mo-
derne Verständnis von Religiosität setzt eine
Kongruenz von persönlichen Lebenserfahrun-
gen, Bedürfnissen und Hoffnungen mit dem
jeweiligen ‚Heilsangebot‘ voraus (Flasche 1996:
280).

Dies hat Folgen für die Glaubwürdigkeit
ihres Weltverständnisses. Die Ablehnung der
Unterwerfung unter eine als absolut begriffene
Heilsinstanz richtet sich zugleich gegen eine
Kosmologie, die auf einer dualistischen Entge-
gensetzung von Mensch und Gott beruht. Für
die anthropozentrische Frömmigkeit der Gegen-
wart steht kein himmlischer Thron, sondern das
Individuum im Zentrum (Süss 1997). Diese
Entwicklung steht als Triebkraft hinter der Viel-
falt von Angeboten, die der ‚spirituelle Super-
markt‘ unserer Tage aufweist (s. a. Berger 1992:
39ff). Sie erklärt den Zustrom, den die intros-
pektiven Meditationsformen des Buddhismus
zu verzeichnen haben, die Vorliebe für Zen und
die monistischen Traditionen des Hinduismus,
dessen westlichen Ablegern auch deswegen ein
hohes Maß an Glaubwürdigkeit zugemessen
wird, weil sie den ontologischen Dualismus des
Christentums ablehnen.

1 Reaktionen auf die religiöse
Pluralisierung

Individualisierung und Globalisierung formen
also den Prozess der religiös-weltanschaulichen
Pluralisierung und drücken dem religiösen Sek-
tor ihren Stempel auf (vgl. Murken 2002). Vor
diesem Hintergrund entfaltet sich seit den frü-
hen 1970er Jahren ein pluralisierungskritischer
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Diskurs um die neuen religiösen Bewegungen2,
die in der Öffentlichkeit meist mit Begriffen wie
‚destruktive Kulte‘, ‚Sekten‘, ‚Psychosekten‘
etc. etikettiert und pauschal zu einer Gefahr für
den Einzelnen und die Gesellschaft stilisiert
werden.3 Demgegenüber kam ein akademischer
Diskurs anders als in Großbritannien und den
USA hierzulande nur ansatzweise zustande (vgl.
Süss 2002). Und die Anhänger dieser neuen
Richtungen kommen innerhalb dieses Diskur-
ses bestenfalls als Opfer raffgieriger Gurus und
gefährlicher Psychopraktiken vor.

Die Debatte, in der immerhin so weitreichen-
de Forderungen wie Verbote von Gruppierun-
gen und damit die Beschränkung des Verfas-
sungsrechts auf Religionsfreiheit artikuliert
werden, findet weitgehend ohne Rückgriff auf
wissenschaftlich gesicherte, empirische Daten
statt.4 Auch für das Bild der neuen Religiosität,
das von Politikern, kirchlichen Weltanschau-
ungsbeauftragten und Medienvertretern gezeich-
net wird, gilt, was die Sozialwissenschaftlerin
Birgit Rommelspacher für den gesellschaftli-
chen Umgang mit Fremdem insgesamt konsta-
tiert, dass nämlich die Gewissheit des Fremd-
bildes in einem eigenartigen Kontrast zur Un-
bekanntheit des Fremden stehe (vgl. Rommel-
spacher 2002: 10). Ohne ausreichende empiri-
sche Fundierung seitens der Wissenschaft aber
bleibt es bestimmten Interessengruppen über-
lassen, ihr Verständnis von nichtkonventionel-
ler Religiosität gesellschaftlich durchzusetzen
(vgl. Rommelspacher 2002: 12).

Noch in den 1950er und 1960er Jahren be-
schäftigte sich lediglich eine kleine Schar evan-
gelischer Theologen in der Evangelischen Zen-
tralstelle für Weltanschauungsfragen (EZW) mit
jenen Grüppchen von ‚Sehern, Grüblern, En-
thusiasten‘ (Hutten 1982), die sich an den Rän-
dern der Volkskirche gebildet hatten. Mit dem
Einsetzen der Anti-Sekten-Kampagne in den
1970er Jahren nahm die Zahl jener professio-
nell agierenden Pluralisierungsgegner deutlich
zu, die die religionsgeschichtlichen Veränderun-

gen vor allem als Bedrohung wahrnahmen
(Usarski 1988: 159ff). Immer mehr Pfarrer, Pri-
vatpersonen und Journalisten spezialisierten sich
als sog. ‚Sektenexperten‘. Heute sind in der
Bundesrepublik Deutschland etwa 60 kirchli-
che Weltanschauungsbeauftragte im Bereich der
EKD und der römisch-katholischen Kirche tä-
tig (vgl. Besier/Scheuch 1999: 11f).

Hinzu kommen weitere Beauftragte der Län-
der, ein eigenes Referat im Bundesfamilienmi-
nisterium und eine entsprechende Stelle im Bun-
desverwaltungsamt (vgl. Besier/Scheuch 1999:
11f). Diese sind im Bund-Länder-Gesprächs-
kreis ‚Sogenannte Sekten und Psychogruppen‘
und in einer Interministeriellen Arbeitsgruppe
‚Scientology‘ miteinander vernetzt. Weitere Ar-
beitsebenen wurden in den Ländern zwischen
einzelnen Ressorts etabliert.

Daneben existieren ca. 20 größere sog.
Selbsthilfegruppen wie ‚SINUS‘ in Frankfurt,
die ‚Aktion für geistige und psychische Freiheit‘
(AGPF) in Bonn und das ‚Sekten-Info‘ in Es-
sen, die mit öffentlichen Geldern bezuschusst
werden (vgl. Besier/Scheuch 1999: 17f). Weiter-
hin arbeiten zahlreiche private bzw. halb private
Gruppen auf regionaler und kommunaler Ebene,
in Behörden, Kirchengemeinden, Universitäten
und Fachhochschulen zu dieser Thematik.5

2 Die Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestages

Der wohl größte Erfolg des pluralisierungskri-
tischen Diskurses war die Einrichtung einer
Enquete-Kommission des Deutschen Bundes-
tages, die sich 1996 bis 1998 dem Themenkom-
plex ‚Sogenannte Sekten und Psychogruppen‘
widmete. Ihrem Abschlussbericht (Deutscher
Bundestag, Referat Öffentlichkeitsarbeit 1998;
Deutscher Bundestag, Enquete Kommission
‚Sogenannte Sekten und Psychogruppen‘ 1998)
stimmte die Mehrheit des Deutschen Bundesta-
ges zu; Bündnis 90/Die Grünen verabschiede-
ten dazu ein Sondervotum.

Der Sektenkomplex
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Grundlage der Beratungen waren sechs
Gutachten, die zur Aufgabe hatten, das Feld der
neureligiösen Bewegungen fachwissenschaft-
lich zu untersuchen. Die Sachverständigen ge-
langten in allen Gutachten zu dem eindeutigen
Ergebnis, dass von den Gemeinschaften des
religiös-weltanschaulichen Spektrums „im all-
gemeinen für den Einzelnen und den Staat keine
Gefahren ausgehen“ (Köster-Lossak 1999: 68).

Angehörige neureligiöser Gruppen dürften
keinesfalls einseitig als Opfer verstanden wer-
den, vielmehr handele es sich um Personen, die
sich offenbar gezielt jene Gemeinschaft ausge-
sucht hätten, die zu ihren spirituellen Bedürfnis-
sen am besten passt. Die gängige Annahme, dass
es Beeinflussungen durch problematische Psy-
chotechniken gebe, wurde von den Sachverstän-
digen unmissverständlich zurück gewiesen. Auch
die verbreitete Überzeugung, die Gruppen könn-
ten kaum aus eigener Anstrengung heraus wieder
verlassen werden, widerspricht empirischen Be-
funden, nämlich der in den untersuchten Organi-
sationen beobachteten hohen Fluktuation der
Anhänger und der relativ kurzen Mitgliedsdauer
(Köster-Lossak 1999: 68).

Konflikthafte Erfahrungen ließen sich zwar
ermitteln, dies gelte auch für einige Fälle von
Missbrauch sozialer Kontrolle in eng struktu-
rierten Gemeinschaften; all diese Phänomene
gingen jedoch keinesfalls über das Maß hinaus,
das sich auch in anderen, hinsichtlich ihrer emo-
tionalen Beziehungen vergleichbaren Institutio-
nen finde (Köster-Lossak 1999: 68). „Die Mit-
gliedschaft in neuen religiösen Bewegungen ist
demnach generell nicht schädlich. Die spekta-
kulären Fälle von Selbsttötungen im Ausland
und die terroristischen Anschläge von Aum in
Japan haben insofern einen Ausnahmecharak-
ter“ (Köster-Lossak 1999:68 ) (vergleiche auch
den Beitrag von Wieczorek in diesem Heft).

Dieselben Befunde formulierten die Sach-
verständigen auch für den gesellschaftlichen und
politischen Einfluss religiöser Minderheiten
sowie deren wirtschaftliche Interessen (Oster-

hagen 1999: 439). Vor diesem Hintergrund er-
staunt, welche gesetzgeberischen Handlungs-
empfehlungen die Kommission in ihrem Ab-
schlussbericht auflistet: Statt sich auf die For-
derung einer verstärkten sozial- und religions-
wissenschaftlichen Aufarbeitung der religi-
onsgeschichtlichen Veränderungen nach dem
Zweiten Weltkrieg zu beschränken, wird ein lan-
ger Katalog teilweise massiver rechtlicher und
sozialer Forderungen aufgestellt, darunter eine
Änderung des Vereins- und Steuerrechts, ein
Gesetz zur Regelung der gewerblichen Lebens-
bewältigungshilfe, die Sammlung entsprechen-
der Daten durch das Bundesverwaltungsamt
usw. (Deutscher Bundestag, Referat Öffentlich-
keitsarbeit 1998: 259ff). Die empirisch fundier-
ten Ergebnisse der Gutachten wurden bei der
Formulierung der Handlungsempfehlungen im
Hauptbericht offenbar nicht weiter berücksich-
tigt.6

3 Die Kontroverse um Scientology

Seit den frühen 1990er Jahren begann sich die
öffentliche Debatte auf die Scientology-Kirche
zu fokussieren. Dies geschah nicht etwa des-
halb, weil sich Scientology anders als in den
Jahrzehnten vorher verhalten hätte. Vielmehr trat
diese neureligiöse Bewegung die zweifelhafte
Nachfolge anderer Gruppierungen an, als diese
keinen Stoff für weitere medienträchtige Skan-
dalisierungen mehr boten. Der Neo-Sannyas-
Bewegung des indischen Gurus Bhagwan Shree
Rajneesh (später Osho) zum Beispiel, vor der
Kanzler Schmidt noch gewarnt hatte, dass sie
sich allmählich zu einer ernsten Bedrohung für
die Bundesrepublik Deutschland entwickele
(Tanner 1986: 26), ließ sich nach dem Tod ihres
exzentrischen Stifters keine Schlagzeile mehr
abgewinnen. Ähnliches traf auf die Children of
God zu, die partout keinen missionarischen Sex
mehr praktizieren wollten.

Im Juni 1997 erging ein Beschluss der Innen-
ministerkonferenz, die Scientology-Kirche
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durch die Verfassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder (außer Schleswig-Holstein)
beobachten zu lassen. Vorausgegangen waren
massive Vorwürfe, dass diese Gruppierung un-
ter dem Deckmantel einer Religionsgemeinschaft
verfassungsfeindliche Ziele verfolge, Methoden
der Wirtschaftskriminalität anwende und Psy-
choterror gegen ihre Mitglieder ausübe.

Bis heute ließen sich die Vorwürfe weder
durch Observationen noch durch Gerichtsver-
fahren erhärten; die Verfassungsschützer kamen
statt dessen zu dem Ergebnis, dass es sich bei
der Organisation um eine zwar lautstark und
mitunter aggressiv gegen ihre Gegner opponie-
rende Gruppe handelt. Insgesamt sei sie jedoch
wenig erfolgreich, was sich an den stagnieren-
den Mitgliederzahlen ablesen lasse. Diese lie-
gen seit Jahren bundesweit bei maximal etwa
5.000 Personen und keinesfalls bei 30.000 oder
sogar 300.000, wie häufig zu hören war.7 In
vielen Regionen Deutschlands ist die Sciento-
logy-Kirche überhaupt nicht vertreten. So müs-
sen alle Bemühungen, nach der Wende in Ost-
deutschland Fuß zu fassen, als gescheitert gel-
ten (Usarski 2000: 11). Auch die Wirtschafts-
kraft der Gruppe entspreche bestenfalls der ei-
nes mittelständischen Wirtschaftsunternehmens,
Anzeichen für eine Unterwanderung staatlicher
Institutionen durch Mitglieder der Scientology
wurden nicht gefunden. Diese Erkenntnisse
führten dazu, dass die Verfassungsschutzbehör-
den nach und nach ihre Beobachtungen einstell-
ten oder diese nur noch mit geringem Aufwand
weiterbetreiben.8

4 Eine umstrittene Studie aus
Bayern

Den vorläufigen Höhepunkt der Auseinander-
setzung mit Scientology bildet die 1999 unter
der Leitung der Münchener Professoren Nor-
bert Nedopil (Psychiater), Heinz Schöch (Straf-
rechtler) und Heinrich Küfner (Institut für The-
rapieforschung) begonnene Untersuchung über

unkonventionelle Psycho- und Sozialtechniken
bei Scientology (Küfner et al. 2002), die im
Auftrag des Bayerischen Sozialministeriums
erstellt wurde (Neumann 2003: 196). 2001
konnte die Untersuchung abgeschlossen wer-
den.

Die Ergebnisse der Studie lassen aufhorchen.
Dies nicht nur, weil die Befunde der Gutachter
den Erkenntnissen der Ermittlungsbehörden di-
ametral zu widersprechen scheinen, sondern vor
allem auch deshalb, weil ‚eine Strafbarkeit we-
gen der Bildung einer kriminellen Vereinigung’
und ‚Anhaltspunkte für die Erwägung eines
Vereinsverbotes‘ gesehen werden.9 Damit zeich-
net sich zum ersten Mal in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland am Horizont das
mögliche Verbot einer Religionsgemeinschaft
ab.

Die Gutachter gelangten zu dem Ergebnis,
dass „sowohl mehrere Bereiche der Tätigkeit
wie auch die innere Struktur der Scientology-
Organisation im Widerspruch zu zentralen Prin-
zipien unserer Rechtsordnung“ (Küfner et al.
2002: 26) stünden. Angeprangert werden nicht
nur die Behandlung von Mitarbeitern, die mit-
hilfe eines internen Normensystems „umfassend
überwacht und zu ständiger Leistungssteige-
rung gezwungen“ würden (Küfner et al. 2002:
26). Selbst kleinere Fehlleistungen zögen die
interne Bewertung als „Straftat“ und entspre-
chende Sanktionierungen nach sich.

Die von Scientology praktizierten Dienst-
leistungen brächten die „Möglichkeit strafbarer
Handlungen“ mit sich (Küfner et al. 2002: 26).
„Viele der angebotenen Kurse sind als strafbare
unerlaubte Ausübung von Heilkunde anzuse-
hen, soweit sie von Personen durchgeführt wer-
den, die keine Zulassung als Heilpraktiker be-
sitzen“ (Küfner et al. 2002: 26). Ferner diag-
nostizieren die Autoren in Lehre und Praxis der
Scientology Verstöße gegen das Grundrecht auf
Wahrung der Menschenwürde, das allgemeine
Persönlichkeitsrecht und den Schutz von Ehe
und Familie (Küfner et al. 2002: 26). „Men-
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schenverachtende Äußerungen ... begründen
teilweise eine Strafbarkeit wegen Volksverhet-
zung“ (Küfner et al. 2002: 27). Wegen „der or-
ganisationstypischen Zielstraftaten“ in Bezug
auf das Heilpraktikergesetz und Bestimmungen
des Strafgesetzbuches „ist schließlich sogar an
eine Strafbarkeit wegen Bildung einer Krimi-
nellen Vereinigung (§ 129 StGB) zu denken“
(Küfner et al. 2002: 27).

Die Studie erntete scharfe Kritik. Vorgewor-
fen werden ihr gravierende Mängel hinsichtlich
der Untersuchungsmethode, ihrer empirischen
Basis und der Inhaltsanalyse von Scientology-
Schriften.

Die Herausgeber hatten die Auflage, „min-
destens 10 bis möglichst 15 ehemalige Mitar-
beiter/Mitglieder zu befragen“ (Frenschkowski
2002: 338). Die spezifischen Wahrnehmungen
dieser Ehemaligen durch eine Befragung prak-
tizierender Scientologen als Kontrollinstanz zu
ergänzen, hätten die Gutachter offenbar nicht in
Erwägung gezogen (Frenschkowski 2002: 341).
Außerdem wird kritisiert, dass die Gutachter
offenbar ausschließlich zu solchen Experten
Kontakt suchten, die als Therapeuten, Pfarrer
und Berater mit Scientology in ‚belasteten‘ Si-
tuationen zu tun hatten. Religionswissenschaft-
ler, Theologen und Soziologen, die sich fach-
lich mit Scientology befasst und eine Position
eingenommen haben, die keineswegs unkritisch
ist, wurden dagegen nicht berücksichtigt. Der
evangelische Theologe Marco Frenschkowski,
ausgewiesener Scientology-Fachmann und Ver-
fasser einer religionswissenschaftlichen Stel-
lungnahme zur Studie fragt, ob die Herausge-
ber unabhängige Kenner von Scientology etwa
deswegen nicht befragt hätten, damit ein er-
wünschtes Ergebnis nicht in Gefahr gerate
(Frenschkowski 2003: 335f).10

Zur Analyse von Scientology-Schrifttum
bemerkt er, dass aus dem Fundus der reichen,
fast komplett über den Buchhandel zu bezie-
henden Primärquellen fast nichts benutzt wor-
den sei: „Auch hier wird sich leider die Frage

nach den erkenntnisleitenden Interessen der er-
staunlichen Selektion nicht umgehen lassen,
zumal die Autoren ... ihrer Literaturanalyse der
‚authentischen Quellen‘ einen so zentralen Platz
in ihrer Untersuchung einräumen“ (Frensch-
kowski 2003: 353).

5 Koexistenz und Toleranz statt
Kampf gegen Religionen

Die Diskussion um ein mögliches Verbot der
Scientology-Kirche markiert einen vorläufigen
Höhepunkt in der gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzung mit der nichtkonventionellen Religi-
osität. Seit drei Jahrzehnten leistet sich diese
Republik eine Debatte zur religiös-weltanschau-
lichen Pluralisierung, die anhand wechselnder
Objekte jeweils die gleiche Botschaft transpor-
tiert: Die nichttraditionelle Religiosität sei kon-
fliktträchtig und müsse daher bekämpft wer-
den. Schon jetzt ist absehbar, dass auch Scien-
tology keineswegs den Abschluss dieser Aus-
einandersetzung bildet; vielmehr zeichnen sich
die alternativen Heilmethoden und das Feld der
freien Lebenshilfe als Schauplätze für deren
Neuinszenierung ab (Frankfurter Rundschau
vom 10.08.2004, 27).

Die Enquete-Kommission ‚Sogenannte Sek-
ten und Psychogruppen‘ hatte in ihren Hand-
lungsempfehlungen bereits ein Gesetz zur Re-
gelung der gewerblichen Lebensbewältigungs-
hilfe empfohlen (Deutscher Bundestag, Referat
Öffentlichkeitsarbeit 1998: 296). Dieses Gesetz
zielt direkt auf den Bereich der alternativen und
spirituellen Heilverfahren. Kritiker befürchten,
dass die Berufs- und Wahlfreiheit von Men-
schen eingeschränkt und überdies durch die
vorgesehenen rigiden Haftungs- und Entschä-
digungsregelungen unliebsame Konkurrenten
für die konventionellen Anbieter ausgeschaltet
werden sollen (Gambke 1998: 46). Dass die
parlamentarische Beratung noch nicht zum Ab-
schluss gekommen ist, dürfte aber im Eigenin-
teresse der Kirchen liegen: Sie müssten nämlich
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befürchten, auch mit ihren Angeboten unter die
Neuregelungen zu fallen.

Bemerkenswert auch dies: Als der Deutsche
Bundestag in der letzten Legislaturperiode ein
Antidiskriminierungsgesetz beriet, war die Evan-
gelische Kirche mit dem geplanten Verbot reli-
giöser Diskriminierung nicht einverstanden und
beharrte auf einem Sonderstatus (Neues
Deutschland vom 29.05.2002). Anscheinend
fürchtete man, dass ein solches Gesetz die Ar-
beit kirchlicher Sektenbeauftragter erschweren
würde.

In einer global offenen Gesellschaft gelingt
es religiösen Gemeinschaften heute nicht mehr,
selbstevidente Wahrheiten in abgeschotteten
kulturellen Kontexten zu vertreten. Vielmehr ste-
hen ihre jeweiligen Wahrheitsansprüche mit de-
nen anderer Glaubensgemeinschaften im Wett-
bewerb (Leggewie 2001: 21f). Dies betrifft in
besonderem Maße die christlichen Kirchen, die
innerhalb einer pluralisierten Religionsland-
schaft nur noch als primi inter pares herausra-
gen (Leggewie 2001: 24).

Die Intention des pluralisierungskritischen
Diskurses, durch eine öffentliche Pathologi-
sierung die Mitgliedschaft in einer neureligiö-
sen Bewegung als zerstörerischen Irrweg hin-
zustellen, zielt in letzter Konsequenz darauf
ab, die Option der freien Wahl zwischen religi-
ösen Alternativen zu delegitimieren (Seiwert
2004: 88). Es sind deshalb auch nicht die ein-
zelnen ‚Sekten’ an sich, die die kirchliche Do-
minanz bedrohen, sondern es ist die Vorstel-
lung, dass alle Religionen prinzipiell gleich-
wertig sind und allen Menschen als Optionen
offen stehen (Seiwert 2004: 87). Erst die Wahl-
möglichkeit zwischen einer Vielzahl von Sinn-
angeboten nämlich bedroht den Status Quo der
althergebrachten religiösen Ordnung und sie
irritiert, so darf hinzugefügt werden, zugleich
jene gesellschaftlichen Gruppen, die auf die
eine oder andere Art auf diese Ordnung bezo-
gen sind. Deshalb muss der Bevölkerung die
Urteilskraft abgesprochen werden, in Sachen

Religion für sich selber sorgen zu können, wie
der Religionssoziologe Hubert Seiwert bemerkt
(Seiwert 2004: 90f).

Der pluralisierungskritische Diskurs
schweißt Interessengruppen zusammen, die
sonst eher entgegengesetzten Lagern angehö-
ren, darunter linke Medienvertreter, Sozialde-
mokraten und die Verfechter eines aufgeklärten
Säkularismus, die sich zwar notgedrungen mit
dem Vorhandensein gezähmter Volkskirchen ar-
rangiert haben, denen sonst aber alles Religiöse
ein Gräuel ist. Sie agieren im Verein mit Kon-
servativen, Theologen und den Sachwaltern des
staats-kirchlichen Status Quo, die dafür kämp-
fen, dass die noch vorhandenen Reste des volks-
kirchlichen Einflusses nicht noch weiter ero-
dieren und die Gesellschaft in einen aus ihrer
Sicht undifferenzierten Laizismus abgleitet.

Die Delegitimierung der freien Entschei-
dungswahl des Individuums kann vielleicht noch
eine Zeit lang die Fiktion aufrecht erhalten, dass
es auf dem Gebiet des Religiösen nur Kirchen-
mitgliedschaft, vielleicht gerade noch die Parti-
zipation an einer der anderen sog. Weltreligio-
nen, schließlich noch Religionslosigkeit, sonst
aber weiter nichts geben kann. Das Rad der
Religionsgeschichte lässt sich jedoch nicht mehr
zurückdrehen. Deshalb gilt für den Prozess der
religiös-weltanschaulichen Pluralisierung insge-
samt, was Claus Leggewie mit Blick auf die
Präsenz des Islam in Deutschland so formu-
liert: „Die religiös-politische Achse dreht sich
... weg von der fiskalischen, sozial- und bil-
dungspolitischen Bevorzugung der christlichen
Konfessionen hin zur marktförmigen Koexis-
tenz aller möglichen Bekenntnisse“ (Leggewie
2001: 26).

Es genügt aber nicht, das Faktum der religi-
ösen Pluralität lediglich zu benennen. Vielmehr
ist ein gesellschaftlicher Lernprozess erforder-
lich, der einen angemessenen Umgang mit die-
sem Faktum einübt. Auch von den minoritären
Religionsgemeinschaften darf dabei erwartet
werden, dass sie sich an diesem Lernprozess

Der Sektenkomplex



84

beteiligen und den demokratischen Konsens
respektieren.

Dr. theol. Joachim Süss (geb. 1961), Refe-
rent am Thüringer Institut für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und Medien, Leiter der
Kontaktstelle neureligiöse Bewegungen /Son-
dergemeinschaften, Lehrbeauftragter an der
Friedrich-Schiller-Universität Jena, zahlreiche
Veröffentlichungen zum Themenkomplex. Sei-
ne Mail-Anschrift lautet: JSuess@thillm.
thueringen.de.

Anmerkungen

1Einen religionswissenschaftlichen Über-
blick über die Entwicklung und ihre religions-
historischen Hintergründe bietet Flasche (1996).

2Zu den religionsgeschichtlichen Hintergrün-
den und der Diskursstruktur des pluralisierungs-
kritischen Diskurses vgl. Süss (2000).

3Eine Analyse der Stereotypen und Mythen,
die dieser Debatte zugrunde liegen, findet sich
bei Barz (2000).

4Die Anfänge des pluralisierungskritischen
Diskurses in Deutschland beleuchtet Usarski
(1988).

5Die Publikation ‚Über die Brücke zum
Wachturm‘, hg. vom Referat Sekten und Psy-
chokulte des Studentenrates der TU Dresden
(1998), listet allein 76 Sektenberatungsstellen
in Deutschland auf.

6Siehe Sondervotum von Bündnis/90 – Die
Grünen (Deutscher Bundestag, Referat Öffent-
lichkeitsarbeit 1998: 314ff).

7So bereits 1998 in: Der Spiegel 39, 17.
8Das Verwaltungsgericht Berlin entschied im

Dezember 2001 zugunsten der Scientology und
gegen ihre Beobachtung durch den Verfassungs-
schutz, vgl. Der Tagesspiegel vom 2.09.2003.

9So die Kurzfassung der Studie von Küfner
et al. (2002: 28ff).

10Frenschkowski wurde vorgeworfen, dass
er seine religionswissenschaftliche Stellungnah-

me im Auftrag von Scientology verfasst hat.
Abgesehen davon, dass er dies in der Einlei-
tung zu seiner Studie offen legt, sehen wir uns
nicht als berechtigt an, die von ihm vorgetrage-
nen, schlüssigen Analysen im Fachdiskurs zu
übergehen.
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FORSCHUNGSBERICHT
....................................................................................................................................

Geburtshelfer oder Jungbrunnen?
Das Verhältnis von Religion und sozialer
Bewegung am Beispiel der DDR-
Friedensbewegung

uvm. sie alle haben zu DDR-Zeiten, durchaus
in verschiedene Richtungen, an jenem Stein ge-
schoben, der Ende der 1980er ins Rollen kam
und 1989 ihnen völlig den Händen entglitt.3 An
unterschiedlicher Stelle haben Sie das Steinwäl-
zen fortgesetzt, in der Arbeit mit Langzeitar-
beitslosen, dem Einsatz für Frieden auf dem
Balkan oder in der Fortführung des ältesten noch
aktiven Friedensseminars der DDR.

Fokussiert auf das Thema des Heftes, wer-
de ich im folgenden speziell die Funktion der
christlichen Religion für den Beginn  und vor
allem für die Langlebigkeit dieses Engagements
in aller Kürze darzustellen versuchen.

Initiativimpulse
Christian Smith zufolge ist die Religion die
„midwife“, die Hebamme sozialer Bewegun-
gen (Smith 1996: 16). Diese einfühlsame Zu-
schreibung wird Sie sich aber in meinem Fall
mit dem SED-Staat teilen müssen. Inmitten der
„Integrierten Generation“ (Lindner 2003: 35ff)
der um 1945 bis 1960 Geborenen, die besonders
fest und nachhaltig in der DDR verwurzelt war,
schuf die DDR mit ihrer zunächst ausgrenzen-
den Kirchenpolitik ein distanziertes christliches
Protestmilieu. Als Beispiel sei Herr A. zitiert:
„Also den Zehnjahresabschluss zu machen, das
war nicht möglich weil ich konfirmiert worden
bin.“ (Herr A: 18f) Diese Benachteiligungser-
fahrungen sind allen Interviewten gemeinsam.
Am Beginn des Engagements steht also ein
staatlich provozierter „Abstoßungseffekt“
(Hirschman 1988: 88). Diese Distanz wiederum
wird in den meisten biographischen Texten ver-
stärkt durch das DDR-kritische kirchliche Um-
feld. Wo wird  aber der Beginn des Engage-
ments verortet? Hier lassen sich zwei idealtypi-
sche Initiativimpulse unterscheiden und ge-
schlechtspezifisch zuordnen.

Die Männer werden in ihrer Rolle als Staats-
bürger konfrontiert mit der Entscheidung sich
zur NVA anwerben zu lassen oder aber mit der
Einführung der Wehrpflicht 1961 den Wehr-

„Eigentlich kannst du, wenn du Friedensarbeit
machst, kannst du eigentlich, wenn du kritisch
hinguckst nur den Strick nehmen (hm) weil’s
eigentlich ziemlich sinnlos ist – kurzfristig ge-
sehen.“ (Frau D: 727ff)1 Man muss nicht gleich
des Lebens müde werden ob der, auf den ersten
Blick, Vergeblichkeit des Engagements. Den
Strick zu nehmen kann ja metaphorisch auch
bedeuten, den Vorhang der politischen Bühne
zu schließen, abzutreten und sich fortan dem
privaten Glück zu widmen. Das Zitat aus einem
der biographischen Interviews führt aber
unversehens zu Albert Camus. Der Selbstmord
sei eine Grundfrage der Philosophie, so heißt
es bei ihm, geht es doch darum, ob sich das
Leben lohne (Camus 1997: 10ff) oder eben der
Kampf gegen das Elend der Welt. Seine Ant-
wort ist die Mythenfigur des Sisyphos, der ver-
dammt wurde zum aussichtlosen Kampf gegen
den Gipfel des Berges. Aussichtslos, da der
mühsam hinaufgewuchtete Stein unablässig
wieder herunterrollt. Und doch sei Sisyphos in
diesem vergeblichen Tun eigentümlich glück-
lich. In meiner Magisterarbeit, mit dem Titel
„Engagement trotz Enttäuschung. Eine biogra-
phieanalytische Untersuchung von Triebkräf-
ten gesellschaftlicher Veränderung“ habe ich
mich der Beantwortung dieser Frage explorativ
genähert: Was veranlasst Menschen, allen Ent-
täuschungen und Rückschlägen zum Trotz, in
einem bestimmten Segment sozialer Bewegun-
gen über Jahrzehnte hinweg aktiv zu bleiben?
In narrativ-biographischen Interviews wurden
8 Oppositionelle aus der unabhängigen kirchli-
chen DDR-Friedensbewegung befragt2, die heu-
te noch aktiv sind, über den 1989er Zeitenbruch
hinaus. Die Ärztin, der Pfarrer, der Kraftfahrer
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dienst abzuleisten bzw. zu verweigern. Und ab
1964 gab es mit den sogenannten Baueinhei-
ten der NVA (Bausoldaten) die Möglichkeit
eines waffenlosen Wehrersatzdienstes. Für die
DDR-Opposition wurde dieses protestantisch
dominierte Milieu von Kriegsdienstverweige-
rern zu einer ihrer wichtigsten Keimzellen.
Weniger beachtet wird in der Geschichtsschrei-
bung der andere Typ. Die Frauen werden in
ihrer Rolle als Mütter mit der DDR-Wirklich-
keit konfrontiert. Sollen die Kinder Mitglied
in den staatlichen Jugendorganisationen mit
den ausgeprägten Bestandteilen der vormilitä-
rischen Erziehung werden? Wie geht man mit
den starken Umweltbelastungen um? Dazu die
gelernte Krankenschwester Frau D: „Dann hab
ich 1983 ein viertes Kind gekriegt. Und äh
parallel etwa mit der Geburt unserer Tochter
fiel dann, dass die Wehrkreiskommandos Wehr-
pässe an medizinisches Personal, an Frauen
ausgaben. Als Folge ham wir dann dort ne Frie-
densgruppe gegründet, ’84 glaub ich.“ (Frau
D: 126ff) In diesen Entscheidungs- bzw. Be-
kenntnissituationen wird die Religion für die
Legitimation nonkonformen, aus Sicht des
Christentums normkonformen Handelns in
Anspruch genommen.4 Entweder durch den
Bezug auf das alttestamentliche Tötungsver-
bot der 10 Gebote oder allgemeiner als Zeug-
nis eines christlichen Auftrages. Die Mobili-
sierung und Legitimation des Engagements ist
die Hauptfunktion innerhalb dieser komple-
xen Ausgangskonstellation von Abstoßungs-
effekten, der geschlechtsspezifischen Konfron-
tation mit Entscheidungssituationen, den bio-
graphisch präsenten, fremd- oder selbsterleb-
ten Weltkriegserfahrungen, einem systemüber-
greifenden Politisierungsschub im Zuge des
Prager Frühlings und der Studentenunruhen
und schließlich der Schreckwirkung der ato-
maren Selbstvernichtung. Die Religion ist da-
her tatsächlich ein wichtiger Geburtshelfer, sie
bietet die moralischen Anreize für das Enga-
gement (Opp 1994: 21).

Persistenzbedingungen
Diesen unterschiedlichen Initiativimpulsen
folgte die Gründung und Mitarbeit in diversen
Friedens- und Umweltgruppen und bedeuten-
den Großereignissen der DDR-Opposition5,
folgte das jahrzehntelange Engagement. Wie
aber plausibilisieren die Befragten jene Lang-
lebigkeit?

Zunächst fällt das Missverhältnis zwischen
den subjektiven Kosten und dem objektiven
Nutzen der Arbeit auf. Vor allem die Laienchris-
ten, die nicht unter dem schützenden Dach der
Kirche Beschäftigten, waren starken Einschrän-
kungen bei Berufs- und Studienwahl oder etwa
bei der Wohnungssuche ausgesetzt. Hinzu
kommt die allgegenwärtige Dauerbeobachtung,
die innerbetrieblichen Disziplinarmaßnahmen
durch den Parteisekretär, Ordnungsstrafen,
Hausdurchsuchungen, Vernehmungen, Inhaf-
tierungen. Dieses Missverhältnis wird aber in-
nerhalb der christlichen Religion als Ideal um-
gedeutet. „Kirche muss eine Probiergemein-
schaft sein, sozusagen ̀ ne Austestgemeinschaft.
Christen müssen diejenigen sein, die am ehes-
ten bereit sind, Risiken einzugehen, weil sie
sozusagen aus einer unheimlich gesicherten
Grundposition heraus dies machen können.“
(Herr E: 1185ff) Die Selbstprivilegierung, eine
„gesicherte Grundposition“ zu haben, spielt
nicht auf materiellen Besitz an. Gemeint ist et-
was, das die Theologie Glaubens- bzw. Heils-
gewissheit nennt. Diese religiöse Selbsteinbet-
tung wird nun Vorraussetzung für ein Leben,
dass Benachteiligungen riskiert, dafür aber im
verändernden Engagement sein spezifisch
christliches Profil zu gewinnen sucht.6 In der
Bindung an dieses Ideal gründet auch und vor
allem der subjektive Nutzen des Engagements
trotz Enttäuschung. Aus Sicht der sozialen Be-
wegung liegt die Hauptfunktion der Religion
darin, dass Handlungshemmnisse abgebaut
werden und sich somit die Mobilisierungsbe-
reitschaft erhöht – zumal in einem totalitären
Weltanschauungsstaat.
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Das zentrale Bezugsproblem innerhalb der
biographischen Selbstpräsentationen ist die
Motivation über so lange Zeiträume und dort
speziell der Umgang mit Enttäuschungen. Das
politische Engagement ist, abstrakt gesprochen,
hineingespannt in die beiden Pole von Erwar-
tung und Erfüllung. Dieser Zwischenraum, die-
se Spannung ist die eigentliche Triebkraft des
Engagements. Die Erfüllung kann erhofft wer-
den, dann bezieht sie sich positiv auf die Reali-
sierung gesellschaftlicher und politischer Alter-
nativen, oder aber die Erfüllung wird gefürch-
tet. Schreckbilder wie die atomare Selbstver-
nichtung drängen dann zur Untergangsverhin-
derung. Diese beiden Motivationstypen, die
Erfüllungssehnsucht (utopisch) und die Unter-
gangsverhinderung (dystopisch) sind idealty-
pische Grundorientierungen in den Interviews.

Die Enttäuschung ist nun die Erfahrung, dass
sich Wunschbilder gesellschaftlichen Zusam-
menlebens nur mühsam realisieren lassen, dass
Kriege selten verhindert werden. Entgegen die-
ser Erfahrungen wird in den Interviews der Er-
folg langfristig unterstellt. „Das andere ist och,
dass ich von einem Menschenbild ausgehe, äh
was mir das ermöglicht, einfach och dran zu
glauben, und das ist, da merke ich och, dass ich
da sicher och im Widerspruch mit manchen Leu-
ten stehe, äh und das, aber, nicht ohne Grund
der christliche Glaube, das humanistische Ver-
ständnis von Mensch, mich prägt och dran zu
glauben, dass sich was verändert, und dass ich
och was erreichen kann“ (Frau D: 800ff.) Die-
ses Zitat verweist auf die wichtige Eigenschaft
der Kreativität religiöser Ideen. Kreativität meint
das menschliche Vermögen sich Nicht-Gegen-
wärtiges, Abwesendes, auch Noch-Nie-Dage-
wesenes zu vergegenwärtigen (Popitz 2000:
95f). Dieses Tun-als-ob, der Glaube an das
christliche Bild, dass der Mensch gut sei, führt
zur Unterstellung der Veränderbarkeit gesell-
schaftlicher Wirklichkeit. Neben dieses Kern-
element christlicher Hoffnung tritt die jenseiti-
ge Hinauszögerung der Erfüllung. Dazu sei Herr

H. zitiert: „Ich geh net kaputt, oder mein Leben
geht net kaputt, mein Leben verliert net an Wert,
an Sinn, wenn die Utopien oder meine Zielvor-
stellungen oder meine Träume und Wünsche
net erreicht werd’n. (hm) Im Gegenteil würde
ich eher sagen, es macht’s lebenswerter, wenn
ich die Träume weiter hab, weil ich hoffe das se
mich lebendig halten. Die, also, irgendwo kom-
men die mal im Unendlichen ans Ziel.“ (Herr H:
1463ff.) Diese sehr viel radikalere Erfolgsun-
terstellung, die Hinauszögerung der Erfüllung,
hat die doppelte Funktion der Handlungsmoti-
vation, als auf Dauer gestellte Erfüllungssehn-
sucht, und dient aber zugleich der Handlungs-
entlastung. Der Engagierte entbindet sich vom
Erfolgsdruck des Handelns. „Wir haben es nicht
in der Hand, was aus unseren Aktivitäten wird,
aber sie müssen gemacht werden“ (Frau B:
275f); oder „wenn man das Gefühl hat, es ist
eigentlich unendlich viel tun, dass man da meint,
man muss  die Erde auf die eigene Schulter
nehmen wie Atlas, (hm) sondern sacht, gut, dass
was ich tragen kann trag’ ich, (...) dass andere,
mein Lieber mein Lieber äh da oben, dass ist
jetzt sein Job, dass musst du jetzt tragen.“ (Herr
E: 925ff.) Jene entlastende Verwirklichungsver-
zögerung möchte ich halbiertes Engagement
nennen. Die Befragten beschreiben sich zwar
als Subjekt des Engagements, aber nicht als Sub-
jekt der Verwirklichung – sie wird dem Gott der
christlichen Religion zugerechnet. Die Selbst-
instrumentalisierung für die „Sache des Chris-
tentums“ folgt dem Modell der begrenzten Mit-
arbeit7 – nichts anderes als diese Arbeitsteilung
meint halbiertes Engagement. Das Besondere
daran ist, dass das Engagement eigentlich ir-
disch nie zum Ende kommt – die Spannung
zwischen Erwartung und Erfüllung ist auf Dau-
er gestellt. Die christliche Religion kann daher
eigentlich eine nie versiegende Quelle enttäu-
schungsresistenter Hoffnung sein. Als Motiva-
tion nennt Herr H. „die Sehnsucht nach Wirk-
lichkeiten, die ich net unbedingt erreichen muss,
aber auf wo ich mich gern auf’n Weg mach die
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zu verwirklichen (hm) und die mir och wieder
de Kraft geben, mich auf dem Weg zu halten.“
(Herr H: 1481ff.) Der Theologe Paul Tillich
nennt dieses spezifische Modell christlicher
Weltgestaltung „Geist der Utopie“. Die Vor-
stellung einer idealen Gesellschaft hat zwei Di-
mensionen: eine innergeschichtliche und eine
übergeschichtliche. Tillich benennt dementspre-
chend die zwei grundlegenden Irrtümer: der
„Utopismus“ sucht die Erfüllung ausnahms-
los innergeschichtlich und kann zur totalitären
Paradies-Erzwingung führen, während auf
christlich-religiöser Seite bestimmte Strömun-
gen die Erfüllung ausschließlich übergeschicht-
lich suchen und so jede Veränderung der Welt
auf das Jenseits vertrösten. Den „Geist der
Utopie“ zeichnet aus, dass er um die Gefahren
der beiden Irrtümer weiß und zwischen ihnen
vermittelt. Für Tillich bedeutet dies, dass es
Augenblicke innergeschichtlicher Erfüllung
gibt, dass diese Durchbruchsmomente aber
„nicht das Reich Gottes, sondern das fragmen-
tarische, vorwegnehmende, immer gefährdete
Bild des Reiches Gottes in einer spezifischen
Periode der menschlichen Geschichte sind“
(Tillich 1963: 156). Diesem Nicht-Drängen auf
Verwirklichung wohnt ein selbstbegrenzendes,
antitotalitäres Element inne. Gerade die Erfah-
rung des Scheiterns der großen Gesellschafts-
veränderungsprojekte, das bejubelte oder be-
trauerte Ende der Utopien und großen Erzäh-
lungen, macht dieses religiöse Vergegenwärti-
gungsmodell so interessant.

Halten wir fest: Eine weitere wichtige Funk-
tion der Religion ist die Dauermobilisierung
des Engagements trotz zahlreicher Enttäu-
schungen.

Strategien
Im Folgenden einige Beobachtungen zum Ein-
fluss der Religion auf die Strategien und Ziele
der Akteure.

Auch hier fördert die Kreativität religiöser
Ideen das Tun-als-ob. Herr H: „wenn ich mich

mit’n Schuldirektor auseinandergesetzt hab,
über Wehrerziehung und solche Geschichten,
da bin ich manchmal dann anschließend nach
Hause gekommen und hab mit der (Name der
Ehefrau) drüber gesprochen. Und hab immer
gesagt, äh, ich kann mir vorstellen, dass ich
eines Tages irgendwann, wenn mor im Reich
Gottes sind (...) mit’n Direktor, am Tisch sitz
und wir trinken een Glas Wein und sag´n
Mensch, was war’n wir damals für Arschlö-
cher, über welchen Kleinkram ham wir uns
gestritten. Genauso wie wo ich aus’n Knast
rauskam, hab ich zur (Name der Ehefrau) ge-
sagt, ich kann mir vorstellen, mit mei’m Ver-
nehmer, der mir’s Leben net leicht gemacht
hat, mit dem een Glas Bier zu trinken“ (Herr
H: 1070ff). Jene eschatologische Totalinklusi-
on verbindet das christliche Ideal versöhnter
Tischgemeinschaft im Abendmahl und das
Reich Gottes. In diese versöhnte Stammtisch-
Gemeinschaft (man zecht zusammen) wird der
politische Gegner (ungefragt) mit eingeschlos-
sen. Der Wirklichkeit, der Welt des Alltags
werden kontrastierende „Als-ob“-Eigenschaf-
ten unterstellt (Schütz 1971: 271f). Diese
Konstellation sich überschneidender Wirklich-
keitsbereiche ermöglicht es, den politischen
Gegner zu behandeln, als ob er der imaginier-
te, christlich behauptete Menschenbruder wäre.
Sie ermöglicht die zeitweise Distanzierung von
einem Freund-Feind-Schema und damit eine
nicht verbitternde Einstellung gegenüber dem
politischen System.

In der Selbstbeschreibung der Interviewten
wird das eigene Handeln am biblischen Vorbild
der ‚Umkehr’ orientiert. ‚Umkehr’ meint, dass
der Veränderung der Gesellschaft notwendig die
Veränderung des persönlichen Lebensstiles vo-
rausgehen muss. Herr E: „für eine Veränderung
der Welt (...), dass das beides nur miteinander
gelingen kann, nur wenn Menschen, die selbst
sozusagen auf dem Wege der Veränderung sind,
dass die auch sozusagen auch die Akzeptanz
haben und auch die Kompetenz haben die poli-
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tische Veränderung voran zu bringen, äh und
dann auch die Autorität, bei denen vielleicht
haben, die sich da noch ein bisschen sträuben,
zumindest die Glaubwürdigkeit haben nich“
(Herr E: 802f). Dieses christliche Handlungs-
ideal der Lebensstilorientierung eröffnet den
Raum für das Experimentieren und Einüben
neuer sozialer Praktiken, für die Herstellung und
Realisierung sogenannter „working utopias“
innerhalb sozialer Bewegungen (Crossley 1999:
809f).

Zusammenfassung
Bisher war von der Friedensbewegung und
der christlichen Religion die Rede. Es wurde
eine Homogenität unterstellt, die es so nicht
gibt. Für das Christentum sei dies relativiert.
Die beobachteten Zusammenhänge gelten
zunächst für jene Strömung im pluralisierten
Christentum, die wiederum selbst häufig ei-
nen institutionenkritischen Bewegungscharak-
ter hat. Ihr christliches Profil begründet diese
Strömung in der weltverändernden Relevanz
für die Welt.

Zusammenfassend gesagt besteht die Funk-
tion der christlichen Religion in der Legitimati-
on für nonkonformes Verhalten, da aus ihrer
Sicht normkonformes Verhalten honoriert wird.
Insofern ist sie ein Geburtshelfer sozialer Be-
wegungen.8 Aber vor allem begünstigt sie die
Dauermobilisierung der Akteure, den Enttäu-
schungen zum Trotz. Und nicht zuletzt sind auch
die Strategien der Friedensbewegung religiös
durchformt und in ihrer gewalteindämmenden,
antitotalitären Ausprägung ein wichtiger Bei-
trag für die Praxis gesellschaftlicher Verände-
rung. In diesen letztgenannten Funktionen ist
die Religion ein Jungbrunnen sozialer Bewe-
gungen.

Vor dem Hintergrund dieser Jugendlichkeit
muss man auch die kämpferische Ankündigung
des 60jährigen Herrn E. sehen: „den ersten Teil
eins der Revolution den haben wir gemacht und
Teil zwei kommt jetzt (Herr E: 1148f)“

Alexander Leistner, Studium der Soziolo-
gie, Erziehungswissenschaft und Evangelischen
Theologie an der TU Dresden. Kontakt:
Alex.Leistner@gmx.net

Anmerkungen
1 Die Interviews zitiere ich aus meiner un-

veröffentlichten Magisterarbeit. Die Namen der
Interviewten wurden der Anonymität wegen, in
der Reihenfolge ihrer Befragung, durch Buch-
stabenkürzel ersetzt. Die zitierte Zahl verweist
auf die Zeilennummer im Interviewtext.

2 Zwei Interviews wurden als Einzelfallre-
konstruktionen intensiv, alle Anderen kategori-
engeleitet ausgewertet.

3 Dazu ist zu sagen, dass viele DDR-Oppo-
sitionelle für einen Dritten Weg votierten. Man
wollte DDR bleiben, ein verbesserlicher Sozia-
lismus, basisdemokratisch erneuert, abgerüstet,
Zweidrittelwelt nicht vergessend und von öko-
logischen Freveln saniert.

4 Die Befragten hingegen würden ihrerseits
sagen, dass sie von der Religion in den Dienst
genommen wurden.

5 Zu den Befragten gehört eine Schlüsselfi-
gur der Anti-AKW Bewegung, der Initiator
der Ökumenischen Versammlungen in der
DDR, der Gründer des ältesten Friedenssemi-
nars, sowie zahlreiche Gründungsmitglieder
von Oppositionsparteien wie Neues Forum
oder SDP.

6 Exemplarisch deutlich wird dies an einem
paradoxen Satz aus dem Neuen Testament: „Wer
sein Leben retten will, der wird es verlieren,
und wer es verliert, der wird es gewinnen.“ (Lu-
kas 17,33; Matthäus 10, 26 ff).

7 Der religiös legitimierte Terrorismus die-
ser Tage folgt, will man den Selbstbeschreibun-
gen glauben, einem entgegengesetzten Verge-
genwärtigungsmodell: nicht begrenzte Mitarbeit
sondern der stellvertretende Kampf gegen die
Feindes Gottes. Das kirchengeschichtliche Bei-
spiel dieser gewaltförmigen Stellvertretung ist
das Münster der Täufer.
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8 Dabei darf man nicht unterschätzen, dass
die Kirche in der DDR bei allen Schwierigkei-
ten für die Friedensbewegung organisatorische
Ressourcen, z.T.  eigenes Personal, Informati-
onskanäle und mit Abstrichen auch ihren Schutz
zur Verfügung stellte.
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ANALYSE
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Ein Chamäleon und das Biest
Kollektive Identitätsbildung in der
Europäischen Union (EU)

Politische Theorie, die sich mit dem Demokra-
tiedefizit der EU auseinandersetzt, sieht in kol-
lektiven Identitäten kaum noch einen relevanten
Faktor. Demokratien gelten als Ordnungen, die
sich mehr schlecht als recht durch ihren Output
und durch formale Inklusion rechtfertigen. Sie
sorgen für Loyalitäten, die häufig unterhalb der
Schwelle einer kollektiven Identität verharren,
die eine Identifikation mit einer aktiven Mit-
gliedschaft in einer demokratischen Gemein-
schaft beinhaltet. Mehr noch wiegt in der EU-
Forschung die Erfahrung, dass jene politischen
Institutionen, die nationale Rechtsstaaten erfolg-
reich demokratisiert haben, jenseits des Natio-
nalstaats nur wenig demokratiestiftende Wir-
kung entfalten. Der Zusammenschluss souve-
räner Staaten behindere die Entwicklung eines
gemeinsamen Selbstverständnisses von einer
sich selbst bestimmenden Europäischen Gemein-
schaft, das demokratische Institutionen anerken-
ne oder bei Bedarf kritisch einklage. Stattdes-
sen setze sich um so erfolgreicher eine gover-
nance mit heruntergefahrener demokratischer
Kontrolle durch. Mit dem Demokratieverlust
der EU, so scheint es, geht ein Bedeutungsver-
lust jener kollektiven Identitäten einher, die na-
tionalen Demokratien lange als unerlässliche
Quelle demokratischer Legitimität bzw. Aner-
kennung gedient hatten. Kollektive Identitäten
sind allenfalls noch im Kontext außergewöhnli-
cher Mobilisierungen von strategischem Nut-
zen und mögen in der sozialen Bewegungsfor-
schung und der Kultursoziologie weiterhin von
Bedeutung sein (Ritter 2004).

Autoren und Autorinnen in der nordameri-
kanischen politischen Theorie halten dagegen
an Begriffen wie identity und self fest (Benha-
bib 2002; Tully 1994). Die Inflation von identi-

Pulsschlag



92

ty politics hat deutlich gemacht, mit welchem
Nachdruck sich Menschen um eine Selbstver-
ortung und ein sinnstiftendes Selbstverständnis
in einer sich globalisierenden Welt bemühen.
Kollektive Identitäten wirken als treibende Kraft
in politischen Auseinandersetzungen um Dis-
kriminierungen – gerade auch in der demokrati-
schen Einbeziehung.

Europäischer Verfassungspatriotismus
Auf beiden Seiten des Atlantiks gelten demo-
kratisch verfasste Nationalstaaten als Beispiele
der erfolgreichen politischen Selbstbestimmung.
Sie finden in dem Selbstverständnis einer sich
demokratisch bestimmenden politischen Ge-
meinschaft eine kollektive Anerkennung, auf die
eine EU nur bedingt bauen kann. Gleichwohl
werden in der politischen Theorie europäische
Identitäten in Anlehnung an nationale Identitä-
ten konzipiert.

Lange dominierte John Stuart Mills Kon-
zept zur nationalen Identität in der liberalen De-
mokratietheorie. Ein Selbstverständnis als
gleichberechtigte citizens konnte für Mill nur
auf der Basis einer gemeinsamen Kultur- und
Sprachgemeinschaft entstehen, die lediglich klei-
ne Minderheiten einbezog (1982). Jürgen Ha-
bermas (2001) bestätigt, dass in der Geschichte
der demokratischen Rechtsstaaten nationale
Identitäten die Idee der politischen Teilhabe und
Pflichten eines jeden citizens mit einem Natio-
nalismus vereinten, der das Bewusstsein von
einer gemeinsamen kulturellen Herkunft und
Sprache ausgebildet hatte. Doch demokratische
Rechtsstaaten können, so Habermas’ Interven-
tion, ebenso multikulturelle Gesellschaften in-
tegrieren. Kulturelle Gruppen müssen sich an-
gesichts ihrer unterschiedlichen Wertesysteme
lediglich auf universelle Prinzipien des demo-
kratischen Rechtsstaats einigen. Deren Umset-
zung in einer gemeinsamen politischen Kultur
gewähre einen Freiraum für kulturelle Unterschie-
de auch noch in der Interpretation dieser Prinzi-
pien. Dabei könne eine übergreifende Identität

einer demokratisch organisierten politischen Ge-
meinschaft entstehen (Verfassungspatriotismus).

Nun formuliert Habermas die gesellschaftli-
chen Voraussetzungen für ein Selbstverständ-
nis einer sich demokratisch bestimmenden EU,
das die Bereitschaft zur aktiven Teilhabe und
Selbstverpflichtung in der EU einschließt, nach
dem nationalen Vorbild. Danach können eine
europäische „Bürgergesellschaft“ sowie eine
„europaweite politische Öffentlichkeit“ und eine
gemeinsame politische Kultur den Weg für die
Entwicklung eines europäischen Verfassungs-
patriotismus bereiten (Habermas 2001: 118).

Doch die EU etablierte eine multilevel und
polycentric polity. Sie enthält die Strukturen ei-
ner supranationalen Föderation, in der die Nati-
onen einem politischen Zentrum untergeordnet
sind. Gleichzeitig wird die EU durch Institutio-
nen einer Konföderation zusammengehalten, in
der die Entscheidungshoheit häufig den Natio-
nen vorbehalten bleibt. Habermas’ Vorschlag zu
einer europaweiten Identität passt zum Mehr-
ebenensystem der EU, nicht aber zu deren kon-
föderalen Charakter. Die Entstehung jener für
eine verfassungspatriotische europäische Iden-
tität günstigen Voraussetzungen wird gleichsam
durch das Wirken der etablierten nationalen
Souveränitäten abgebremst. Letztere entfalten
selbst eine Dynamik europäischer Identitäten-
bildung. Sie wird bisher nur als Vorstufe einer
europaweiten Identität (Eder/Trenz 2003), nicht
aber als eigenständige Identitätsformation re-
flektiert.

EU-Identitäten
Die Menschen in der EU erfahren europäische
Politiken eingebettet in Konstellationen, die für
die Entwicklung eines Verfassungspatriotismus
eher ungünstig sind. Es fehlen eine prägnante
europäische Geschichte und eine Vision, die in
einer europaweiten Öffentlichkeit verhandelt
werden. Die Menschen in der EU sind auf die
Gegenwart verwiesen und erfahren um so un-
mittelbarer, wie die Politik der EU von konkur-
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rierenden Souveränitäten, politischen Kulturen
und Verständnissen von legitimer Politik be-
stimmt wird. Die hybride Konstruktion der po-
lity der EU verstetigt einen Konflikt, der zwi-
schen dem Interesse an einem föderalen politi-
schen System nach US-amerikanischen Vorbild
und dem Interesse an einer bloßen, wenn auch
intensiven Kooperation zwischen den europäi-
schen Nationen besteht. Außerdem verkörpern
die nationalen politischen Kulturen unterschied-
liche Verständnisse von Demokratie. Etablierte
Mehrheitssysteme, proportionale Repräsentati-
on mit Konsensentscheid, Mischkonzepte, aber
auch junge von den Erfahrungen der Transfor-
mationsprozesse geprägte politische Kulturen
sind nebeneinander getreten. Nur wenige ihrer
citizens können sich eine demokratische politi-
sche Kultur in islamischen Gesellschaften vor-
stellen. Gleichzeitig wird der generelle Konsens
in der EU, nur demokratische Prozedere der
Entscheidungsfindung zuzulassen, von einer
wachsenden Rechtfertigung semi-demokrati-
scher governance als legitime Politikform be-
drängt.

Sicherlich entstehen unter diesen Vorausset-
zungen europäische Identitäten, die auf die Poli-
ty der EU bezogen sind. Doch eine ‚EU-Identi-
tät’ hat sich kaum entwickeln können, gerade
auch weil jene unabdingbaren Voraussetzungen
fehlen, die Habermas für einen europäischen
Verfassungspatriotismus formuliert. Stattdessen
beziehen sich nationale Öffentlichkeiten auf die
EU und bilden gleichsam EU-Identitäten aus
französischer, britischer, polnischer etc. Pers-
pektive, die noch keine gemeinsame EU-Identi-
tät der nationalen Souveräne ergeben. Auch
transnationale Politiknetzwerke bieten Kontex-
te für europäische Identitäten, die freilich nicht
auf eine demokratische Einbeziehung sondern
auf Lobbying und Kooperation ausgerichtet
sind. Abgeordnete des Europäischen Parlaments,
die eine Demokratisierung der EU fordern, fin-
den in ihren Wählerschaften wenig Resonanz.
Aufrufe zur Volksabstimmung über den Verfas-

sungsvertrag wirken angesichts der ausgeblie-
benen breiten öffentlichen Verfassungsdebatten
wie eine Mobilisierung für symbolische Poli-
tik. Vor allem sind es nationale Regierungen,
die als gewählte Souveräne um eine angemes-
sene Einbeziehung in die EU streiten und dabei
auch auf Widerhall in ihrer jeweiligen Bevölke-
rung stoßen.

Minimalistische Identitätskonzeption
Vor diesem Hintergrund konzipieren Kritiker
der Diskurstheorie die politische Integration in
die EU unter Verzicht auf die anspruchsvollen
kommunikativen Voraussetzungen, die Haber-
mas formuliert. Aus soziologischer Sicht rekon-
struiert Eder europäische Identität als ‚postmo-
dern patchwork‘ (1999: 169). Wie beispiels-
weise Zürn (1998) in der Governanceforschung,
so zieht sich auch Eder auf eine „minimalisti-
sche Konzeption von kollektiver Identität“
(1999: 170) zurück. Entscheident sind für ihn
nicht so sehr veränderte Identitätsstrukturen,
sondern die prinzipiell schwache Ausbildung
von kollektiven Identitäten. Sie können kaum
noch politisch integrativ wirksam werden. Ge-
meinsam sei den citizens lediglich die Teilnah-
me an den verschiedenen Öffentlichkeiten in
der EU. Doch die Erfahrung des Dissenses leh-
re die Menschen, in einen reflexiven Dialog
über Werte unterschiedlicher Kulturen einzutre-
ten.

Eine politische Theorie, die auf demokrati-
sche Einbeziehung ausgerichtet ist, kann sich
freilich die Vagheit einer postmodernen Rheto-
rik nur bedingt leisten. Demokratietheorie muss
analysieren, wie die Bedingungen der Integrati-
on in eine übergreifende polity, die Repräsenta-
tion von citizens und von souveränen National-
staaten die kollektive Identitätenbildung struk-
turieren. Fraglich ist, ob die gängige Annahme
zutrifft, nach der kollektive Identitäten, die den
Anspruch der demokratischen Einbeziehung
zum Gegenstand haben, letztlich nur im Kon-
text eines souveränen Volkes entstehen können,
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das sich in einer politischen Kultur auf eine ge-
meinsame Verfassung bezieht.

Politische Theorie in der Bundesrepublik
lässt sich bisher wenig auf eine derartige Frage-
stellung ein. Schmalz-Bruns (2002), der eben-
falls in kritischer Distanz zu Habermas’ Ansatz
deliberative Demokratie reflektiert, analysiert
europäische Identitätsbildung wie Eder in ihren
multikulturellen Aspekten. Indem die Menschen
in den verschiedenen Suböffentlichkeiten mit
anderen Kulturen kooperierten, sammelten sie
jene transkulturellen Erfahrungen, die ihnen, so
der Autor, auch in der politischen Problemlö-
sung einen reflexiven Umgang mit den Ansprü-
chen aus unterschiedlichen kulturellen Kontex-
ten ermöglichten.

Die demokratietheoretisch entscheidende
Frage zur EU lautet jedoch nicht, ob sich zwi-
schen unterschiedlichen kulturellen Gruppen
überhaupt Verständigung und gemeinsame kol-
lektive Identitäten ausbilden können. Sicherlich
können sie das. Auch Schmalz-Bruns lehnt sich
in seiner Argumentation eng an Dewey’s Arbeit
zu Öffentlichkeiten an. Doch ein interkulturel-
les Kommunikationsverständnis, das im Prag-
matismus seinen Ursprung findet, ist in der Dis-
kurstheorie sowie im postcolonial discourse weit
systematischer entfaltet worden (z.B. Benhabib
2002). Strategische Kooperationen in der Zivil-
gesellschaft können Beziehungen zwischen un-
terschiedlichen Nationen und Kulturen initiie-
ren, die das Wissen und ein Verständnis für die
Unterschiede zwischen den Gemeinschaften
fördern und zu wechselseitigen Verpflichtun-
gen führen. Nur entsteht dabei noch kein Selbst-
verständnis von einer übergreifenden demokra-
tischen Inklusion.

Offen bleibt, wie eine auf bloße Kooperati-
on angelegte interkulturelle Erfahrung ein nor-
mativ anspruchsvolles politisches Zugehörig-
keitsbewusstsein nähren kann, das auch die
Bereitschaft zur Selbstverpflichtung gegenüber
einem übergreifenden Kollektiv erzeugt, ob-
gleich eine gemeinsame politische Kultur und

ein eindeutiger demos fehlen. Die in der politi-
schen Theorie bisher nicht zu Ende gedachte
Frage ist, in welcher Formation von Identitäten
die politische Integration – nicht kultureller
Gruppen sondern souveräner Staaten respekti-
ve demoi mit divergierenden Demokratiever-
ständnissen und politischen Kulturen gefestigt
werden kann. Die nationalen Varianten des Be-
wusstseins ‚wir Briten (Polen/ Italiener etc.) in
der EU’, werden aufgrund der nationalen
Souveränitätsansprüche nicht so ohne weiteres
in ein Gemeinschaftsgefühl münden, das alle
Menschen in der EU gleichermaßen umfasst.
Darin unterscheiden sich diese Selbstverständ-
nisse von einer nationalen Identität und von ei-
ner US-amerikanischen Identität, aus der das
Bewusstsein eines multination state erfolgreich
verbannt worden ist.

Diversity Awareness
Der kanadische Politikwissenschaftler Tully
konzipiert kollektive Identitäten als eine diver-
sity awareness zwischen den Nationen (1994).
Er ist von der konstitutiven Rolle der Kommu-
nikation für kulturelle Prozesse zutiefst über-
zeugt und argumentiert bei aller Abgrenzung von
der Diskurstheorie immer wieder bis dicht an
deren Annahmen heran. Unterschiede sind für
Tully immer schon kulturelle Unterschiede, die
potentiell verstehbar sind, da Kulturen aus der
interkulturellen Kommunikation hervorgehen.

Tully thematisiert nicht einfach die Potentia-
le der Verständigung über kulturelle Differen-
zen. Vielmehr analysiert er, wie sich souveräne
Nationen über ihre jeweilige Geschichte der
Selbstbestimmung (self-rule) verständigt haben.
Bei den historischen Beispielen betrachtet er vor
allem jene Integrationsaspekte, die heute in aus-
differenzierten politischen Kulturen entfaltet
werden. In seiner Untersuchung der Sprache
der Verträge, die über Jahrhunderte hinweg
zwischen nordamerikanischen Nationen ge-
schlossen worden waren, erläutert er, wie kana-
dische First Nations eine friedliche Koexistenz

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 4/2004



95

und Kooperation vereinbart hatten, lange bevor
Briten im Namen eines ‚liberalen Westens’ mit
Mitteln der Unterdrückung intervenierten. Das
Abschließen internationaler Verträge rekonst-
ruiert Tully als das Schaffen von Identitäten
zwischen Nationen. Die Verträge respektive
Identitäten entstanden weder in rein strategi-
schen Aushandlungsprozessen, noch enthielten
sie einen supranationalen Konsens über Verfas-
sungsprinzipien. Eine derartige Vorgabe, wie sie
die liberale politische Theorie fordere, unter-
drücke, so Tully, relevante nationale Unterschie-
de. Indem sich die Nationen ihre Geschichten
erzählten, entwickelten sie eine wechselseitige
Anerkennung der nationalen Eigenheiten. Die
freiwillige Selbstbeschränkung der Nationen sei
nicht aus universalistischen Normen sondern
aus den nationalen Besonderungen erwachsen.

Mit Verweis auf Derrida sieht Tully in der
Konstruktion von kollektiven Identitäten eine
interkulturelle Praxis, die das Nicht-Identische
nicht nur jenseits kultureller und politischer
Grenzen verortet sondern immer auch inner-
halb der eigenen Identitätsgrenzen erfährt. Tul-
ly versteht sein Konzept als „alternative para-
digm of identity“ in der Verfassungslehre (1994:
201). Nicht jede difference ist danach anerken-
nungswürdig, sondern nur jene, für die andere
ein Verständnis entwickeln können.

Der Verfassungsvertrag der EU betont den
Konsens über gemeinsame Regeln, die gerade
von den politisch-kulturellen Differenzen zwi-
schen den Mitgliedsstaaten absehen sollen. Was
in der kanadischen politischen Theorie als inte-
grationsstiftend hergeleitet wird, diversity awa-
reness, wird in der EU als desintegrierend abge-
lehnt. Für die kollektive Identitätsentwicklung in
der EU ist aber nicht nur die Zusage zur Demo-
kratie als ein gemeinsamer Nenner entscheidend.
Ausschlaggebend ist ebenfalls, dass die unter-
schiedlichen Verständnisse von Demokratie we-
der in zahlreichen Öffentlichkeiten der EU erläu-
tert noch dadurch gleichsam in einer ‚wechsel-
seitigen Belassung’ von Souveränität und Diffe-

renz einander näher gebracht werden. Lediglich
Mehrheits- und Konkordanzdemokratie gelten
vielfach als vermittelbar. Stattdessen besteht, um
entscheidungsfähig zu bleiben, das Bestreben,
die Demokratieverständnisse durch zusätzliche
Einigungen einander weiter anzugleichen und auf
diese Weise eine politische Kultur zu schaffen.
Dabei werden hartnäckige Konflikte vorprogram-
miert, die sowohl die Entwicklung eines europä-
ischen Verfassungspatriotismus als auch einer
diversity awareness blockieren könnten.

Um Missverständnisse zu vermeiden: zur
demokratischen Frage hat Tully wenig zu sa-
gen. Er analysiert keinen Zusammenschluss von
Demokratien. Aber er zeigt, wie die kollektive
Identitätsbildung nicht einfach abnimmt oder
ausbleibt, sondern mit institutionellen Änderun-
gen neu strukturiert wird und unvertraute Sym-
ptome hervorbringt. Tully’s Identitätskonstruk-
tion ist trotz ihrer dezentralen Konstellation auf
eine Integration durch wechselseitige Anerken-
nung angelegt. Von daher bietet sie auch für
demokratietheoretische Fragen zur EU eine
Anregung. Die Wahrnehmung von Europäern,
dem Aufbau einer Un-Einheit beizuwohnen oder
an ihm teilzunehmen, hält erst einmal offen, in-
wieweit sie eine Formation an europäischen
Identitäten hervorbringen, die eine demokrati-
sche Einbeziehung einfordert und transnationa-
le Solidaritäten ausbildet. Wie eine derartige
Formation an Identitäten jenseits eines demos
und einer europaweiten Öffentlichkeit ausse-
hen kann, muss weiter demokratietheoretisch
ausgearbeitet werden.

Claudia Ritter ist Politikwissenschaftlerin
und derzeit Visiting Fellow am European Uni-
versity Institute, Florenz. Kontakt: ritter@
sozialwiss.uni.hamburg.de
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TAGUNGSBERICHT
....................................................................................................................................

Wahlkämpfe in Europa

ber an der Universität Koblenz-Landau eine (ers-
te) Analyse der Europawahl wagte. Die Organi-
satoren der Tagung, Michaela Maier und Jens
Tenscher (Koblenz-Landau), hatten dazu ein
aktuelles Programm im disziplinären Grenzge-
biet von Politik- und Kommunikationswissen-
schaft zusammengestellt, dessen methodischer
Schwerpunkt deutlich im Bereich der quantita-
tiv orientierten Forschung lag.

Dabei weitete die Tagung den Blick über die
Perspektive Deutschlands hinaus auf die europäi-
sche Ebene: Sie versammelte Fallstudien aus ver-
schiedenen EU-Mitgliedsländern ebenso wie län-
derübergreifend angelegte, vergleichend vorgehen-
de Untersuchungen. Als eine Klammer diente dabei
die Frage nach der Rolle, die das Thema Europa als
Wahlkampfinhalt spielte und auch danach, ob es
(zumindest in Ansätzen) so etwas wie einen euro-
päischen öffentlichen Raum gibt – woran sich
wiederum die Frage nach den Perspektiven des
Projekts Europa insgesamt anschließt. Die Brisanz
dieser Punkte machte zu Beginn der Tagung Ulrich
Sarcinelli (Koblenz-Landau) deutlich, der Europa
auf dem mühsamen Weg von einem – über lange
Zeit eher passiv-wohlwollend beobachteten – ,Eli-
tenprojekt‘ hin zu einem – stärker von aktivem En-
gagement getragenen – ,Bürgerprojekt‘ sah.

Politische Silberhochzeit
Immerhin kann Europa mittlerweile auf ein gan-
zes Vierteljahrhundert von Direktwahlen zum
gemeinsamen Parlament zurückblicken. Damit
fand am 13. Juni eine Art politischer Silber-
hochzeit statt, bei der allerdings wenig von Über-
schwang zu spüren und statt dessen viel von
Ernüchterung die Rede war: Nach der Erweite-
rung der Europäischen Union am 1. Mai waren
in diesem Jahr bei der Europawahl rund 350
Millionen Bürgerinnen und Bürger wahlberech-
tigt – aber sie machen von diesem Angebot nur
wenig Gebrauch. Mit 45,7% lag die Beteiligung
in diesem Jahr so niedrig wie noch bei keiner
Europawahl zuvor, seit der ersten Direktwahl
im Jahr 1979 ist sie kontinuierlich gesunken.

Am Anfang war Max. Mit seinem achten Platz
beim Eurovision Song Contest in Istanbul am
14. Mai 2004 markierte er immerhin noch ein
leicht gehobenes Mittelmaß. Die Leistung des
deutschen Teams bei der Fußball-Europameis-
terschaft im Juni verdiente dann höfliches
Schweigen; beim politischen Höhepunkt, der
Europawahl am 13. Juni, bewegte sich Deutsch-
land mit einer Wahlbeteiligung von 43% eher
im unteren europäischen Mittelfeld.

Mit diesem Eurobarometer eigener Art er-
öffnete Christoph Bieber (Gießen) seinen Vor-
trag im Rahmen der internationalen Tagung
,Campaigning for Europe‘, die vom 1.-3. Okto-
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Gerade einige der jungen Mitgliedsländer
verzeichneten bei der Parlamentswahl im Juni
2004 ausgesprochen geringe Beteiligungsraten:
Von den Beitrittsländern des 1. Mai gehörten
lediglich Malta und Zypern zu der kleinen Grup-
pe von überhaupt nur sieben EU-Ländern, in
denen mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten
ihre Beteiligungschance nutzten. Am Beispiel
der Neumitglieder ist darüber hinaus auffällig,
dass in neun von zehn Fällen ein erheblicher
Rückgang der Beteiligung von den Beitrittsre-
ferenden hin zu den Parlamentswahlen zu ver-
zeichnen war; dieses Partizipationsgefälle be-
wegte sich zwischen 7,1% in Ungarn und 38%
in Polen.

Sandra Huber und Markus Steinbrecher
(Bamberg), die sich in ihrem Beitrag dem kon-
tinuierlichen Rückgang der Wahlbeteiligung
widmeten, interpretierten dies unter Bezugnah-
me auf das von Karlheinz Reif und Hermann
Schmitt bereits anlässlich der ersten Direktwahl
entwickelte Konzept der Europawahlen als ,se-
cond-order elections‘, also als Nebenwahlen mit
geringerer Bedeutung gegenüber Hauptwahlen
wie zum Beispiel Bundestagswahlen. Danach
lässt sich die hohe Wahlabstinenz erklären als
Ausdruck einer durchaus rationalen Einschät-
zung der unterschiedlichen Bedeutung einer
,Ob‘-Entscheidung im Beitrittsreferendum und
einer Entscheidung über das ,Wie‘ parlamenta-
rischer Repräsentation in den späteren Parla-
mentswahlen.

Fokus Wahlkampf
Wahlkämpfe gehören traditionell zu den bevor-
zugten und fruchtbaren Studienobjekten im Be-
reich der politischen Kommunikationsfor-
schung – insbesondere dort, wo die Untersu-
chungen empirisch ausgerichtet sind. Dieser
Fokus hat nachvollziehbare Gründe: Als zeit-
lich begrenzte, ziel- und ergebnisorientierte
Höhepunkte des politischen Lebens verdichten
Wahlkämpfe politische Diskurse. Hinzu kommt,
dass sie eine Fülle relativ gut zugänglichen und

verwertbaren Datenmaterials liefern (Schulz
2003: 462).

Ein Vergleich der Wahlkämpfe zum Europä-
ischen Parlament mit anderen Wahlgängen lässt
allerdings verschiedene Spezifika des ,Campaig-
ning for Europe‘ deutlich werden. Das zeigte
insbesondere der Tagungsbeitrag von Fredrik
Langdal (Stockholm), der erste Ergebnisse aus
einem europaweiten Forschungsprojekt präsen-
tierte, das alle 25 Mitgliedsstaaten umfasst und
die Mobilisierungs- und Kommunikationsstra-
tegien in den Mittelpunkt stellt. Langdal konnte
(primär anhand des schwedischen Beispiels) deut-
lich machen, dass sich Europawahlkämpfe als
relativ kurze Ereignisse darstellen, die – ins-
besondere im Vergleich zu nationalen Parlaments-
wahlen – mit geringerer politischer Intensität und
schmaleren Budgets geführt werden. Thematisch
gilt, dass es zwar pro forma um Europa und die
Mandatsverteilung im Europäischen Parlament
geht, die Wahlkämpfe aber inhaltlich jeweils aus
einer primär nationalstaatlichen Perspektive ge-
führt und wahrgenommen werden.

Einen Sonderfall innerhalb Europas stellte
im Jahr 2004 allerdings Spanien dar: Rosa
Berganza und Javier Beroiz (Madrid) haben die
Auswirkungen der Terroranschläge vom 11.
März 2004 in Madrid untersucht; und zwar so-
wohl auf die Parlamentswahlen in Spanien, die
unmittelbar nach den Anschlägen am 14. März
stattgefunden haben, als auch auf die etwa ein
Vierteljahr später durchgeführten Wahlen zum
Europäischen Parlament. Dabei konnten sie zei-
gen, dass die Anschläge in Spanien einen Um-
schwung in den Meinungsumfragen markier-
ten, den Berganza/Beroiz als ,Rückkehr nach
Europa‘ interpretierten.

Politics first
Den Kern der Professionalisierungsthese poli-
tischer Kommunikation (Tenscher 2003) bildet
die Annahme, dass sich unter den Bedingungen
von ‚medienzentrierten Demokratien‘ bei
schrumpfenden Parteiloyalitäten eine wachsend
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volatile Wählerschaft für Maßnahmen politi-
schen Marketings zugänglich zeige. Damit kon-
zentriere sich gerade in Wahlkämpfen „der poli-
tische Wettbewerb zunehmend auf die Beein-
flussung der massenmedialen Themenlage und
strategisches Themenmanagement“ (Plasser
2003: 239).

Vor diesem Hintergrund waren die Ergeb-
nisse einer Längsschnittstudie des Wählerver-
haltens in Finnland aufschlussreich, die Tom
Moring (Helsinki) präsentierte. Seit 1991 ist in
Finnland der Bereich der Wahlwerbung weitge-
hend dereguliert; letzte Grenzen bildet hier
lediglich das Verbot persönlich diffamierender
Angriffe. Moring konnte aber deutlich machen,
dass damit keineswegs die Tür zu einer Welt der
,Brave new electoral politics‘ aufgestoßen wor-
den ist – im Gegenteil: Seine Ergebnisse zeigen
eine hohe Stabilität der Indikatoren, die als
Maßstab für eine wachsende Wechselbereit-
schaft der Wählerinnen und Wähler sowie eine
größere Offenheit gegenüber den Einflüssen
politischer Kampagnen gelten. So sind etwa die
kumulierten Stimmenanteile der drei größten
Parteien NCP, CP und SDP konstant geblieben
(65 bis 67 %); auch der Zeitpunkt der individu-
ellen Wahlentscheidung hat sich nicht in Rich-
tung Wahltag ,verspätet‘. Damit verweist Mo-
ring auf Grenzen eines professionellen politi-
schen Marketings.

Aus der langen Praxis des politischen Kam-
pagnenmachers schöpfte Peter Radunski (Ber-
lin), der bei der jüngsten Europawahl für die
EVP tätig war – und zu ähnlichen Einschätzun-
gen wie Moring gelangte. Radunski stellte ,les-
sons learned‘ in den Mittelpunkt seines Bei-
trags. Danach gelte es, den politischen Charak-
ter von Wahlkämpfen (wieder) stärker zu beto-
nen – noch so ausgefeilte Wahlkampftechniken
blieben stets Hilfsmittel, um einen bestimmten
Zweck zu erreichen. Ein fehlendes europäisches
Bewusstsein mochte Radunski dabei nicht als
ein grundsätzliches Problem erkennen; er be-
kräftigte im Gegenteil den Wert nationaler poli-

tischer Prominenz: Gute Kandidaten, ausgestat-
tet mit einer positiven Botschaft und einer ge-
sunden Portion Angriffslust – so lautete das
von Radunski vertretene Credo eines erfolgrei-
chen Wahlkampfs (nicht nur) zum Europaparla-
ment.

Ralph Negrine (Leicester) zeichnete in sei-
ner historisch angelegten Analyse den Weg hin
zu dem gegenwärtig erreichten Grad der Pro-
fessionalisierung nach. Jenseits des Anspruchs,
sich auf dem jeweils letzten Stand der techni-
schen Möglichkeiten zu bewegen, gebe es sozi-
ologische Merkmale zunehmender Professio-
nalisierung: Dazu zählten allgemein anerkannte
Zugangs- und Ausbildungswege, eine gewisse
Unabhängigkeit und eine Berufsethik. Negrine
verwies aber auch auf die Notwendigkeit einer
Einordnung der Professionalisierungstendenzen
in längerfristige Phasen der Entwicklung von
Parteien.

Rolle der Medien
Ein Indikator zunehmender Professionalisierung
ist der systematische Einsatz als geeignet iden-
tifizierter Instrumente der Wahlkampfkommu-
nikation. In ihrer Studie zu den Wirkungen von
TV-Wahlwerbespots in Deutschland konnten
Jürgen Maier und Michaela Maier (Jena/Kob-
lenz-Landau) zeigen, dass diese Spots von den
Rezipienten überwiegend negativ beurteilt wer-
den. Als ausschlaggebende Faktoren für die
Gesamtbewertung eines Spots stellten sich dabei
die jeweils wahrgenommenen Informations-
sowie Unterhaltungswerte heraus; wobei dem
Element des Entertainment insgesamt die größ-
te Bedeutung zukommt. Auch der Einfluss vi-
sueller Elemente (Müller 2003) spielt dabei eine
Rolle, denn Maier/Maier konnten als ein – of-
fenbar empirisch belastbares – Ergebnis zeigen,
dass visuelle Effekte einen eigenständigen Ein-
fluss auf die Bewertung von Wahlwerbespots
haben. Im Fall der SPD-Spots bleiben entspre-
chende Einflüsse jedenfalls auch dann beste-
hen, wenn weitere Faktoren wie die jeweilige
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Parteiidentifikation, das Alter und das Ge-
schlecht berücksichtigt werden.

Der Beitrag von Andreas Wüst (Mannheim)
bot, methodisch gestützt auf eine quantitative
Inhaltsanalyse, einen umfassenden Vergleich der
Europawahlprogramme der Parteien in Deutsch-
land von 1979 bis 2004. Als dominierende The-
men stellten sich dabei die Politikfelder Außen-
sowie Wirtschaftspolitik heraus. Darüber hin-
aus konnte Wüst auch zeigen, dass es bei allen
Parteien ein hohes Maß an innerer Konsistenz
zwischen nationalen und europäischen Pro-
grammen gibt.

Schwarzer Peter
Vor dem Hintergrund einer verbreiteten Nega-
tivdiagnose warf Carsten Reinemann (Mainz)
in seinem Diskussionsbeitrag die Frage auf, wer
denn nun eigentlich verantwortlich zu machen
sei für die allseits beklagte Europa-Verdrossen-
heit. Im Gespräch waren dabei die ,üblichen
Verdächtigen‘, also vor allem Wähler, Parteien
und Medien.

Als Gegengewichte sollen hier abschließend
zwei Ansatzpunkte ,pro Europa‘ zumindest an-
gedeutet werden. Ein erster, im Rahmen der
Tagung mehrfach angesprochener Punkt könn-
te in einer stärkeren Personalisierung liegen, die
Europa profiliertere Gesichter geben würde und
die sich institutionell zum Beispiel durch eine
stärkere personelle Komponente des Wahlrechts
stimulieren ließe – so etwa der Vorschlag von
Norbert Kersting (Marburg/Kassel). Immerhin
konnten Silke Adam und Barbara Berkel (Ho-
henheim) auch durchaus Potenziale für eine
Europäisierung der Mediensysteme aufzeigen.

Ein zweiter Punkt betrifft die Wissenschaft
in ihrer Rolle als Teil öffentlicher Diskurse. In
diesem Sinne bot die Landauer Tagung die Ge-
legenheit zu fachlichem und persönlichem Aus-
tausch in einem europäischen Kontext; aller-
dings machte das Tagungsprogramm dabei
zugleich ein Problem vieler Forschungsagen-
den deutlich: Sie konzentrieren sich häufig auf

einzelne nationale Fallstudien und gehen eher
additiv als wirklich vergleichend vor. Eine in-
ternational vergleichende politische Kommu-
nikationsforschung hat insoweit noch viele Auf-
gaben vor sich (Esser/Pfetsch 2003). Dabei
müsste sie unterschiedlichen Typen politischer
Kommunikationskultur Rechnung tragen, die sich
in ihren jeweiligen kulturellen und strukturellen
Prägungen unterscheiden (Pfetsch 2003: 48).

Carsten Nemitz ist Politik- und Verwaltungs-
wissenschaftler. Er arbeitet an der Deutschen
Hochschule für Verwaltungs-wissenschaften
Speyer. Kontakt: carsten.nemitz@gmx.de.
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Die Mitglieder des Arbeitskreises Non-
profit-Organisationen nehmen Abschied von
Thomas Wex, der im November 2004 plötz-
lich und unerwartet verstorben ist.

Thomas gehörte zu den Gründungsmit-
gliedern des Arbeitskreises, dem sich in der
Folge zahlreiche ForscherInnen und Prakti-
kerInnen mit wissenschaftlichem Interesse
an nichtstaatlichen und gemeinnützigen Ein-
richtungen bzw. Verbänden angeschlossen
haben. Gemeinsam mit einigen anderen Kol-
legen hat er den Arbeitskreis im Jahre 1997
aus der Taufe gehoben und damit maßgeb-
lich zur Etablierung einer Plattform beigetra-
gen, die sich seither intensiv dem interdiszi-
plinären Gedankenaustausch sowie der the-
oriegeleiteten Auseinandersetzung mit der
Entwicklung von Nonprofit-Organisationen
sowie des Dritten Sektors als Ganzem wid-
met.

Die Mitglieder des Arbeitskreises waren
Thomas über viele Jahre hinweg kollegial
und freundschaftlich eng verbunden. Seine
wissenschaftliche Arbeit wurde weit über
die Grenzen des Arbeitskreises hinaus hoch
geschätzt. Dies belegen nicht zuletzt zahl-
reiche, zu unterschiedlichsten Problemstel-
lungen verfasste Publikationen, die in re-
nommierten Zeitschriften sowie von ange-
sehenen Fachvertretern herausgegebenen
Sammelwerken erschienen sind. Seine Dis-
sertation wurde mit dem Universitätspreis
2003 der TU Chemnitz ausgezeichnet und
wenig später unter dem Titel ‚Der Nonpro-

fit-Sektor der Organisationsgesellschaft’
publiziert.

Fasziniert hat uns stets aufs Neue sein
außerordentlich breites Wissen über ver-
schiedenste Entwicklungsrichtungen der
Dritte-Sektor-Forschung, aber auch der So-
zial- und Wirtschaftswissenschaften. Auf-
grund seiner universitären Ausbildung in
Soziologie und Betriebswirtschaftslehre,
aber auch durch seine Offenheit und Bereit-
schaft zum ‚Querdenken‘ haben wir von
seinen Beiträgen überaus profitiert. Ihm ist
es ein besonderes Anliegen gewesen, die
Besonderheiten und den ‚Eigenwert‘ von
Nonprofit-Organisationen im Vergleich zu
Wirtschaftsunternehmen sowie staatlichen
Einrichtungen herauszuarbeiten. Dabei ging
es ihm vor allem um den assoziativen bzw.
kooperativen Charakter dieser Organisatio-
nen. Beeindruckt hat immer wieder sein lei-
denschaftliches Eintreten für das, was Initi-
ativen und Einrichtungen des Dritten Sek-
tors für die Gesellschaft bedeuten (können).
Das gilt auch für sein ganz persönliches
Engagement in diesem Sektor, den er dank
mehrjähriger Vorstands- und Aufsichtsrats-
tätigkeit in einer entwicklungspolitischen
Vereinigung aus erster Hand kannte.

Die Mitglieder des Arbeitskreises Non-
profit-Organisationen sind dankbar, dass sie
Thomas kennenlernen konnten. Wir haben
ihn sehr geschätzt und werden ihn und all
das, was er bewegt hat, in bleibender Erin-
nerung behalten.

Nachruf

In memoriam Dr. Thomas Wex

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 4/2004
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Treffpunkt Ethik
Die Katholische Bundesarbeitsgemeinschaft für
Erwachsenenbildung (KBE) bietet in Koopera-
tion mit dem Institut für Bildung und Medien
(IB&M) einen Newsletter zum Treffpunkt Ethik
an. Der Newsletter richtet sich an alle in der
Erwachsenenbildung Tätigen, die in ihrer tägli-
chen Arbeit Bildungsangebote unterbreiten, um
Brücken zu schlagen zwischen den individuel-
len Fragen jedes und jeder Einzelnen und den
zivilgesellschaftlichen Debatten unserer Gesell-
schaft. Er informiert über Blended Learning,
Konzepte zur ethischen Bildung und zeigt viel-
fältige Möglichkeiten der Partizipation.
Kontakt: www.treffpunkt-ethik.de

Wir sind Kirche
Mehr als 1,8 Millionen Frauen und Männer
haben 1995 in Deutschland die Ziele und For-
derungen des KirchenVolksBegehrens unter-
schrieben, davon 1,5 Millionen Katholikinnen
und Katholiken. Im Geiste des Zweiten Vatika-
nischen Konzils hat das KirchenVolksBegeh-
ren die vorhandenen Dialogprozesse und Initi-
ativen zusammengeführt und vorangebracht. Die
vielen Aktions- und Diskussionsgruppen ha-
ben sich in den Diözesen und bundesweit ver-
netzt. Aus dem KirchenVolksBegehren ist die
KirchenVolksBewegung geworden. Durch In-
itiativen und Aktionen setzt die Bewegung ‚Wir
sind Kirche‘ Akzente, sucht die Zusammenar-
beit mit Reformgruppen, Gemeinden, Gremi-
en, Verbänden, Organisationen und Einzelper-
sonen. Die mittlerweile Internationale Bewe-
gung ‚Wir sind Kirche‘ ist auf allen Kontinen-
ten vertreten und mit gleichgerichteten Reform-
gruppen in mehr als 30 Ländern vernetzt.
Kontakt: www.wir-sind-kirche.de

Eine ungewöhnliche Frau
Wer nicht gerade mit dem einstigen Umfeld der
Bekennenden Kirche in Berlin und dem Freun-
deskreis von Karl Barth vertraut ist, mag sich
fragen: Wer war Gertrud Straewen? Gertrud

Straewen (1894-1987), Tochter einer Bremer
Kaufmannsfamilie und Schwester von Hilda
Heinemann, der Frau des ehemaligen Bundes-
präsidenten, war ‚leidenschaftliche Christin, die
nie Theologie gelernt‘ hat. In den 1920er Jahren
kümmerte sie sich um proletarische Jugendli-
che. Im Krieg setzte sie sich für verfolgte Juden
ein und versteckte manche bei sich. Nach 1945
wurde sie kirchliche Fürsorgerin in der Straf-
anstalt Berlin-Tegel. Heute liegt sie in einem
Grab Seite an Seite mit Rudi Dutschke. Marlies
Flesch-Thebesius erzählt die Geschichte dieser
ungewöhnlichen Frau. Der bebilderte Band bietet
ein beeindruckendes Bild vom Leben und En-
gagement der Gertrud Straewen mitsamt den
wechselvollen und auch schlimmen Zeitläufen,
denen die Protagonistin ausgesetzt war und auf
die sie als unerschrockene und eigenwillige
Christin zu reagieren und zu antworten verstan-
den hat. Marlies Flesch-Thebesius: Zu den Au-
ßenseitern gestellt. Die Geschichte der Gertrud
Straewen, Wichern-Verlag, Berlin 2004, 19,80
Euro.

Kampagnen planen
ver.di hat eine Broschüre herausgegeben, die
detailliert beschreibt, wie Kampagnen erfolg-
reich geplant und umgesetzt werden können.
Von der Entwicklung einer Strategie über den
Ablaufplan bis zum richtigen Umgang mit den
Medien findet sich in der 40-seitigen Handrei-
chung alles, was Gewerkschafter/innen brau-
chen, um Kampagnen vorzubereiten. Angerei-
chert ist die Publikation mit zahlreichen Praxis-
beispielen, etwa über die Schlecker-Kampagne
1994/1995, bei der es der damaligen HBV ge-
lungen ist, in vielen Filialen der Drogeriemarkt-
kette Betriebsräte zu gründen. Die Publikation
kostet 2,50 Euro.
Kontakt: barbara.scheiter@verdi.de.

Zivilgesellschaft
Der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten
(AdB) hat eine Broschüre ‚Zivilgesellschaft neu
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denken – Aufgabe der politischen Bildung‘ he-
rausgegeben. In der Publikation werden Ange-
bote zusammengetragen, die von Bildungsein-
richtungen des Verbandes zu verschiedenen
Aspekten der Themenstellung entwickelt wur-
den. Ausgewählte Beispiele aus der Bildungs-
praxis, wie Theorien zu Bürger-/Zivilgesell-
schaft, Partizipationsbewegung, Bürgerinitiati-
ven, Nichtregierungsorganisationen, Freiwilli-
genarbeit und Ehrenamt, verdeutlichen den Auf-
trag der politischen Bildung zur Motivierung
und Befähigung der Menschen, sich aktiv in
Politik und Gesellschaft einzumischen. Die Pu-
blikation kann kostenlos bestellt werden.
Kontakt: Arbeitskreis deutscher Bildungsstät-
ten, Mühlendamm 3, 10178 Berlin, eMail:
weber@adbildungsstaetten.de.

Bürgerschaftliches Engagement
ist das Thema von Heft 1/2004 der vom Verein
für politische Bildung und Information Bonn
e.V. herausgegebenen Zeitschrift ‚STREITKUL-
TUR Magazin für Politik und Kultur in Euro-
pa‘.
Diese Ausgabe der STREITKULTUR hat sich
die Fragen gestellt: Wie wird bürgerschaftliches
Engagement und Bürgergesellschaft in Deutsch-
land gefördert und wie werden in nachhaltiger
Weise bestmögliche rechtliche, institutionelle und
organisatorische Rahmenbedingungen für das
bürgerschaftliche Engagement geschaffen? Das
Themenheft kann gegen Einsendung eines adres-
sierten und ausreichend frankierten DIN-A4-
Briefumschlages angefordert werden.
Kontakt: Verein für politische Bildung und In-
formation Bonn e.V., Breite Str. 51, 53111
Bonn, Tel.: (0228) 650911, Fax: (0228) 698023,
eMail: mail@vpi.de, www.vpi.de.

Erich-Mühsam-Preis
Die Erich-Mühsam-Gesellschaft/Lübeck ver-
leiht den Erich-Mühsam-Preis 2005 an Felicia
Langer. Er wird gestiftet vom Lübecker Gale-
risten und Kunstsachverständigen Frank-Tho-

mas Gaulin und wird vergeben an Projekte oder
Einzelpersonen, die wie Erich Mühsam Verhält-
nisse nicht als gegeben hinnehmen, sondern im
Sinne einer lebenswerten Zukunft nach befrei-
enden Alternativen suchen. Mühsams unbe-
stechlicher Gerechtigkeitssinn, seine Men-
schenliebe sowie seine kritische Analyse der
politischen Ereignisse ließen ihn zu einem der
ersten Opfer der Nationalsozialisten werden.
Der Preis erinnert an den Schriftsteller, Pazi-
fisten und sozialen Anarchisten Erich Müh-
sam, geboren 1876, einen hellsichtigen War-
ner vor dem Nationalsozialismus. 1932 in Ber-
lin verhaftet, wurde Mühsam nach 14 Mona-
ten Folter und Misshandlung von SS-Leuten
in Oranienburg ermordet. Den Preis erhielten
bisher u.a. Asyl- und Ausländergruppen, ein
Totalverweigerer und zuletzt die linke Jugend-
zeitung ,Junge Welt‘.
Die israelische Rechtsanwältin Felicia Langer
verteidigte über 20 Jahre lang palästinensische
Häftlinge gegen die israelische Besatzungspo-
litik. Ihr Eintreten für die Menschenrechte der
Benachteiligten wurde 1990 mit dem Alterna-
tiven Nobelpreis und 1991 mit dem Preis der
Bruno-Kreisky-Stiftung gewürdigt. Die pol-
nische Jüdin, die als Kind vor den Nazis in die
Sowjetunion geflohen war, emigrierte 1950 mit
ihrem Mann nach Israel. Nach dem Sechs-Tage-
Krieg ließ sie sich als Rechtsanwältin in Jeru-
salem nieder. Seit 1990 lebt sie in Deutsch-
land, wo sie ihr Engagement für den Frieden
in Nahost fortsetzt. Ihre Bücher sind Zeugnis-
se ihrer Lebensaufgabe, den Schwachen in der
Gesellschaft zu ihrem Recht zu verhelfen und
sich dabei von keiner staatlichen Macht beein-
drucken zu lassen.

Expertenpool
Ältere Menschen haben ein reiches Erfahrungs-
wissen aus ihrem ehemaligen Berufsleben, ih-
rer Familien- und Freiwilligenarbeit. Gemein-
nützige und kommunale Einrichtungen und In-
itiativen suchen häufig solche Menschen aus
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der Praxis für Vorträge, Seminare oder Projekt-
beratung.
Die Datenbank www. erfahrungswissen.de
bündelt die Kompetenzen der älteren Menschen
aus der Freiwilligenarbeit und bietet sie für alle
gemeinnützigen Einrichtungen, Initiativen und
Gruppen bundesweit abrufbar an. Das Projekt
‚ExpertInnenpool für freiwilliges Engagement
Älterer’ wurde von der Bundesarbeitsgemein-
schaft Seniorenbüros e.V. (BaS) im Auftrag des
Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend initiiert.
Kontakt: Marianne Riedel, eMail: riedel@
seniorenbueros.org, www.seniorenbueros.org.

Demokratie in den Kommunen
Im Juli fand auf Schloß Buchenau im hessi-
schen Eiterfeld die Tagung ‚Bürgermacht vor
Ort – Demokratie in den Kommunen‘ statt. Auf
Einladung der Initiative ‚Mehr Demokratie’ dis-
kutierten Experten und Interessierte drei Tage
lang Stand und Perspektiven der Demokratie in
Städten und Gemeinden. Themen waren unter
anderem Bürgerbegehren und Bürgerentscheid,
andere Formen der Bürgerbeteiligung, das Kom-
munalwahlrecht und bürgerschaftliches Enga-
gement. Jetzt ist der Reader zu der Tagung er-
schienen, der die verschiedenen Beiträge doku-
mentiert und vertieft. Der Tagungsreader kann
für 5,00 Euro bestellt werden.
Kontakt: Mehr Demokratie e.V., Mühlenstr. 18,
51143 Köln, Tel.: (02203) 59 28-59, Fax: -62,
eMail: nrw@mehr-demokratie.de.

Gut Genährt
Die Tatsachen sind bekannt, die Zahlen immer
erschreckender. Jedes fünfte Kind und jeder sieb-
te Jugendliche ist zu dick. Aber auch zwei von
drei Männern und jede zweite Frau bringen zu-
viel auf die Waage. Laut Schätzungen der Welt-
gesundheitsorganisation WHO ist Übergewicht
weltweit Todesursache Nummer eins, noch vor
dem Rauchen!

Demokratiepädagogik
‚Demokratie lernen & leben‘ ist ein Schulent-
wicklungsprogramm, bei dem Bund und Län-
der im Rahmen der Bund-Länder-Kommission
für Bildungsplanung und Forschungsförderung
(BLK) zusammenwirken. Das Programm will
durch die Demokratisierung von Unterricht und
Schulleben die Bereitschaft junger Menschen
zur aktiven Mitwirkung an der Zivilgesellschaft
fördern. Am Rande der für Ende Februar 2005
geplanten Halbzeitkonferenz von ‚Demokratie
lernen & leben‘ soll die ‚Deutsche Gesellschaft
für Demokratiepädagogik‘ (DeGeDe) gegrün-
det werden. Neben verschiedenen Programm-
internen Transferstrategien – u.a. die Entwick-
lung von Materialien, der Aufbau von Unter-
stützungsstrukturen sowie die Arbeit an demo-
kratiepädagogischen Standards – wird sich die
DeGeDe übergreifenden Transferaufgaben auf
dem Feld der Demokratiepädagogik widmen
und diese vorantreiben. Die Gesellschaft wird
für die Mitarbeit aller daran interessierten Grup-
pen und Einzelpersonen offen stehen.
Kontakt: Prof. Gerhard de Haan, Freie Univer-
sität Berlin,
eMail: info@demokratiepaedagogik.de,
www.blk-demokratie.de.

Forum Pazifismus
Die Zeitschrift ‚Forum Pazifismus‘ für Theorie
und Praxis der Gewaltfreiheit erscheint seit Mai
2004. Sie wird gemeinsam herausgegeben vom
deutschen Zweig des Internationalen Versöh-
nungsbundes und der Deutschen Friedensge-
sellschaft – Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) mit ihrer Bertha-von-Suttner-Stif-
tung. Die Zeitschrift erscheint vierteljährlich
jeweils mit einem Umfang von 40 Seiten.
Kontakt: www.forum-pazifismus.de.

Britischen Bankern droht Ausweisung
Eigentlich hatte das Gesetz, das Großbritannien
in Kraft setzte, im ‚Kampf gegen Terrorismus‘
helfen sollen. Nach ihm können die Vereinigten
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Staaten nämlich die beschleunigte Ausweisung
verlangen, der dann von Großbritannien auch
zügig nachgekommen wird. Aber jetzt geht es
plötzlich drei britischen Bankern in Nadelstrei-
fen an den Kragen, die unter dem Verdacht der
amerikanischen Behörden stehen, Betrug in Fi-
nanzgeschäften begangen zu haben. Den Ban-
kern wird unterstellt, sie hätten eine Beteiligung
von Greenwich NatWest an Enron unter Preis
verkauft und die Differenz selber einkassiert.
Der ihnen unterstellte Betrug hat nichts mit dem
späteren Zusammenbruch von Enron zu tun.
Alle drei Banker kämpfen nun gegen die Aus-
weisung in die Vereinigten Staaten, denn dort
können ihnen hohe Gefängnisstrafen drohen.
Sie wollen vor britische Gerichte gestellt wer-
den, denn schließlich sei ja auch in Großbritan-
nien und nicht in Amerika gekungelt worden.

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 4/2004

Regionalgeld
Die Idee, eine regionale Alternative zum Euro
anzubieten, ist nicht neu. In den vergangenen
drei Jahren entstanden in Deutschland mindes-
tens zehn verschiedene Komplementärwährun-
gen. Fünfzig weitere Initiativen planen die Ein-
führung von Regio-Geld. In der Hauptstadt gibt
es demnächst den ‚Berliner‘, in Sachsen-An-
halt kann man mit dem ‚Urstromtaler‘, im hes-
sischen Witzenhausen mit der ‚Kirschblüte‘ be-
zahlen, im bayerischen Ainring mit dem ‚Stern-
taler‘. Mit der zinslosen Währung, die meist im
Verhältnis eins zu eins gegen Euro getauscht
werden kann, soll die Kaufkraft der Region ge-
stärkt werden. Die Bundesbank beobachtet die
Entwicklung aufmerksam...
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REZENSIONEN
....................................................................................................................................

Die christliche Rechte in den USA:
Protest – Anpassung – Etablierung

in den neunziger Jahren (S. 121-259) – Die
Entwicklung (S. 283-299) – Integration durch
Partizipation (S. 299-324)) nur paradigmatisch
für die ,Integrationsfähigkeit‘ (und Demokra-
tiefähigkeit?) des politischen Systems der USA
steht. Dies wäre dann auch die eigentlich zu
diskutierende These der vorliegenden Untersu-
chung.

Geburtsstunde der neuen christlichen
Rechten
Aber zunächst zur Analyse der (neuen) christ-
lichen Rechten selbst: Für Brocker ist ein ers-
ter Ausgangspunkt der Formierung des evan-
gelikalen Milieus in der Liberalisierung der
USA in den sechziger und siebziger Jahren zu
suchen, die zu deren Verunsicherung, nicht je-
doch schon zu ihrer Politisierung führte. Die
Geburtststunde der neuen christlichen Rech-
ten ist vielmehr in Kooperationsbemühungen
der ,Neuen Rechten‘, des Neokonservatismus
mit „evangelikalen Geistlichen und Fernseh-
predigern“ (S. 53) zu sehen: „Ohne den Rück-
griff auf die vorhandenen Ressourcen der Neu-
en Rechten und ohne das Wirken der protes-
tantisch-fundamentalistischen „Bewegungsun-
ternehmer“, die die latent vorhandene Unzu-
friedenheit im evangelikalen Milieu aufgrif-
fen, bündelten und in organisatorische Aktivi-
täten übersetzten, wäre die politische Mobili-
sierung des Evangelikalismus nicht gelungen
und die soziale Bewegung der Neuen Christli-
chen Rechten nicht zu nationaler politischer
Bedeutung gelangt.“ (S. 53): Wir erinnern uns
an die ,moral majority‘ als sichtbarem Aus-
druck dieser ersten Phase der Bewegung. Ob-
wohl am Ende dieser Phase der Zusammen-
bruch der wichtigsten Organisationen dieser
Bewegung stand, resümiert Brocker, dass sie
zumindest in der „Aufmerksamkeitsstrukturie-
rung überaus erfolgreich gewesen“ (S. 119)
seien: Abtreibung, öffentliches Schulgebet, re-
ligiöse Grundlagen der Moral standen wieder
auf der politischen Tagesordnung.

Im Titel des Buches spiegelt sich schon die These
– und zugleich das Ergebnis dieser Untersu-
chung wieder: Die christliche Rechte unterliegt
– wie jede soziale Bewegung – den besonderen
Eigenheiten des politischen Systems der USA:
„Die Funktionsimperative dieses Systems las-
sen grundsätzlich, wie in den folgenden Ab-
schnitten gezeigt werden soll, die Anpassung
und Etablierung von sozialen Bewegungen er-
warten“ (S. 16). Der Autor wendet sich damit
sowohl gegen Thesen, die eine Radikalisierung
der christlichen Rechten (Theokratie u. Faschi-
sierungstendenzen) als auch ihre Marginalisie-
rung erwartet haben.

Damit ist zugleich auch klar, was diese Un-
tersuchung nicht ist und auch nicht sein will:
Eine Bestimmung der religiösen Identität, der
Herkunft, der soziologischen Stabilität der (neu-
en) christlichen Rechten als gesellschaftlichem
Segment. Und daher rührt auch die wenig zu-
friedenstellende Definition der christlichen Rech-
ten als „konservative Protestanten, die sich
durch strenge Konformität mit bestimmten
Glaubensdoktrinen des Christentums auszeich-
net und einen starken missionarischen An-
spruch hat.“ (S. 11).

Das politische System und seine
Integrationsfähigkeit
Thema dieser Habilitiationsschrift ist also eher
das politische System der USA und seine Inte-
grationsfähigkeiten sozialer Bewegungen am
Beispiel der (neuen) christlichen Rechten, so
dass am Ende der Lektüre der Eindruck vor-
herrscht, dass die ausführliche Analyse (Die
Entstehung der neuen christlichen Rechten (S.
35-61) – Die neue christliche Rechte in den acht-
ziger Jahren (S. 75-120) – Die Christliche Rechte
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Organisation als politische Bewegung
In einer zweiten Phase (1989-2000) änderten
sich die Strategien und Organisationsformen der
neuen christlichen Rechten. Vor allem organi-
sierten sie sich stärker als ,politische‘ Bewe-
gung. Viele ihrer Führer waren nun Rechtsan-
wälte, Politiker oder Politikmanager; Geistliche
und Prediger spielten nur noch eine untergeord-
nete Rolle. Auch ihre Aktionsformen veränder-
ten sich. Waren sie zu Beginn noch stark bewe-
gungsförmig (Massendemonstrationen, Protest-
kundgebungen oder Medienkampagnen) und auf
die nationale Ebene focussiert, wurden nun deut-
lich differenziertere Strategien unter Berücksich-
tigung der Eigenheiten des politischen Systems
der USA entwickelt, wie adressenorientierte
Kommunikation, der Aufbau von think tanks,
differenzierten Kooperationsformen, inhaltliche
und strategischer Spezialisierung und Aufbau
juridischer Organisationen. Eine ihrer zentralen
Strategien war laut Brocker (S. 191) aber vor
allem die Infiltration und Unterwanderung der
Republikanischen Partei und die Wahlunterstüt-
zung republikanischer Kandidaten. Hier bietet
Brocker detailiert und ausführlich Einblick in
Erfolge und Mißerfolge der christlichen Rech-
ten. Natürlich läßt sich deren Einfluss auf die
Republikaner nicht präzise quantifizieren, wie
relevant aber diese politische Verbindung zwi-
schen Republikanern und christlicher Rechten
ist, zeigt sich daran, dass George W. Bush mehr
als ein Drittel seiner Stimmen aus dem Lager
der ,Religiösen Rechten‘ erhielt. Auch bei kom-
munalen und einzelstaatlichen Referenden konn-
te die christliche Rechte in immerhin etwa über
der Hälfte ihrer eigenen Initiativen erfolgreich
sein, ebenso waren die Aktivitäten ihrer juridi-
schen Organisationen durchaus erfolgreich: In
Folge ihrer Interventionen beim U.S. Supreme
Court wurden ebenfalls in mehr als der Hälfte
ihrer Interventionen konservative Entscheidun-
gen gefällt (Religion und öffentliches Schulwe-
sen – staatliche Förderung von Konfessions-
schulen – Abtreibung/ Geburtenkontrolle sind

durch ausführliche Tabellen belegt; wie das
Buch insgesamt durch detaillierte Statistiken,
konkrete Organisationsbeschreibungen und bi-
ographische Ausführungen zu den wichtigsten
Führern der Christlichen Rechten glänzt).

Einfluss auf das politische System
Wie aber ist nun der Einfluss der christlichen
Rechten im politischen System der USA, auf
die faktische Politik und die ideologische He-
gemonie zu bewerten? Setzt man die Einzelbil-
der der vorliegenden Untersuchung zusammen,
so zeigt sich das Bild einer wahlrelevanten, po-
litisch aktiven oder mindestens aktivierbaren Be-
völkerungsgruppe in den USA (Mittelstand,
mäßig gebildet, weiß), die in ethischen Fragen
gegen die Abtreibung, für die Todesstrafe, und
intolerant gegenüber Homosexuellen eingestellt
ist. Sie ist stark antikommunistisch oder markt-
radikal, optiert gegen einen Wohlfahrtssaat und
ist von einem außen-, beziehungsweise sicher-
heitspolitischen Gnostizismus und Dualismus
geprägt. Ihre Führer, oder die sie organisieren-
den ,Bewegungsunternehmer‘ verfügen über
erhebliche Kontakte und Netzwerke in politi-
sche, vor allem republikanische Kreise.

Bitterer Nachgeschmack
Das Fazit des Autors lautet unter anderem: Das
fragmentierte und für pluralistische Einflussnah-
me relativ offene politische System der USA führt
zu einer fortschreitenden Akkomodation von
Bewegungen an das System der pluralistischen
Intereressensrepräsentation. Eine allgemein hohe
kulturelle Resonanz von Bewegungsthemen in
der politischen Kultur der USA und bei den ge-
sellschaftlichen Eliten ermöglicht die Unterstüt-
zung der Bewegungen (gleich ob liberale Men-
schenrechtsbewegung oder neue christliche Rech-
te) beim jeweiligen politischen Gegner und wür-
de umgekehrt den Verlust dieser Unterstützung
durch Radikalisierungstendenzen bedeuten (S.
320): Der Einfluss der neuen christlichen Rech-
ten ist erheblich, aber der gewaltenteilige Aufbau
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des politischen Systems erzwingt geradezu eine
Moderierung politischer Positionen und ent-
schärft damit deren Einfluss und Bedeutung. Und
genau hier bleibt ein erheblich bitterer Lektüre-
nachgeschmack. Systemtheoretisch ist diese
Schlussfolgerung sicherlich richtig: Das politi-
sche System der USA ist in der Lage, solche
Oppositionen zu integrieren.

Den reinen Funktionserhalt aber, unabhän-
gig davon, ob eher ,konservativ‘ oder eher ,li-
beral‘ schon als demokratiefähig zu feiern, bleibt
doch fragwürdig. Denn auch wenn das System
,funktioniert‘, hat die politische Verschiebung
in den USA, zu der die neue christliche Rechte
ihren Teil beiträgt, erhebliche physische Aus-
wirkungen auf eine Reihe von Menschen, um
es einmal vorsichtig zu formulieren: auf die vier-
zig Millionen Armen, 20 Prozent Analphabe-
ten, auf die 15 Prozent der Bevölkerung, die
nicht krankenversichert sind, oder auf die Op-
fer des ,Kriegs gegen den Terror‘ (die eigenen
und die in Afghanistan, Irak und anderswo).
Die politische Stabilität eines Systems an sich
kann wohl kaum ein Kriterium für seine Demo-
kratiefähigkeit sein. Es sei denn, man versteht
unter Demokratie die nicht vorrangig repressi-
ve Reproduktion eines politischen Systems.
Solche Definitionen sind zwar heute durchaus
üblich, aber theoretisch nicht abgedeckt und aus
der Perspektive der Opfer solcher Systeme
schon gar nicht legitimierbar.

Wenn man aber von dieser Hintergrundan-
nahme absieht und sich seine eigenen Gedanken
macht, ist das Buch eine material- und detailrei-
che Rekonstruktion der Geschichte und Politik
der führenden Personen und wichtigsten Orga-
nisationen der christlichen Rechten in den USA.

Michael Ramminger, Münster
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Jesus Freaks – ganz normale
Gläubige?

Im Feuilleton wird derzeit allerorts ein Come-
back der Religionen bei Jugendlichen vor allem
im islamischen und christlichen Sektor prog-
nostiziert. Dies löst Beunruhigungen aus, schei-
nen diese neureligiösen Trends doch nicht un-
bedingt mit den Idealen einer modernen, tole-
ranten Zivilgesellschaft kompatibel zu sein, wie
zuletzt bei den US-Wahlen der wahlentschei-
dende Machtfaktor ,Evangelisten‘ gezeigt hat.
Und in der Tat ist  nicht alles progressiv, was da
heranwächst, selbst wenn es im schrillen Ge-
wand der Punks und Techno-Jünger daher-
kommt wie bei den so genannten Jesus Freaks:
Homosexualität und Kiffen ist ,eine Sünde wie
Mord oder Lügen‘, ebenso Sex vor der Ehe,
Scheidung, Abtreibung oder ,Rebellion‘ – er-
klären die 16- bis 30-jährigen Jesus Freaks, die
in der neuen Szene-Studie von Klaus Farin und
seinen MitstreiterInnen beim Archiv der Jugend-
kulturen zu Wort kommen. Zwar sprechen sie
sich zumeist gegen gesellschaftliche Repressio-
nen aus und bezeichnen ihre Haltung als ,indi-
viduelle Glaubenseinstellung‘, die sie durch
,Überzeugung‘, nicht Sanktionen unter den
Menschen verbreiten wollen, doch die unbe-
fangene Leserin fragt sich unwillkürlich: noch?
Und was ist, wenn diese in den Interviewport-
räts durchaus sympathisch-freundlich wirken-
den ,Freaks‘ älter und vielleicht einflussreicher
werden und ihre jugendgemäße Toleranz all-
mählich verlieren? Halten sie, die eifrigen Mis-
sionare im Auftrag des Herrn, den Widerspruch
zwischen ihrem zutiefst fundamentalistisch-
frommen Glauben, der die Bibel eins zu eins
ohne historische Abstriche zur moralischen
Grundhaltung ihres Lebens erklärt, und dem
doch aus ihrer Perspektive unsäglich hedonis-
tisch-liberalen Leben ihrer Umwelt aus? Noch
ist es verfrüht und polemisch, die diversen
Gruppierungen ,wiedergeborener Christen‘ am
Rande der Amtskirchen wie die derzeit in
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Deutschland nicht mehr als 10 000 Mitglieder
zählenden Jesus Freaks in die so mächtige wie
reaktionäre Bewegung der amerikanischen
Evangelisten einzuordnen, doch zahlreiche ide-
ologische Parallelen und konkrete Vernetzungs-
bemühungen sind unbestreitbar vorhanden.
Hier sollten progressive Christen und andere
rechtzeitig den Dialog suchen und das Feld
nicht den Heilsbringern von rechtsaußen über-
lassen.

Authentisches Bild der Szene
Publikationen des Archiv der Jugendkulturen
zeichnen sich ja üblicherweise dadurch aus,
dass sie frühzeitig – bevor die Wissenschaft
und die seriöse Publizistik das Thema entdeckt
– auf neue, gesellschaftlich relevante Entwick-
lungen im Umfeld jugendlicher Kultur- und
Freizeitwelten aufmerksam machen. Dass das
kleine private Institut so schnell wie fundiert
auf Trends reagieren kann, liegt an der immer
wieder bewusst gesuchten Nähe zu den Sze-
nen selbst. Selbst Angehörige üblicherweise
verdeckt agierender Szenen wie Satanisten oder
Neonazis werden –trotz offen bekundeter in-
haltlicher Distanz – mit dem Versprechen ge-
ködert, ausführlich und unzensiert zu Wort zu
kommen. So sind die Veröffentlichungen des
Archiv der Jugendkulturen stets sehr genaue,
authentische Abbilder der subkulturellen Rea-
lität vor allem von Szenen, an die sich ‚norma-
le‘ ForscherInnen oft gar nicht herantrauen
oder schon aufgrund ihres Habitus keine Chan-
cen haben – und damit eine unerschöpfliche
und unverzichtbare Quelle für die Arbeit eben
dieser anderen WissenschaftlerInnen, aber
auch für politische BildnerInnen, Medien- und
Bewegungsmenschen.

Theoretische Reflexion steht zurück
Die theoretische Reflexion, gar Theoriebildung
ist allerdings keine Stärke der eher ethnogra-
phisch ausgerichteten Studien des Archiv der
Jugendkulturen. Das gilt auch für die beiden

neuen Veröffentlichungen: Farin liefert ergän-
zend zu den zahlreichen und durchaus wider-
sprüchlichen und spannenden O-Tönen der
,Freaks‘ eher knappe Kommentierungen, er-
läutert allerdings zum ersten Mal in einem An-
hang ausführlich die Arbeitsweise und For-
schungspraxis ,seines‘ Hauses. Kurt Möller,
als betreuender Professor der studentischen
Forschungsgruppe ,Jugend und Religion‘ an
der Fachhochschule für Sozialwesen im ba-
den-württembergischen Esslingen, stellt der
Arbeit zwar ein zwölfseitiges Essay zum reli-
giösen Revival voran. Doch auch hier stehen
Interviews im Mittelpunkt, die seine Studen-
tInnen mit christlichen, islamischen und jüdi-
schen Jugendlichen sowie Neonazis und Fuß-
ballfans über ihre religiösen Vorstellungen
führten. Vielleicht mit Ausnahme der Neona-
zis sind es keine extremen Jugendlichen, die
hier zu Wort kommen, sondern eher ganz nor-
male Gläubige zwischen 12 und 30 Jahren,
wie man ihnen überall zwischen Rostock und
Passau begegnen kann. Aber gerade das – und
die Abfolge kontrastreicher, aber oft auch er-
staunlich übereinstimmender Statements ver-
schiedener religiöser ,Konfessionen‘ – macht
auch den besonderen Reiz dieses Buches aus,
das zwar nicht die Frage beantworten kann
(und will), ob es generell zu einem Comeback
der Religiosität unter Jugendlichen kommt,
aber einen durchaus tiefgründigen Einblick in
das Seelen- und Geistesleben derjenigen Ju-
gendlichen bietet, deren Sinnsuche bereits in
diverse religiöse Pfade gemündet ist.

Edith Winner, Berlin
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Neues von der Zivilgesellschaft?

Jahrbücher dienen gewöhnlich zwei Aufgaben:
Einerseits sind sie eine Art Rechenschaftsbe-
richt, in dem die Tätigkeit der Institution doku-
mentiert ist. Andererseits können sie auch Pers-
pektiven und geplante Programme aufzeigen.
Das Jahrbuch 2003 des Wissenschaftszentrums
Berlin für Sozialforschung (WZB) ist aus bei-
den Blickwinkeln interessant.

Akzentverschiebung
Mit dem Auslaufen der Abteilung Öffentlich-
keit und Soziale Bewegungen 2000 und einer
Herabstufung zur Arbeitsgruppe ,Politische
Öffentlichkeit und Mobilisierung‘ gab es eine
Akzentverschiebung am WZB, bei der die Be-
wegungsforschung an Stellenwert einbüßte.
Ansgar Klein befürchtete damals in einer Stel-
lungnahme im Forschungsjournal einen „Ab-
schied auf Raten von der Bewegungsforschung“
(FJ NSB 1/2001, 117-119).

Nun widmet das WZB sein Jahrbuch 2003
der Zivilgesellschaft, also einem Thema im wei-
teren Feld der Bewegungsforschung. Das The-
ma selbst, aber auch die Zusammenstellung des
Bandes, spiegelt den Einfluss vom WZB-Präsi-
denten Jürgen Kocka, der das Amt Anfang 2001
von dem Bewegungsforscher Friedhelm Neid-
hardt übernommen hatte. Kocka rief einen neu-
en Schwerpunkt zu ,Zivilgesellschaft, Konflik-
te und Demokratie‘ ins Leben, der mit zwei Ab-
teilungen, zwei Arbeitsgruppen und einer Ar-
beitsstelle ähnlich wie andere Schwerpunkte
ausgestattet ist. Die neu am WZB vertretene
Disziplin des Historikers Kocka schlägt sich im
Band nieder. So sind die Beiträge nicht nur so-
ziologisch und politikwissenschaftlich geprägt,
sondern es finden sich auch historische Artikel.

Zivilgesellschaft im historischen
Kontext
In dem ersten der vier Abschnitte wird das Kon-
zept der Zivilgesellschaft in einen historischen

Kontext gestellt. Dieter Gosewinkel und Dieter
Rucht führen soziologische und historische Per-
spektiven auf Zivilgesellschaft in einem Beitrag
zusammen. So wird einerseits historisch ein
Blick auf Selbstdefinition und Träger von Zi-
vilgesellschaft geworfen. Andererseits schlagen
die Autoren eine systematische Konzeption von
zivilgesellschaftlichem Handeln als spezifi-
schem Modus sozialer Interaktion vor, der „nicht
moralisch oder affektiv motiviert“ ist, sondern
„auf der Überzeugungskraft der Vorteile koope-
rativen Handelns“ beruhe (S. 45f). In dieser
Weise wird Zivilgesellschaft abgegrenzt von
Staat, Gemeinschaften und Wirtschaft. Die Fo-
kussierung der Zivilgesellschaft auf Solidarität
lehnen die Autoren explizit ab. Damit bleibt
allerdings unklar, warum sich Zivilgesellschaft
von Wirtschaft unterscheidet, beruht doch auch
jeder Kauf auf der wechselseitigen Einsicht in
den Vorteil einer (kooperativen) Tauschhand-
lung. Sven Reichardt weist auf die Ambivalen-
zen von hoher Mobilisierung in nicht-staatli-
chen Vereinen hin, mit dem Verweis auf die
Weimarer Republik. In dieser Zeit waren zwar
viele Menschen in Vereinen aktiv, allerdings auch
mit hoher Gewaltbereitschaft, was bekanntlich
zur Destabilisierung des ganzen Staatswesens
führte. Hier wird die Bedeutung von Zivilität
für Zivilgesellschaft deutlich. Die Bedeutung
von Gewalt wird auch von Ute Hasenöhrl ana-
lysiert, die sich mit zivilem Ungehorsam, also
der Regelverletzung unter Gewaltverzicht, im
Kontext der Anti-AKW-Bewegung beschäftigt.

Zivilgesellschaftliche Organisationen
Der zweite Abschnitt ,Intermediärer Bereich und
Dritter Sektor‘ nimmt die zivilgesellschaftlichen
Organisationen in den Blick, wobei nun Zivil-
gesellschaft als gesellschaftlicher Bereich und
nicht als Handlungsmodus zu verstehen ist.
Eckhard Priller und Annette Zimmer referieren
einige interessante Ergebnisse aus dem Johns-
Hopkins-Projekt mit Blick auf die ideelle Aus-
richtung im Spannungsverhältnis zu wirtschaft-
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lichen Anforderungen. Helmut K. Anheier und
Matthias Freise fragen nach der Rolle von Zi-
vilgesellschaft im Staatsverständnis und der
Bedeutung dieses Verständnisses für die Orga-
nisationen im Dritten Sektor. Dietlind Stolle,
Marc Hooghe und Michele Micheletti referie-
ren eine Vorstudie zu politischem Konsum. Po-
litische Ziele lassen sich nicht nur durch Forde-
rungen an staatliche Stellen durchsetzen, son-
dern auch durch politisch ausgerichtetes Kon-
sumverhalten. Dieser vernachlässigten Perspek-
tive nähert sich der Beitrag an und kann zeigen,
dass politischer Konsum zumindest unter Stu-
dierenden weit verbreitet ist. Die Sektion Politi-
sche Soziologie der Deutschen Gesellschaft für
Soziologie wird eine Tagung im Juni 2005 in
Gießen dem Thema widmen. Bernhard Weßels
richtet den Blick auf die Transformationsgesell-
schaften Mittel- und Osteuropas. Die Entwick-
lung einer funktionsfähigen Zivilgesellschaft
wurde immer wieder als entscheidende Voraus-
setzung für die Entstehung einer stabilen De-
mokratie angesehen. Doch das für Zivilgesell-
schaften so wichtige Vertrauen ist im Laufe der
Transformation eine knappe Ressource. Weßels
stellt nun den Organisationsgrad der Gesell-
schaften in Beziehung zu Vertrauen, wirtschaft-
licher Entwicklung und der Größe einer Mittel-
klasse. Die Entwicklung einer Zivilgesellschaft
scheint ,im Gleichklang mit anderen Moderni-
sierungsprozessen‘ fortzuschreiten; Ostdeutsch-
land und die Slowakei sind in vergleichsweise
günstigen Situationen während die Zivilgesell-
schaft Russlands nach wie vor in einer schwie-
rigen Situation ist.

Wenn der Staat das Vertrauen
verliert
Der Abschnitt ,Vom Staatsversagen zu Gover-
nance‘ untersucht Konstellationen, in denen der
Staat nicht oder nur eingeschränkt durch sein
Gewaltmonopol die Grundlage für Vertrauen
schaffen kann. Doch auch in solchen Situatio-
nen ist Zivilgesellschaft nicht ausgeschlossen.

Der Vergleich von nationalen Organisationen
des Roten Kreuzes in Bosnien-Herzegowina
und Albanien von Catherine Götze ist instruk-
tiv, weil er deutlich macht, wie die Art der ano-
mischen Situation in beiden Ländern auf die
Möglichkeit freiwilliger Organisation zurück-
wirkt. Während in Bosnien-Herzegowina die
ethnischen Verwerfungen und die Politisierung
auch des Roten Kreuzes die Mobilisierung von
Freiwilligkeit stark behindern, ist in Albanien
das Rote Kreuz ein Kontrapunkt zu der hoch
prekären gesellschaftlichen Situation. Die Kon-
zentration auf Europa überschreitet Shalini Ran-
deria mit ihrer Untersuchung von Kastensoli-
darität als Modus zivilgesellschaftlicher Bin-
dung. Der ,listige Staat‘ setzt nicht seine Sou-
veränität kompromisslos durch, sondern greift
partiell ein, überlässt aber partiell auch die
Rechtssetzung und Rechtssprechung traditio-
nellen, kastengebundenen Institutionen, die
selbstorganisiert, also gewissermaßen eben zi-
vilgesellschaftlich für gesellschaftliche Ordnung
sorgen. Gunnar Folke Schuppert plädiert in sei-
nem theoretischen Artikel für zivilgesellschaft-
lichen Rechtssetzungs- und Rechtsumsetzungs-
pluralismus auch in europäischen Gesellschaf-
ten.

Jenseits des Nationalstaats
Das letzte Großthema ist Zivilgesellschaft
jenseits des Nationalstaats. In einem wie-
derum historischen Beitrag beschreibt Hart-
mut Kaelble die Entwicklung von Ansätzen
einer europäischen Zivilgesellschaft, die nur
zum Teil, in den letzten Jahren aber ganz
dominant, in Verbindung mit der Europäi-
schen Union und ihren Vorläufern steht. Kris-
tine Kern befasst sich mit Netzwerkorgani-
sationen jenseits der Nationalstaaten. Ihr geht
es dabei nicht allein um die zivilgesellschaft-
liche Beeinflussung von Rechtssetzung
trans- oder supranationaler Regierungsinsti-
tutionen, sondern um die Möglichkeiten zi-
vilgesellschaftlicher Rechtssetzung und
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Umsetzung ohne Nationalstaaten. Dies wird
am Beispiel des ausgesprochen erfolgreichen
,Forest Stewardship Council‘ (FSC), einer
globalen Zertifizierung nach ökologischen
und sozialen Gesichtspunkten in der Forst-
wirtschaft, untersucht. Das FSC kann sich
global in erstaunlichem Maße durchsetzen,
weil die Zertifizierung zu einem wichtigen
Argument bei politischem Konsum wird.
Wolfgang van den Daele und Rainer Döbert
berichten aus einem Diskursverfahren zum
Zugang patentgeschützter Medikamente, an
dem Pharmaunternehmen, Nicht-Regie-
rungsorgansiationen, unabhängige Experten
und Vertreter von Regulierungsinstanzen
beteiligt waren. Gerade bei der Behandlung
von AIDS-Patienten besteht ein tiefer Gra-
ben zwischen solidarischer Rhetorik und
Zugang zu Medikamenten. Moralische An-
forderungen an Unternehmen wurden in dem
Diskursverfahren getestet mit dem Effekt,
dass sich beide Seiten aufeinander zu bewe-
gen müssen und Grundsätzliches anerken-
nen. Für Handlungen bleibt aber die Weltso-
lidargemeinschaft eine Vision. Dietmar Jaz-
binsek präsentiert und illustriert beispielhaft
die These, die Zivilgesellschaft in den USA
sei nicht entsprechend Putnams Behauptung
in einem Niedergang begriffen, sondern ent-
wickle sich zu einem Medienlobbyismus.
Jeanette Hofmann betrachtet das Experiment
der Demokratie im Netz, der Wahlen von
neun Nutzervertretern in dem Gremium für
einige Regulierungen im Internet (ICANN).
Im Prozess dieser Wahl lässt sich beobach-
ten, wie die Idee einer demokratischen Be-
teiligung von Nutzern der Internet-Commu-
nity bei einer NGO an Legitimität verliert.
Während Nicht-Regierungsorganisationen
zunächst oftmals ein legitimatorisches Plus
verbuchen können, indem sie überhaupt Par-
tizipation gewährleisten, lässt sich an die-
sem Fall sehen, wie die geringe demokrati-
sche Verankerung in einer breiten Gruppe

(hier der Internetnutzer) zunehmend als De-
fizit angesehen wird. Zu einer skeptischen
Einschätzung der Rolle von zivilgesellschaft-
lichen Akteuren kommt auch Helmut Weid-
ner, der seine Überlegungen in Anlehnung
an ein Diskursverfahren der Bergbau- und
Metallindustrie entwickelt. Die Beteiligung
von zivilgesellschaftlichen Akteuren an dem
Deliberationsverfahren war, im Rahmen des
möglichen, hilfreich für eine umfassende
Problembetrachtung, letztlich bleiben aber
die Deliberationen gegenüber starken Inter-
essen machtlos. Dieter Rucht schließlich sor-
tiert im letzten Beitrag des Bandes die unter-
schiedlichen Strömungen von Globalisie-
rungskritikern auf ihre Ideologie und Akti-
onsvorstellungen hin. Dabei tut sich eine
große Spannbreite unterschiedlicher Kritik-
ausrichtungen auf und auch die Vorstellun-
gen, wie Wandel herbeigeführt werden soll,
reichen von Diskussion und Expertise bis
zu Revolution der Straße. Auffällig ist
allerdings die Theorieferne; ganz anders als
in der Studentenbewegung der 1968er.

Spannende Zusammenstellung
Das Jahrbuch ist eine spannende Zusammen-
stellung unterschiedlicher Beiträge zum The-
ma Zivilgesellschaft. Dass die Autorinnen und
Autoren dabei kein kohärentes gemeinsames
Verständnis von Zivilgesellschaft entwickeln,
kann nicht verwundern angesichts der vielen
Schattierungen des Begriffs in der wissen-
schaftlichen Diskussion. Die einleitende De-
finition der Herausgeber versammelt einige
Aspekte, die allerdings, insbesondere ange-
sichts der normativen Aufladung („friedliches
Handeln“, das sich „auf das allgemeine Wohl“
bezieht, S. 11), in der definitorischen Zusam-
menstellung nicht weiterhelfen. So widerspre-
chen praktisch alle Autoren des Bandes die-
ser Definition einschließlich der Autoren des
ersten Beitrages, die Mitautoren der Einlei-
tung sind. Die normative Aufladung von Zi-
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vilgesellschaft schwingt in vielen Beiträgen
mit, zum Teil wäre eine etwas nüchternere
Betrachtung günstiger. Der Band ließe sich
auch schlüssig ergänzen etwa durch die Un-
tersuchung der Mafia als zivilgesellschaftli-
cher Organisation bei Staatsversagen oder al
Quaida als transnationalem zivilgesellschaft-
lichem Netzwerk. Die Beispiele machen die
normative Ambivalenz deutlich, die wie für
praktisch alle Phänomene, auch für das Zivil-
gesellschaftskonzept gilt.

Breite der Beiträge
Die bemerkenswerte Stärke des Bandes liegt
in der Breite der Beiträge, die jeweils auf
ihre Weise Aspekte von Zivilgesellschaft
meist fundiert diskutieren. Hier finden sich
quantifizierende Querschnittsstudien neben
Fallstudien, Betrachtungen von Zivilgesell-
schaft in Deutschland, Europa, Indien oder
transnational bis global, Diskussionen von
demokratisierenden Wirkungen, aber auch
Geschichten vom Scheitern – sogar der nur
kurz angerissene Verweis auf die Gefahr von
freiwilliger politischer Aktivität gegen den
demokratischen Staat in der Weimarer Re-
publik. Die Herausgeber haben auf eine ab-
schließende Diskussion verzichtet, aber die
Beiträge regen, gerade wenn man sie in grö-
ßerer Menge rezipiert, zu weiteren Theoreti-
sierungen und Brückenschlägen an. Dies ist
die bemerkenswerte Leistung des Bandes:
eine ganze Reihe interessanter, bedenkens-
werter Beiträge in einem Diskurs zu Zivilge-
sellschaft zu leisten, in dem schon alles ge-
sagt schien.

Jochen Roose, Berlin
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Geschlecht als politische und
politikwissenschaftliche Kategorie

„Hierarchisierung der Geschlechter und Igno-
ranz der Geschlechterverhältnisse gelten nach
wie vor als konstitutiv für politikwissenschaft-
liches Denken und Analysieren“ (Sauer/Rosen-
berger: 11). Dies ging solange gut, bis vor über
20 Jahren transdisziplinär arbeitende und be-
wegungsverbundene Frauenforscherinnen ih-
ren kritischen Blick auch auf die Politikwissen-
schaft zu richten begannen. Die Dekonstrukti-
on impliziter maskulinistischer Annahmen ihrer
Schlüsselbegriffe ist seither im Gange, doch trotz
(oder auch wegen) ihrer destabilisierenden Wir-
kung wird sie von ihren AdressatInnen nur un-
zureichend wahr- bzw. ernst genommen.

Streitbare Anfänge
Ein Großteil der Zielgruppe des Studienbuches
,Politikwissenschaft und Geschlecht‘ kennt die
Rahmenbedingungen der streitbaren Anfänge
heute nur mehr vom Hörensagen. Nicht so die
Autorinnen, die die inzwischen erfolgte Diszi-
plinierung und Diversifizierung der politikwis-
senschaftlichen Frauen- und Geschlechterfor-
schung mit erlebt und geprägt haben. Sie haben
auch die Rekonstruktion, also das Engendering
eben jener ,klassischen‘ Konzepte ihrer eigenen
wissenschaftlichen Baustelle, mit betrieben, und
stellen diese ganz bewusst in den Mittelpunkt
des kollektiv konzipierten Sammelbandes:
Macht und Herrschaft, Staat, Recht und Institu-
tionen, Öffentlichkeit und Privatheit, Arbeit und
Arbeitsteilung, Demokratie, Partizipation und
Repräsentation, Identität und Interesse, Krieg
und Frieden. Diese Begriffe allein lassen wenig
Feministisches erahnen, da sie inmitten dessen
liegen, was ohnehin den Mainstream konstitu-
iert. Doch das Konzept geht auf. Die kritisch-
reflexive In(tro)spektion des Faches selbst, des
Malestream hegemonialer Sichtweisen einer
wissenschaftlichen Disziplin, ist Ausgangs-
punkt und Ziel der Textsammlung.
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Politikwissenschaftliche Kategorie
Eva Kreisky legt mit ihrem Beitrag über Ge-
schlecht als politische und politikwissenschaft-
liche Kategorie nicht nur im Buch den Grund-
stein. Ihre Person und Arbeit haben manche der
Autorinnen des Bandes ein Stück des Weges
begleitet. Kein Zufall also, dass ihr das Buch
gewidmet ist, als Geburtstagsgeschenk,
vielleicht auch für ihre Geburtshelferinnenschaft
innerhalb der deutschsprachigen frauen- und
geschlechterforschenden Politikwissenschaft.
Ihr Beitrag jedenfalls propagiert geschlechter-
kritische Arbeit an Begriffen und stellt ein Plä-
doyer für einen wissenschaftstheoretischen Be-
griff von Geschlecht dar. Dort knüpft Regina
Dackweiler an, wenn sie die Disziplin nach
Wissenschaftskritik, Methodologie und Metho-
den befragt, deren Androzentrismus kritisiert
und die Frauen- und Geschlechterforschung
selbst vor diesem Hintergrund reflektiert. Sabi-
ne Lang widmet sich der für Feministinnen
immer schon zentralen Frage nach den Grenzen
von privat und öffentlich, deren Überschreitung
ja Frauenbewegung und Frauenforschung erst
ermöglicht hat. Macht, Herrschaft und Gewalt
stehen im Zentrum der Auseinandersetzung von
Cornelia Klinger mit diesen Grundbegriffen des
Politischen und Gesellschaftlichen in der politi-
schen Theorie und deren theoretischer wie prak-
tischer Relevanz für feministische Debatten.
Birgit Sauer problematisiert die politikwissen-
schaftliche Zentralkategorie Staat und stellt die
Frage nach einer aus feministischer Perspektive
Sinn machenden Verortung von Governance in
der zunehmenden Transformation von Staatlich-
keit hin zu globalisierten Steuerungs- und Herr-
schaftsmechanismen und nach darin möglichen
frauenpolitischen Interventionen. Barbara Hol-
land-Cunz wirft Fragen zu Demokratie, Staats-
bürgerschaft und Partizipation auf, die noch lange
nicht zur konsensualen feministischen Zufrie-
denheit gelöst sind. Um strukturelle Unterre-
präsentanz von Frauen in politischen Institutio-
nen und um Repräsentationsforschung geht es

bei Sibylle Hardmeier, wobei auch das heftig
umstrittene frauenpolitische Instrument der
Quoten zur Debatte steht. Zwar sind mit den
Konzepten Interesse und Identität pluralistische
Politikformen assoziiert, die sich gerade im
Kontext von Europäisierung und Globalisierung
für die Rezeption frauen- und geschlechterfor-
schender Erkenntnisse anbieten. Doch bei nä-
herer Betrachtung durch Sieglinde Rosenberg-
er wird deutlich, warum gerade deren feministi-
sche Interpretationen in den politikwissenschaft-
lichen Mainstream nicht leicht zu integrieren
sind. Ute Behning thematisiert die Geschlechts-
spezifik von Arbeit und Arbeitsteilung als
Grundelement der Ordnung gesellschaftlicher
Verhältnisse und zeichnet deren Debatten nach.
Politik und Recht und die dahinter liegenden
geschlechtszentrierten Paradigmen werden von
Gabriele Wilde analysiert. Um Krieg und Frie-
den in den Internationalen Beziehungen geht es
schließlich bei der geschlechterkritschen Be-
trachtung durch Cilja Harders, die nach den
Orten von Frauen, aber auch nach der hegemo-
nialen Maskulinität in und nach feministischen
Gegenentwürfen zu dieser Teildiszplin fragt.

Blick aus dem Zentrum
in das Zentrum
Das Konzept des Bandes spricht eine deutliche
Sprache: Geschlecht dient hier durchwegs nicht
als Bindestrich-Thema, nicht als In-den-Haupt-
strom-Bringen einer möglicherweise verwäs-
serten Genderei. Geschlecht ist hier explizit
politikwissenschaftliche und politische Katego-
rie, die immer noch einiges in Frage stellen kann,
soll und will. Den gemeinsamen Nenner der
Autorinnen bilden der Ansatz der Re- und De-
konstruktion und die Fokussierung auf einige
wenige zentrale Konzepte, die Betonung ihrer
Verknüpfungen, das Ausleuchten ihrer Kontro-
versen und schließlich das Entwickeln von Per-
spektiven in der gegenseitigen Rezeption von
Geschlechterforschung und Politikwissenschaft.
Möglicherweise spiegelt dieser Konsens auch
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eine weitere gemeinsame Blickrichtung: Aus der
strukturell unvermeidlichen und inhaltlich not-
wendigen Marginalisiertheit frauenforschender
Anfänge kommend, sind inzwischen alle Au-
torinnen in den Zentren der Wissensproduktion
ihrer Zunft angelangt. Dies ermöglicht einerseits
das Entstehen dieses wichtigen Studienbuches.
Andererseits erlaubt der konzentrierte Blick aus
dem Zentrum in das Zentrum auch den Verzicht
auf die Vielfalt der feministischen Ränder.

LeserInnenfreundliche Gestaltung
Die leserInnenfreundliche Gestaltung des Ban-
des beginnt beim verlockend einfach darge-
stellten Inhaltsverzeichnis, setzt sich fort bei
der viel versprechenden Einleitung, zieht sich
durch alle Beiträge, die mittels optischer Her-
vorhebungen den Argumentationsverlauf rasch
zu erfassen erlauben, und mündet in ein Glos-
sar, in dem sich wesentliche Begriffe erörtert
nachlesen lassen. Das etwas kurz geratene Ab-
kürzungsverzeichnis wird wett gemacht durch
ein umfassendes, kollektiv erstelltes Literatur-
verzeichnis, das auf die gemeinsamen Ressour-
cen der Autorinnen verweist, über die kurze
biografische Anmerkungen samt aktueller Pu-
blikationen bereit gestellt werden. Das umfang-
reiche Personenregister weckt die Hoffnung
auf die weiter voranschreitende Verbreitung
dieser Art von Wissenschaft. Am Ende klap-
pen die nun informierte und motivierte Ge-
schlechterforscherin und der ebensolche Ge-
schlechterforscher das Buch zufrieden zu, doch
wird man gewissermaßen zurück an den Start
der Frauenforschung verwiesen: Im Gegen-
satz zu anderen Bänden dieser Reihe sind die
Herausgeberinnen am Buchumschlag nicht als
-innen erkennbar. Gut zu wissen, dass S. K.
Rosenberger und B. Sauer zwei ganz und gar
nicht abgekürzte feministische Professorinnen
des Instituts für Politikwissenschaft an der
Universität Wien sind.

Claudia Brunner, Wien

Besprochene Literatur
Sieglinde Rosenberger/Birgit Sauer (Hg.)

2004: Politikwissenschaft und Geschlecht.
Konzepte – Verknüpfungen – Perspektiven.
Wien: UTB/WUV.
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Frauenbewegung und
EU-Erweiterung

Ingrid Miethe und Silke Roth unterstreichen die
Tatsache, dass der EU-Erweiterungsprozess
(wie jeder andere politische und soziale Pro-
zess) geschlechtsspezifisch strukturiert ist und
dass die in der jüngeren Vergangenheit eher skep-
tische feministische Perspektive auf die Rolle
und den Einfluss europäischer Politiken einer
tendenziell eher optimistischen Sicht gewichen
ist. Mit diesem Optimismus fragen sie in ihrem
Band nach den Chancen und Herausforderun-
gen, den Gelegenheitsstrukturen und den Hand-
lungsräumen, die die Europäische Union und
der Beitrittsprozess den Frauenbewegungen in
Europa geboten hat und in Zukunft bieten wird.
Dabei wird die Frage bearbeitet, wie globale,
regionale und nationale Ebenen miteinander ver-
knüpft sind und welche Bedeutung die EU für
die europäischen Frauenbewegungen hat. Ute
Gerhard diskutiert mit einem Beitrag zum The-
ma ,Die Europäische Union als Rechtsgemein-
schaft und politische Gelegenheitsstruktur‘ (de-
mokratische) Diskrepanzen und Handlungs-
möglichkeiten, wenn einerseits zwar immer stär-
ker über Brüssel auf die europäischen Bürge-
rInnen Einfluss ausgeübt wird, anderseits aber
deren Beteiligungsmöglichkeiten nicht entspre-
chend entwickelt werden.

Barbara Einhorn richtet den Blick auf die
Frauenbewegungen und die sie prägenden un-
terschiedlichen ,Feminismen‘. Sie fragt nach den
historischen und kulturellen Erklärungsmustern,
die sich für diese Unterschiede finden lassen
und wie ein nicht ausschließender Umgang mit
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Differenzen in der Zusammenarbeit in Frauen-
bewegungen gestaltet werden könnte.

Die Mitherausgeberin Silke Roth widmet
sich in zwei eigenen Beiträgen zum einen der
Frage der Bedeutung des Gender-Mainstrea-
ming-Ansatzes im Kontext der EU-Osterweite-
rung, zum anderen lotet sie nationale und inter-
nationale Einflüsse auf (unterschiedliche) euro-
päische Frauenbewegungen aus. Anhand des
Ansatzes des Gender Mainstreaming wird ge-
zeigt, wie frauenpolitische Forderungen in die
EU-Gesetzgebung aufgenommen wurden, an
die sich die EU-Länder anpassen müssen. Es
wird diskutiert, ob möglicherweise Länder mit
postsozialistischen Erfahrungen bessere Voraus-
setzungen für einen produktiven Umgang mit
dem Ansatz haben, aber es wird auch die Sorge
deutlich gemacht, dass spezifische Errungen-
schaften im Bereich der Frauenförderung abge-
baut werden könnten.

Europäische Vereinigung als Chance
Mit Blick auf die unterschiedlichen Frauenbe-
wegungen stellen die Herausgeberinnen die Fra-
ge, ob nicht gerade der Prozess der Europäi-
schen Vereinigung die Chance bietet, unter-
schiedliche Positionen in Frage zu stellen und
ggf. neu zu verhandeln. Noch nicht ausgemacht
scheint ihnen, ob die Verschiedenheit der Frau-
enbewegungen zu einer ,produktiven Vielfalt‘
oder zu ,neuen Dominanzen‘ führt.

Die in dem Band vereinten ausgewählten
Länderbeiträge umfassen Analysen aus alten
(Frankreich/Béatrice Durand, Finnland/Solveig
Bergmann), Spanien, Deutschland) und neuen
europäischen Ländern (Polen, Ungarn/Andrea
Petö), möglicherweise zukünftigen Ländern der
EU (Türkei) sowie einen Beitrag über den ,Fer-
nen Osten Europas‘, über Russland von Laris-
sa Lissjutkina. Durch die Auswahl der Länder
wird ein Spektrum unterschiedlicher Positio-
nen aufgezeigt, Erfahrungen älterer EU-Länder
und solcher, die erst später dazu gekommen
sind, sowie unterschiedliche historische und

kulturelle Kontexte. In Hinblick auf Polen und
Spanien zeigen Bozena Choluj bzw. Natàlia
Cantó Milà, welchen Einfluss der Katholizis-
mus auf die nationalen Frauenbewegungen hat.
Auch in dem türkischen Beitrag von Gül Aldi-
kaçti Marshall wird die besondere Rolle der
Religion – hier des Islam – betont, die geringe
politische Repräsentanz von Frauen in der Tür-
kei aufgezeigt, aber eben auch auf eine durchaus
lebendige Frauenbewegung verwiesen. Die tür-
kische Frauenbewegung befürwortet den Druck
der Europäischen Union auf die Türkei hinsicht-
lich rechtlicher Veränderungen und hegt große
Hoffnungen auf positive Gleichstellungswir-
kungen im Beitrittsprozess.

Zum richtigen Zeitpunkt
Die ,Töchter Europas‘ sind zum richtigen Zeit-
punkt erschienen. Das Interesse ist vergleichs-
weise groß, mehr über die 10 neuen europäi-
schen Mitgliedsländer zu erfahren. Die Nach-
frage nach einführender und vertiefender Lite-
ratur steigt, die Frage des Türkei-Beitritts be-
wegt die öffentlichen Gemüter.

Der differenzierte Ansatz des Bandes erlaubt
eine Perspektiverweiterung, die vor vorschnel-
len Verallgemeinerungen oder präjudizierenden
Klischees schützt und mithin (auch) den (femi-
nistischen) Horizont weitet und Perspektiven
für neue Bündnisse und strategische Koopera-
tionen erschließt.

Von besonderer Bedeutung ist der frauen-
und geschlechterpolitische Fokus des Bandes,
ist doch gerade die geschlechtliche Seite des
Erweiterungsprozesses in den Verhandlungen
der Beitrittsländer randständig geblieben und
konnte erst recht spät auf die politische Tages-
ordnung gesetzt werden.

Ein insgesamt durch und durch empfehlens-
werter Band, nicht nur für Wissenschaftlerinnen,
frauenpolitische Akteurinnen und Expertinnen.
Er ist Anregung und ,Bewegungslust‘ fördernd
auch für solche, die frauenpolitisch aktiv wer-
den wollen. Verständlich geschrieben, ist der
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Band auch für eine breitere Zielgruppe (politi-
sche BildnerInnen, MultiplikatorInnen oder ein-
fach inhaltlich Interessierte) sehr gut geeignet.

Claudia Neusüß, Berlin

Besprochene Literatur
Miethe, Ingrid/ Roth, Silke (Hg.), 2003: „Eu-

ropas Töchter – Traditionen, Erwartungen und
Strategien von Frauenbewegungen in Europa“,
Opladen: Leske + Budrich.

ANNOTATIONEN
....................................................................................................................................

ROBIN WUT PROJEKTWERKSTATT

Direct Action Kalender 2005
Reiskirchen: 2004

Wie der Name schon sagt, handelt es sich bei
dem Bändchen um einen Kalender, gespickt mit
zahlreichen Tipps zum zivilen Ungehorsam.
Einige sind eindeutig zur Nachahmung emp-
fohlen. Dazu zählt zum Beispiel der politische
Garten, in dem gemeinsam gepflanzt und ge-
erntet, aber auch gemeinsam gefeiert wird. Die
Aufgabenverteilung beruht auf Selbstorganisa-
tion, nicht auf Hierarchien. Denn Ziel und An-
spruch der Kalendermacher sind Bündnisse von
unten, ohne zentrale Entscheidungen und zen-
trale Strukturen. Wenn jemand eine kreative Idee
hat, soll er sie umsetzen, ohne sie zuvor ir-
gendwo absegnen zu lassen. Und wenn sich
Mitstreiter finden, können sie sich anschließen.
Unter den beschriebenen Aktionen befinden sich
allerdings auch andere, bei denen man sich
zumindest im rechtlichen Graubereich bewegt,
so dass man nicht alles gedankenlos nachma-
chen sollte, was die Autoren anregen. Der Ka-
lender informiert außerdem über rechtliche
Grundlagen von Hausdurchsuchungen, Fest-
nahmen und erkennungsdienstlicher Erfassung
bis hin zum DNA-Test. Bestellt werden kann er
im Internet unter www-aktionsversand.de.vu.

       ku

ROBERT-DAVIS, TANJA

Kinder Nepals.
Die Stimmen der Rugmark-Kinder.
Freiburg: Blauburg 2002.

Was auf den ersten Blick wie ein Kinderbuch
anmutet, ist nicht nur für kleine Leser gedacht.
Es ist ein Buch von Kindern für Kinder, aber
auch für Erwachsene. Denn nur sie können das
Schicksal der Berichtenden ändern. Die so ge-
nannten Rugmark-Kinder sind ehemalige Be-
schäftigte in Teppichfabriken, die dort zur Kin-
derarbeit gezwungen wurden. Häufig waren sie
unter zehn Jahre alt, als sie in die Fabriken ka-
men. Das Geld zu Hause reicht nicht einmal für
den Lebensunterhalt, geschweige denn für eine
Schulausbildung. So sehen die Eltern keinen
anderen Weg, als auch ihre Kinder mit in die
Teppichfabrik zu nehmen, wo sie zunächst Hilfs-
arbeiten verrichten und dann selbst knüpfen
müssen. Rugmark ist eine Organisation, die sich
gegen Kinderarbeit in Teppichfabriken einsetzt.
Sie stellt Qualitätssiegel aus für die Unterneh-
men, die niemanden unter 14 Jahre beschäfti-
gen. Alle anderen Kinder versuchen sie in Re-
habilitationszentren und Schulen unterzubrin-
gen. Mit ihnen sprach Tanja Roberts-Davis und
sie ließ die ehemaligen Arbeiter ihre Geschich-
ten selbst erzählen. Dadurch ist das Buch ein
authentisches Zeugnis in einer kindgerechten
Sprache. Und es ist drastisch in seinen Forde-
rungen: „Wenn Sie wirklich helfen wollen, dann
bitte ich Sie: Finden Sie einen Weg, um meinen
Freunden Bildung zu schenken, denn sie sind
Nepals Zukunft.“
       ku

�
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WALTER, FRANZ

Abschied von der Toskana.
Die SPD in der Ära Schröder
Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten 2004

Politische Essays mit Weitblick sind in der heu-
tigen Zeit keine Selbstverständlichkeit. Doch die
Sammlung von Franz Walter zeigt auf überra-
schende Weise, dass politische Prognosen mög-
lich sind. Der Göttinger Parteienforscher hat
sich in seinem Sammelband die Mühe gemacht,
seine Essays vom Rücktritt Lafontaines bis zur
Wahl Münteferings zum SPD-Vorsitzenden zu-
sammenzutragen. Geschildert wird die Krise
einer Volkspartei, der langsam die Basis verlo-
ren geht. Als Hauptursache benennt Walter ei-
nen Wertewandel und den Werteverlust einer
Partei, die sich ganz bewusst zu einer Partei der
Mitte entwickelt hat. Und genau darin sieht
Walter die Krux: Wer die Mitte vertreten möch-
te, hat nur eine Chance, wenn er sich nicht zu
scharf profiliert. Genau dieses Profil vermissen
aber die traditionellen Anhänger der SPD. Eine
Patentlösung liefert Walter der SPD nicht –
allerdings die Hoffnung darauf, dass sich unse-
re Gesellschaft generell in einem Wandel befin-
det und die SPD sich darauf früher eingestellt
hat als die CDU. Ihr prophezeit er ähnliche Gra-
benkämpfe, wie sie die SPD teilweise schon
hinter sich hat. Und auch in diesem Punkt  be-
weist der Essayist Weitsicht – wenn man sich
den aktuellen Richtungsstreit innerhalb der
CDU/CSU anschaut.        ku
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Otto Kallscheuer, Kirche als Bewegung? Das Pontifikat Johannes Pauls II.,
FJNSB 4/2004, S. 7-15
Die internationale Struktur der römisch-katholischen Kirche entspringt weniger der allumfassen-
den Mission Jesu Christi als dem Ergebnis der päpstlichen Revolution des 11. Jahrhunderts gegen
die christliche Machthaber und der Reaktion auf Nationalismus und Liberalismus des 19. Jahrhn-
derts. Letztere führten zur Niederlage der Idee weltlicher Macht der Kirche, die mit dem 2.Vatika-
nischen Konzil letztendlich eingeräumt wurde. Darauf wurde allerdings eine andere Art internati-
onaler Führung möglich. Das Pontifikat Papst Johannes Paul II. stellte eine sehr starke Variante
dieser neuen meta-politischen Möglichkeiten. Mit Johannes Paul II. stieg der Vatikan zu einem
internationalen Akteur auf, der als moralische Supermacht agiert. Wichtige Teile seiner Idee der
Ecclesia liegen in der polnischen Geschichte und dem antitotalitärem Widerstand der Solidarnosc-
Bewegung begründet. Allerdings bleiben unter ihm die weiteren Versprechen des 2. Vatikanischen
Konzils, strukturelle und theologische Reformen, unerfüllt.

Otto Kallscheuer,The Roman Church as charismatic movement?
Remarks on John Paul II. Performance as Pope, FJNSB 4/2004 pp. 7-15
The international structure of the Roman Catholic Church does not stem out directly from Jesus
Christ’s all-embracing mission. It is rather the late outcome of the papal revolution of the 11th

century against Christian emperors and kings and of the catholic reaction of the 19th century against
nationalism and liberalism, when the very idea of the secular power of the church was defeated.
With the Second Vatican Council the church finally accepted this defeat. Now a different use of its
international leadership became possible. The Pontificate of John Paul II provided a very powerful
mediatic version of these new meta-political possibilities. With John Paul II the Vatican became a
truly global player acting as moral Superpower in world politics.
Important features of his very idea of the ecclesia militans are shaped by Polish national history and
the antitotalitarian resistance of the Solidarnosc-movement. But John Pauls II. charismatic leadership
left other promises of Vaticanum II unfulfilled: constitutional reform and theological reformation.

Marie-Theres Wacker: Gender trouble im Vatikan.
Das „Schreiben an die Bischöfe der katholischen Kirche über die Zusammenarbeit von Mann und
Frau in der Kirche und in der Welt“ – Darstellung und Analyse, FJNSB 4/2004, S. 16-20
Ein Schreiben der vatikanischen Glaubenskongregation vom Juli 2004 hat neben der feministi-
schen Patriarchatskritik erstmals auch die sex/gender-Dekonstruktion als nicht in Übereinstim-
mung mit den römisch-katholischen Perspektiven einer ,Förderung der Frau‘ zurückgewiesen.
Der Beitrag rekonstruiert textimmanent die Anthropologie des Dokuments, analysiert kritisch
dessen Hermeneutik und benennt als Kontext insbesondere die öffentliche Diskussion um rechtli-
che Gleichstellung hetero- und homosexueller Partnerschaften.

Marie-Theres Wacker: Gender Trouble in Vatican. „A letter to the bishops of the catholic church, concerning
the cooperation between man and woman in parishs and in the world”, FJNSN 4/2004, pp. 16-20
A document issued in july 2004 by the Vatican Congregation for the Doctrine of the Faith disapproved –
besides feminist criticism of patriarchate – for the first time sex/gender deconstruction as not in accordance
with Roman Catholic perspectives for a ,promotion of woman‘. The article reconstructs the document’s
anthropology, presents a critical analysis of its hermeneutics and proposes as its context particularly the
current discussion, if homosexual partnerships should be legally equal to heterosexual ones.
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Dieter Rucht/Mundo Yang: Wer demonstrierte gegen Hartz IV?, FJNSB 4/2004, S. 21-27
In einer aktuellen Untersuchung zu der Frage, wer demonstrierte im Frühherbst 2004 gegen Hartz IV
kommen die beiden Berliner Sozialwissenschaftler vom Wissenschaftszentrum Berlin, Dieter Rucht und
Mundo Yang, zu folgenden Erkenntnissen: Der typische Demonstrant kommt aus dem Osten, ist männ-
lich, im Alter zwischen 50 und 55 Jahren, steht in einem unsicheren Arbeitsverhältnis oder ist arbeitslos.
Er kehrt sich von den etablierten Parteien ab und tendiert am ehesten zur PDS. Entgegen der öffentlichen
Wahrnehmung gibt es unter den Demonstrierenden keine markante Hinwendung zu rechtsradikalen
Parteien. Vielmehr ist der typische Demonstrant deutlich links und postmaterialistisch orientiert; er
betrachtet den Sozialismus als eine gute Idee, die aber schlecht ausgeführt worden sei. Rucht/Yang
betonen zugleich, dass mit dieser Charakterisierung lediglich Tendenzen bzw. Schwerpunkte bezeichnet
werden. Es wäre falsch zu behaupten, nahezu alle Demonstrierenden entsprächen diesem Bild.

Dieter Rucht/Mundo Yang: Who demonstrated against Hartz 4?
FJNSB 4/2004, pp.  21-27
In a recent research on the demonstrations against Hartz 4 in spring 2003 Rucht and Yang, social
scientists at the Wissenschaftszentrum Berlin, came to these conclusions: the average demonstrant
is between 50 and 55 and is unemployed or potentially threatened by unemployment. He rejects
established parties and tends most to PDS. Despite public opinion there is no affinition to extreme
rightwing parties. Rather is his attitude definitely left and post-materialistic; he assumes that socia-
lism is a good idea, which was carried out in a bad manner. But the authors stress that these
characteristics are merely  tendencies and not all of the demonstrants fit to this pattern.

Ulrich Willems, Religion und soziale Bewegungen – Dimensionen eines Forschungsfeldes, FJNSB
4/2004, S. 28-41
Anders als in den Sozialwissenschaften insgesamt hat die Renaissance der Religion als Faktor der
gesellschaftlichen und politischen Wirklichkeit in der Bewegungsforschung noch nicht zu einer
angemessenen Berücksichtigung des Verhältnisses von Religion und sozialen Bewegungen ge-
führt. Nach wie vor wirken vor allem das Säkularisierungstheorem sowie die Überzeugung vom
traditionalistischen oder gegenmodernen Charakter der Religion als kognitive Barriere. Ihre kriti-
sche Überprüfung zeigt jedoch, dass sie diesen blinden Fleck der Bewegungsforschung nicht zu
rechtfertigen vermögen. Der Beitrag entfaltet anschließend vier Dimensionen einer Erforschung
des Verhältnisses von Religion und sozialen Bewegungen, nämlich (1) Religion als Ressource
sozialer Bewegungen, (2) gemeinsame Herausforderungen und Probleme sozialer und religiöser
Bewegungen, (3) neue religiöse Bewegungen als Akteure sozialen und politischen Wandels und (4)
die religiöse Dimension neuer sozialer Bewegungen.

Ulrich Willems, Religion and social movements – developing dimensions for a field of research,
FJNSB 4/2004, pp.  28-41
Though social sciences in general do deal with religion as a feature in society and politics there has
been no sufficient treatment in the field of social movement research. Characterizing  religion as
traditional and anti-modern causes a cognitive barrier. But examining it critically, the blind spot
cannot be sustained. The article develops four dimensions in the relation between religion and social
movements as there are (1) religion as a source of social movements, (2)both  face the same
challenges, (3) new religious movements as protagonists causing political and social change and (4)
the religious dimension of new social movements.
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Michael Minkenberg: Die Christliche Rechte in den USA als politischer Akteur. FJNSB 4/2004, S. 42-52
Im vorliegenden Beitrag wird die politische Rolle der Christlichen Rechten in den USA, insbesondere
ihr Aktionsrepertoire und ihr Aktionsradius untersucht. Hierzu werden die Agenda der Christli-
chen Rechten sowie Wandlungen in ihrem Organisationsfeld im Übergang vom 20. zum 21.
Jahrhundert aufgezeigt und sodann in Beziehung zum politischen Umfeld, insbesondere der Repu-
blikanischen Partei gesetzt. Es wird die These vertreten, dass die Eigenständigkeit der Christlichen
Rechten einer zunehmenden Unterwerfung unter die Regeln der Parteipolitik und einer Instrumen-
talisierung durch die Partei gewichen ist.

Michael Minkenberg: The Christian Right in the USA as a political actor, FJNSB 4/2004, pp. 42-52
The article examines the political role of the Chrisrian Right in the US, focussing on their repertoire
and radius of action. It shows their agenda and changes in the organizational field at the transition
fron 20th to 21st century. Furthermore it is set into relation to its political environment, especially the
Republican Party. It is claimed, that independence of the Christian Right is substituted by subjuga-
tion to party politics and instrumentalization by the party.

Michael Haspel: Organisierte religiöse Akteure in der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung
und in der Bürgerbewegung in der DDR, FJNSB 4/2004, S. 53-60
Die evangelischen Kirchen in der DDR und die schwarzen Kirchen in der Bürgerrechtsbewegung in
den USA stellen zwei der wenigen Beispiele von nicht-fundamentalistischen protestantischen Kirchen
dar, die in gesellschaftlichen Transformationsprozessen eine wesentliche Rolle gespielt haben. Bei
beiden war ein wichtiger Faktor, dass sie durch den Grad ihrer Institutionalisierung und die Verfügung
über Ressourcen eine bedeutsame Rolle für die jeweilige soziale Bewegung spielen konnten. Dass sie
aber auch bereit waren, ihre Möglichkeiten zur Unterstützung der Anliegen der sozialen Bewegungen
einzubringen, wird in dieser Analyse auf die Veränderung ihrer theologischen Reflexion, auf eine
bewußte Kontextualisierung in der jeweiligen gesellschaftlichen Situation zurückgeführt.

Michael Haspel: Organized religious protagonists in the US civil rights movement and the civil
movement in the GDR, FJNSB 4/2004, pp. 53-60
The Protestant churches in the German Democratic Republic and the Black churches in the civil
rights movement in the United States are two among very few examples for non-fundamentalist
Protestant churches which were decisively involved in processes of social transformation. In both
cases it was paramount that the churches were developed institutions with substantial resources at
hand in order to play an important role in the respective social movements. In order to explain why
the churches were willing to commit their resources for the sake of the social movements, in this
analysis it is argued that a decisive development in the mode of theological reflection took place. In
both cases theological contextualisation in the given situation was the presupposition for the
involvement of the churches in the social movements.

Dietrich Reetz: Aktuelle Analysen islamistischer Bewegungen und ihre Kritik, FJNSB 4/2004, S. 61-68
Der Beitrag setzt sich mit der Verwendung der Begriffe Fundamentalismus, Islamismus, Radika-
lismus und Militanz in der wissenschaftlichen Literatur auseinander. Er befürwortet eine erweiterte
Auslegung des Islamismus-Begriffs, die über politische und ideologische Aspekte hinaus auch
religiösen Aktivismus erfasst. Zugleich erscheint eine gesonderte Beachtung religiöser Antriebs-
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kräfte unerlässlich. Dabei gilt es, sowohl die Dynamik der Reinigungsdiskurse als auch die Vielfalt
von Interpretation und Praxis im Islam zu berücksichtigen. Nur in einer doppelten Zuordnung
politisch-sozialer wie auch religiöser Momente lässt sich eine genauere Verortung islamistischer
Gruppen vornehmen. Dies wird an vier angenommenen Grundtypen islamistischer Bewegungen
veranschaulicht: politischen Parteien, militanten Gruppen, Sozialverbänden sowie religiösen Er-
weckungs- und Missionsbewegungen. Diese machen die Notwendigkeit eines multifokalen und
interdisziplinären Analyseansatzes deutlich.

Dietrich Reetz: Topical analysis of islamistic movements and ist criticism, FJNSB 4/2004, pp. 61-68
The paper discusses the meaning of Fundamentalism, Islamism, Radicalism and Militancy as used in
the research literature. It argues in favour of an extended interpretation of Islamism going beyond
political and ideological aspects to include also religious activism. It seems equally important to pay
separate attention to religious motivation and background of these movements. This particularly
applies to the dynamics of puritan and reformist discourse and to the existence of competing interpre-
tations and practices in Islam. Only a composite understanding of socio-political and religious
aspects can give a true picture of Islamist groups. This is discussed on four assumed prototypes of
Islamist movements: political parties, militant groups, social welfare organisations, religious revival
and missionary movements. It demonstrates the need for a multi-focal and interdisciplinary approach.

Iris Wieczorek: Die sozialen und politischen Aktivitäten ‚neuer religiöser Bewegungen’ in Japan,
FJNSB 4/2004, S. 69-77
Das Phänomen neuer religiöser Bewegungen ist in Japan im Vergleich zu den USA und Europa stärker
ausgeprägt. Gegenwärtig existieren über 600 religiöse Gruppen und etwa 10% bis 20% der japanischen
Bevölkerung beteiligt sich an ihnen. Daher spielen die neuen religiösen Bewegungen in Japan eine bedeuten-
de gesellschaftspolitische Rolle. Dies wird im vorliegenden Beitrag anhand der Aktivitäten verschiedener
Religionsgemeinschaften illustriert. Dabei wird untersucht, inwieweit sich Aspekte des Wertewandels und
der politischen Gelegenheitsstrukturen auf die Mobilisierungsaktivitäten religiöser Bewegungen in Japan
auswirken. Ein besonderer Stellenwert wird den religiösen Bewegungen Aum Shinrikyô und Sôka Gakkai
beigemessen, die das Verhältnis zwischen Religion und Politik nachhaltig verändert haben.

Iris Wieczorek: Social and political activities of new religious movements in Japan, FJNSB 4/
2004, pp.69-77
Compared to the US and Europe, the phenomenon of new religious movements is in Japan relatively
strong. At present, nearly 600 religious groups exist and an estimated 10%-20% of the Japanese popula-
tion are members of new religious movements. They play a significant socio-political role in Japan. This
is illustrated in the paper by way of highlighting the activities of various religious movements. This paper
examines how value change and the political opportunity structures in Japan influence the mobilizational
activities of new religious movements. Special attention is given to the religious movements Aum Shinri-
kyô and Sôka Gakkai who have fundamentally changed the relationship between politics and religion.

Joachim Suess: Der Sektenkomplex. Über die Delegitimierung religiöser Alternativen durch den
pluralisierungskritischen Diskurs, FJNSB 4/2004, S. 78-85
Der Beitrag befasst sich mit den religiös-weltanschaulichen Pluralisierungsprozessen, die in den
westlichen Gesellschaften in der zweiten Hälfte des 20. Jh. einsetzten und beschreibt gesellschaft-
liche wie staatliche Reaktionen. Am Beispiel der Arbeit der Enquete-Kommission des Deutschen
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Bundestages zum Thema sogenannte Sekten und Psychogruppen und dem Gutachten der Bayer-
ischen Staatsregierung über gesundheitliche und rechtliche Risiken bei Scientology werden cha-
rakteristische Postulate des pluralisierungskritischen Diskurses sowie seiner Akteure analysiert.
Abschließend wird nach der Intention dieses Diskurses gefragt. Sie wird darin gesehen, den
Wettbewerb zwischen alten und neuen religiösen Systemen zu beschränken, indem moderne Alter-
nativen zu den etablierten Religionsgemeinschaften von vorne herein diskreditiert werden.

Joachim Suess: The complex of sects. On delegizimization of religious alternatives by a discourse
critical towards pluralization, FJNSB 4/2004, pp. 78-85
The article describes the way state and society react to  religious and ideological processes of
pluralization, which emerged in the second half of the 20th century. Charateristical postulates, which
a critical discourse on pluralization puts forward, are analyzed on the grounds of works on sects.
Asking for the purpose of this discourse, it is finally claimed, that that competition between old and
new religious systems shall be restricted by discrediting new religious movements in advance.

Alexander Leistner: Geburtshelfer oder Jungbrunnen? Das Verhältnis von Religion und sozialer
Bewegung am Beispiel der DDR-Friedensbewegung, FJNSB 4/2004, S. 86-90
Der Forschungsbericht versucht, exemplarisch an den Biographien von Akteuren der ostdeutschen
Friedensbewegung, die über 1989 hinaus bis heute aktiv sind, die Ursachen für die Langlebigkeit
des Engagements zu rekonstruieren. Fokussiert auf das Thema das Heftes wird gezeigt, dass
beziehungsweise wie die christliche Religion einen wesentlichen Beitrag für die Mobilisierung,
Legitimation und für die Dauerhaftigkeit der Friedensarbeit leistet.

Alexander Leistner: Midwife or foutain of youth? The relation between religion and new social
movement in the case of peace movement in the GDR, FJNSB 4,2004 pp. 86-90
The article aims to find out the reasons, why several protagonists out of the eastgerman peace
movement engaged that long, even after 1989. Using biographies it is argued that to a significant
share religion fostered mobilization, legitimation and durability.

Claudia Ritter: Ein Chamäleon und das Biest. Kollektive Identitätsbildung in der Europäischen
Union, FJNSB 4/2004, S. 91-95
Angesichts des Demokratiedefizits der Europäischen Union stellt sich die Frage, wie kollektive
Sensibilitäten für eine demokratische Einbeziehung und transnationale Solidaritäten ausgebildet
werden können. Entscheidend ist dabei nicht so sehr, dass eine europaweite Identität entstehen
kann, sondern welche spezifischen Konstruktionen europäischer Identitäten hervorgebracht wer-
den. Anhand eines Beispiels aus der kanadischen politischen Theorie soll verdeutlicht werden, wie
der an Nationalstaaten geschulte theoretische Blick auf die EU für Konstellationen von multination
polities geöffnet werden kann.

Claudia Ritter: A chameleon and the beast. Collectively creating an identity in the European
Union, FJNSB 4/2004, pp. 91-95
Facing the deficit of democracy in the Europeean Union, one has to ask about the way collective
sensivities for democratic inclusion and transnational solidarity can be encouraged. It is less deci-
sive that an European identity can be created, but rather which specific constructions will be borne.
Illustrated by an example from Canadian political theory shall be shown, how the perspective,
developed for nationstates can be transferred to constellations within the EU.
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